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Vorwort der Centralstelle. 



In weiterer Ausführung unseres Arbeitsplanes übergeben wir 
hiermit der Oeffentiichkeit eine Schrift, welche bestimmt ist, über 
die handelspolitischen Beziehungen Deutschlands zu den Ver- 
einigten Staaten von Amerika den Interessentenkreisen zuver- 
lässigen Aufschluss zu geben. 

Unsere Mitwirkung ist grundsätzlich auch hier darauf be- 
schränkt geblieben, zu Sammlung und übersichtlicher Darstellung 
der in Betracht kommenden Thatsachen anzuregen. Die per- 
sönlichen Ansichten des Herrn Verfassers vertreten wir nicht in 
allen Punkten; dies gilt auch von den Ergebnissen und Vor- 
schlägen, zu denen die Betrachtungen des Autors in der vorlie- 
genden Arbeit gefuhrt haben. 

Die Schrift enthält jedenfalls ein so reichhaltiges Material, 
dass wir uns der Hoffnung hingeben dürfen, sie werde allen den- 
jenigen willkommen sein, die an der künftigen Gestaltung unserer 
handelspolitischen Beziehungen zu den Vereinigten Staaten ein 
Interesse haben. 

Berlin, im Juni 1898. 

Centralstelle 
für Vorbereitung von Handelsverträgen. 
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Das AVirthschaftsgebiet 

der Vereinigten Staaten und die auf 

demselben erwachsende Konkurrenz 

für Europa. 

Um das Jahr 1600 war das heutige Gebiet der Vereinigten 
Staaten nur von indianischen Jägervölkem bewohnt, um 1750 
umsäumte es eine Reihe von ausschliesslich Ackerbau treibenden 
europäischen Kolonien, wiederum nach 150 Jahren ist auf ihm 
eine welt^yirthschaftliche Grossmacht ersten Ranges entstanden, 
welche sich vor allen Staaten durch die Vielseitigkeit der Pro- 
ductionszweige, vor den meisten auch durch die Massenhaftigkeit 
der erzeugten Produkte auszeichnet. 

Diesen Fortschritt hat die Einwanderung hervorgebracht, 
welche drei Jahrhunderte hindurch von dem Kulturcentrum der 
alten Welt aus den Ocean durchschifft hat, der uralten, seit 
Jahrtausenden von der wandernden Menschheit auf der Erde 
angenommenen Richtung folgend von Ost nach West. Kaum 
im Besitze einer neuen Heimat zogen viele der Ansiedler bald 
wieder weiter dem Sonnenuntergang entgegen, bis ihnen durch 
den langen, dicht bewaldeten Gebirgszug der AUeghanies Halt 
geboten wurde. Hier vollzog sich zunächst die Geschichte 
der englischen Kolonien. Sobald aber auf dem begrenzten 
Räume die politische Unabhängigkeit erkämpft worden war, 
wurde es dem freien unternehmungslustigen Volke zu eng. Immer 
unterstützt durch die Zuwanderung von Europa ergiesst sich der 
Menschenstrom über die weite Landmulde, in deren Tiefe der 
Mississippi von Norden nach Süden strömt, und deren Westen 
in einem zweiten Gebirge, den Rocky Mountains seine Grenze 
findet. In siebenzig Jahren werden die Golf- und Prairiestaaten 
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2 I. Das Wirthschaftsgebiet der Vereinigten Staaten. 

gegründet, und ihre Besiedelung wird wenigstens in den Umrissen 
vollzogen. Ein grosser Agrikulturstaat mit gewaltigem Export 
seiner südlichen Produkte ist jetzt auf dem nördlichen amerika- 
nischen Kontinente entstanden, an zahlreichen Orten mit wohl- 
fundirten Ansätzen der Industrie, des Bergbaues und des Handels 
versehen. Diese Keime spriessen nun üppig hervor und werden 
zu starken Pflanzen in einer dritten, auch die Gegenwart noch 
umfassenden Periode, in welcher wiederum westwärts fort- 
geschritten, die Hochebene zwischen dem Felsengebirge und 
der Sierra Nevada in Besitz genommen, und der Stille Ocean 
erreicht wird. Der Besiedelungsprocess des grossen Gebietes 
ist äusserlich vollendet, und zum intensiven Fortschritt im Innern 
ist jetzt erst die Volkskraft völlig frei geworden. 

Einen eigenartigen Charakter mussten wahrlich die Männer 
haben, welche dies Kolonisationswerk vollbrachten! Es waren 
nicht die Schlechtesten des Landes, welche im 17. und 18. Jahr- 
hundert Europa verliessen, Leute, welchen ihre religiöse und 
sociale Freiheit, die ihnen hier verkümmert wurde, mehr werth 
war als das Leben und die Heimat, Leute, denen es eine Lust 
war, zu wagen, zu kämpfen, denen es daheim zu eng geworden 
war, und die ihre Kraft rastlos bethätigen wollten. Natürlich 
konnten sie nicht alle so geartet sein; den kräftigen Führern 
schlössen sich andere weniger Entschiedene an, solche, deren 
Wesen es an sich war, dem Stärkeren zu folgen. Ansiedler, 
denen es gut ging, riefen Verwandte und Freunde herbei, in- 
dem sie ihnen die Annehmlichkeit des neuen Landes in rosigem 
Lichte zu schildern wussten. Endlich in unserem Jahrhundert, 
in dem eine Oceanreise kein Wagniss mehr ist, und Amerika 
überall geordnete und gesittete Zustände hat, lässt sich die 
Masse der Auswanderer nicht anders, als innerhalb ihres Vater- 
landes auch, von naheliegenden wirthschaftlichen Motiven leiten, 
wo der Landarbeiter in die^Stadt zieht, weil der Lohn dort 
höher ist, oder wo der Handwerker einen Ort verlässt, weil ihm 
darin zu viele Konkurrenten leben. Aber dennoch würde man 
das heutige Amerikanerthum nicht ganz verstehen, wenn man 
sich nicht stets entsinnen wollte, welche unternehmungsfreudige 
und kühne Generationen die Vorfahren des heutigen Volkes 
waren. 



I. Das Wirthschaftsgcbiet der Vereinigten Staaten. 3 

Dieser historisch gegebene Charakterzug wurde noch ver- 
tieft und verallgemeinert, in dem ganzen Volke entwickelt, aber 
auch zu einer Einseitigkeit gestempelt durch die Grösse und die 
natürliche Beschaffenheit des Einwanderungslandes. Eine im 
Verhältniss zu dem verfügbaren Räume kleine Bevölkerung, 
ausgerüstet mit der Erfahrung und den Kenntnissen alter 
Kultur, steht vor einer unabsehbaren Welt des Reichthums an 
gutem Land, unerschöpflichen Bergwerken, endlosen Wäldern, 
verkehrsdienlichen Flüssen und Seen. Alles das ist zu gewinnen, 
auszubeuten, Niemandem ist es verschlossen, und wer möchte 
zögern da zuzugreifen! Aber die Schätze können nur gehoben 
werden durch rastlose Energie, durch unverzagtes Verachten 
aller drohenden Hemmnisse und durch das geschickteste Aus- 
nutzen der gegebenen Kräfte. Wer es versteht, dem bleibt der 
grosse Erfolg nicht aus, wer ihn erkämpft hat, erkennt aber 
sofort, dass er nur den Anfang gemacht hat. Von den Vor- 
wärtsstürmenden fällt mancher zu Boden, der Nebenmann 
sieht es nicht, der Nachkommende schreitet gleichgiltig über 
ihn weg, sein Auge unverwandt auf das ferne, lockende Ziel 
gerichtet. 

Die nordamerikanische Nationalität enthält Züge des ruhe- 
losen und schrankenlosen Vorwärtsstrebens, des unverwüstlichen 
Optimismus, Eigenschaften, welche sich auf der Rennbahn des 
wirthschaftlichen Lebens am leichtesten studiren lassen. Hier 
fallt es uns auf, dass der eine Mann dem anderen in seinem 
Wesen ähnlich sieht, und sind wir lange genug im Lande, so 
begreifen wir, dass das ganze Volk eine mit den gleichen 
materiellen Interessen uniformirte Armee ist, welche im Begriff 
ist, das Gebiet, auf dem es steht, wirthschaftlich ganz zu erobern, 
und den Blick schon über die Grenzen hinaus schweifen lässt, 
hinter denen es Neues zu thun geben kann. 

Die Völker Europas, welche mit den Nordamerikanern 
innerhalb der Weltwirthschaft in Konkurrenz treten, müssen 
stets dessen eingedenk sein , wie dieser ihr Gegner beschaffen 
ist. Nicht das ist es allein, dass ihn Erfindertalent, unermüd- 
licher Unternehmungsgeist, zähe Energie, Unerschöpflichkeit 
und Skrupellosigkeit in der Wahl der zu ergreifenden Mittel 
auszeichnen, sondern es kommt hinzu, dass das ganze Volk 
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gleichartig empfindet und sich der Disciplin eines Führers streng 
unterwirft, der ihm den Glauben an seine weltgeschichtliche 
Mission der Erdenherrschaft erhält oder zu verstärken weiss. 

Die Grösse des amerikanischen Wirthschaftsgebietes hat nun 
nicht bloss gestaltend auf die Bildung des nordamerikanischen 
Volksgeistes eingewirkt, sondern sie ist zudem eine reale 
Macht im internationalen Wettbewerb. Zunächst ist auf seinen 
absoluten Umfang hinzuweisen. Es umfasst mit Ausschluss 
Alaskas und der Küstengewässer 3024880 englische Quadrat- 
meilen, erstreckt sich über fast 25 Breitengrade, birgt eine 
Fläche in sich, welche die des deutschen Reiches um mehr als 
das vierzehnfache übertrifft. Welch ein breiter und weiter 
Standort für die Produktion ist damit gegeben! Die Verschieden- 
artigkeit des mit solcher Ausdehnung verbundenen Klimas 
ermöglicht den Ackerbau in der gemässigten Zone und im 
subtropischen Gebiete. Während im hohen Norden und fernen 
Nordwesten Pelzwerk gewonnen wird, die Seehundsjagd und 
der Walfischfang Erfolge haben, gedeihen von der kanadischen 
Grenze an Mais, Weizen, Roggen, Hafer und Gerste, südlich der 
Tabak, der Wein, alle mitteleuropäischen Obstsorten und Ge- 
müse, und wenn wir uns weiter dem mexikanischen Golf nähern, 
folgt Baumwolle, Indigo, Orange, Reis und Zuckerrohr. 
Die Abstufung des Baumwuchses ist dem analog und bietet 
Nutz- und Brennholz in den mannigfachsten Arten. Für die 
Einwanderung konnte diese Vielseitigkeit kaum hoch genug 
veranschlagt werden. Die verschiedenen Nationalitäten, woher 
sie auch kommen, finden, falls sie wollen, wenigstens seitdem das 
ganze Land zugänglich ist, Gelegenheit, ein landwirthschaft- 
liches Gewerbe auszuüben, das sie in der Heimat kennen ge- 
lernt haben. Die Süditaliener können in Florida Agrumengärten 
anlegen, deutsche Bauern in den Präriestaaten Getreide säen, 
Franzosen und Ungarn am Ohio Weinreben pflanzen, Norweger 
und Schweden im Norden als Holzfäller und Flösser thätig 
sein. Das amerikanische Wirthschaftsgebict dürfte von anderen 
Volkswirthschaften abgeschlossen werden, ohne aus Mangel an 
Vielartigkeit zu verkümmern und ist kaum der Gefahr eines 
allgemeinen Ernteausfalles ausgesetzt, da die klimatisch kon- 
tinentale und oceanische Differenzirung eine Art natürlicher Ver- 
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Sicherung gegen das zu weite Umsichgreifen von Dürre oder 
Feuchtigkeit bedeutet. 

Doch sind wir mit der Hervorhebung einer gewissen Selbst- 
genügsamkeit schon bei der Werthschätzung der heutigen 
relativen Grösse des Vereinigten Staatengebietes angelangt. 
Gross ist es im Vergleich zu der Bevölkerung, die auf ihm 
wohnt. Es ist im Allgemeinen dünn besiedelt und bietet einen 
ungeheuren Spielraum für die Gütererzeugung. Auf der eng- 
lischen Quadratmeile lebten Einwohner: 

1820 1890 

in England und Wales 207 497 

» Italien 138 260 

» Deutschland 124 236 

» Frankreich 172 188 

» Oesterreich 99 171 

» Russland 20 42 

» Europa 54 90 

» den Vereinigten Staaten .... 3 21 

D. h. das letztgenannte Land ist nur 2/9 so dicht bevölkert als 
der Erdtheil Europa, welcher nicht viel grösser ist als jenes. 
Dieser relativ dünnen Bevölkerung steht ein verhältnissmässig 
grosser, nutzbarer Boden zur Verfugung. 

Nach dem letzten Censusbericht betrug das Farmland 
623218619 Acres, von welchen 3S7616755 irgend welcher land- 
oder forstwirthschaftlichen Kultur unterstanden. Auf Mais ent- 
fielen 72,08 Millionen, auf Weizen 33,57, auf Hafer 28,32, auf 
Baumwolle 20,17, auf Gerste 3,22, auf Roggen 2,17, auf Heu 
52,94, auf Kartoffeln 3,12, auf Flachs 1,31; als unter einer Million 
Acres sind zu nennen Buchweizen mit 910000, Tabak mit 695000, 
Sorghum mit 415000, Zuckerrohr mit 274000, Erdnüsse mit 
203000, Gartenland mit 1720CO, Reis mit 161 000, Besenkorn 
mit 93000, Hopfen mit 50000, Hanf mit 25006. Die auf Ge- 
treide allein entfallende Fläche von 138 Millionen Acres deckt 
sich mit der Grösse des deutschen Reiches, ohne dessen Kolo- 
nien, die gesammte, die genannten landwirthschaftlichen Produkte 
erzeugende Fläche von 220 Millionen ist gleich dem gesammten 
Staatgebiet von Belgien, Frankreich, der Schweiz und Italien. Der 
Rest des kultivirten Farmbesitzes ist vor allem auf Brache, dann 
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auf Wald, Wege, Wohnraum und geringe oben nicht genannte 
Produktionsarten zu verrechnen. 

Wie viel bisher unbenutztes Land noch in den Vereinigten 
Staaten zur Landwirthschaft gebraucht werden kann, ist schwer 
zu sagen. Im Farmbesitz befanden sich 1890 265601 864 Acres, 
an welche die menschliche Arbeitskraft noch nicht heran- 
getreten war, wenn auch ein Theil davon zu Weidezwecken 
Verwendung fand. Nun muss man weiter bedenken, dass der 
gesammte Farmbesitz nur 32,79 Proc. der ganzen Landfläche aus- 
machte. Wenn auch ausser Zweifel steht, dass von den übrigen 
zwei Dritteln des Gebietes grosse Strecken in den Gebirgen und 
Sümpfen liegen und landwirthschaftlich nicht nutzbar sind, so 
muss man doch den bisherigen Anbau — das ganze »improved 
land« auf 18,82 Proc. der Gesammtfläche gerechnet — als 
einen noch wenig ausgedehnten bezeichnen, wenn man ihn mit 
den europäischen Ländern vergleicht. In der Schweiz, welche 
28,4 Proc. unproduktives Land hat, sind z. B. 35,8 Proc. des 
Landes Gras und Wiese, 16,4 Proc. Garten und Felder, in Italien 
36 Proc. unter Feld- und Graskultur, in Frankreich werden 
70 Proc. des Bodens landwirthschaftlich benutzt, in Oesterreich- 
Ungarn sind Acker-, Garten- und Weinland 40 Proc, Wiese und 
Weide 23,9 Proc. 

Nach dem officiellen Jahresbericht von 1895 hat die nord- 
amerikanische Union, das mag zur Ergänzung erwähnt werden, 
ohne Alaska und ohne Indianerreservationen, noch 600 Millionen 
Acres öffentliches Land zur Verfügung, von denen erst 3 16 651 861 
vermessen sind, also noch eine Domaine, welche dem gesammten 
jetzigen Farmbesitz ungefähr gleichkommt. 

In welchem Mafse die nordamerikanische Konkurrenz der 
europäischen Landwirthschaft in Zukunft empfindlich sein wird, 
ist natürlich aus den mitgetheilten Ziffern nicht zu ersehen. 
Hierbei kommen ausser der Grösse der nutzbaren Bodenfläche 
noch viele andere wichtige Momente in Betracht, w4e z. B. die 
Entwicklung der landwirthschaftlichen Technik und der Ver- 
kehrsmittel, und die Zukunft des Zinsfusses. Der letztere wird 
gewöhnlich wenig beachtet. Nach dem Census von 1890 war 
am I. Januar dieses Jahres der ländliche Grundbesitz mit 
2 209 148 431 Dollars Hypothekenschulden belastet, fiir welche 
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im Durchschnitt 7,36 Proc, Zinsen zu zahlen waren. Mit dem 
sicher zunehmenden Kapitalreichthume und mit der Einrichtung 
guter Hypothekenbanken kann der 5 Proc. - Zinsfuss in nicht zu 
ferner Zeit sicher erreicht werden. 

Jedenfalls hat in den letzten 10 Jahren die Erzeugung und 
der Export von Weizen und Mais erheblich zugenommen: 





Weizen- 


Weizen- 


Export von 


Mais- 


Mais-Export 


Jahre 


Produktion 


Export 


Weizenmehl 


Produktion 




Mill. Busheis 


Mill. Busheis 


Mill. Busheis 


Mill. Busheis 


Mill. Busheis 


1885 


357 "2 


84653 


10648 


1936 176 


51834 


1890 


399 262 


54387 


12 231 


I 489 970 


loi 973 


1892 


515949 


157280 


15 196 


I 628 464 


75451 


1896 


427 684 


145 076 


14620 


2 283 875 


176905 


1897 


über 500000 


— 


— 


2316000 


— 



Für die Produktion das Kalenderjahr, für den Export i. Juli des vorher- 
gehenden bis 30. Juni des genannten Jahres. 

Die Einfuhr von Weizen und Mais ist dem gegenüber ganz 
gering, betrug 1885 von letzterem 4507, 1890 1626, 1892 
15290 Busheis, von dem ersteren in denselben Jahren 206556, 
157060, 2459602 Busheis (i Bushel = 0,3524 Hektoliter). 

Wenn wir noch folgende Tabelle hinzufügen: 





. e-O 


CS .na 


. rt na 


C . TS 




Export von 
Fleischpro- 
dukten, Butter 
und Käse 
Mill. Doli. 


Jahre 


Rohtabak 
Produktio 
Mill. Pfun 


Export vo 

Rohtabak 

Mill. Pfun 


Baumwoll 
Produktioi 
MÜI. Pfun 


Export vo 
Rohbaum 

wolle 
Mill. Pfun 


Export vo 

lebendem Vi 

Mill. Doli 


1867 


313,7 


185 (1870) 


931 


661 


1,0(1870) 


29 (1870) 


1881 


449.8 


^235(1883) 


3039 


2191 


10,7 (1883) 


109(1883) 


1885 


562,7 


219 


2625 


1892 


14,5 


107 


1888 


565,7 


249 


3291 


2364 


12.8 


93 


1892 


— 


'240 


4272 


2787 


36,5 


140 


1895 


— 


293 


4587 


3316 


35,5 


123 



so haben wir wohl die Bedeutung der Vereinigten Staaten als 
Produktions- und Exportland landwirthschaftlicher Erzeugnisse 
hinlänglich gekennzeichnet. 
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Es ist nun ferner hervorzuheben, dass in den letzten dreissig 
Jahren auch der Bergbau und die mit ihm verbundene Rohstoff- 
erzeugung enorme Fortschritte gemacht hat, und dass auf diesem 
Gebiete die Gaben von der Natur so reichlich bemessen sind, 
dass man ihren Umfang noch gar nicht, oder nur höchst unvoll- 
kommen abschätzen kann. Einige statistische Angaben über 
Produktion und Export mögen hier Platz finden: 





Steinkohlen- 
Produktion 


Roheisen 


Silber 


Kupfer- 
Produktion 


Jahre 












in Tonnen 


in Tonnen 


Dollars Werth 


lange Tonnen 
= 2240 Pfund 


1840 


I 800000 


287000 





__ 


1850 


8000000 


564000 


50000 


100 (1845) 


1860 


15200000 


I 205 663 (1867) 


150000 


7200 


1870 


32900000 


I 711 000 


16000000 


12600 


1880 


70500000 


3835000 


39000000 


27000 


1890 


140 800 000 


9 202 000 


70 464 000 


115 966 


1893 


182200000 


9807123 


77575000 


147 033 





Export von Roh- 


Blei- 


Export 

von Dl^i 


Petroleum- 


Petroleum- 


Jahre 


kupfer und ver- 
arbeitetem 


Produktion 


und Blei- 
waare 


Produktion 
Gallonen 


Export 




Dollars Werth 


in Tonnen 


Doli. W. 


= 3, 78 Liter 


Mill. Gall. 


1840 


— 


1500(1830) 


— 


— 


— 


1850 


— 


22000 


— 


— 


— 


1860 


432570(1864) 


15600 


106527 


21 000000 


— 


1870 


I 042 246 


17830 


28315 


218619000 


152 


1880 


849218 


97825 


49899 


I 104 017 000 


371 (1879) 


1890 


10 187024 


160700(1887) 


181 030 


I 924 552 000 


693 


1893 


18932642 


— 


508090 


2023331000 


804 



Auch für die mineralischen Produkte können wir sagen, dass 
trotz stark zunehmenden heimischen Konsumes der natürliche 
Reichthum des Landes so gewaltig ist, dass er eine Entwickelung 
grossen auswärtigen Absatzes zulässt. 

Indessen wäre es ganz verkehrt, etwa deshalb die Ver- 
einigten Staaten ein ausschliessliches Agrikulturland oder einen 
Rohproducenten der Weltwirthschaft zu nennen, weil zwei zu- 
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sammenliegende Kriterien eines solchen Zustandes, eine im Ver- 
gleich zur Gesammtfläche dünne Bevölkerung und ein aus- 
geprägter Export agrarischer und anderer Rohprodukte vorhanden 
sind. Sie sind, und darin besteht gerade die Eigen- 
thümlichkeit ihres heutigen Wirthschaftsgebietes, 
zugleich ein bereits hochentwickelter Industrie-, 
Verkehrs- und Handelsstaat. Diese Vereinigung, 
welche sich in den nächsten Jahrzehnten noch in 
grösseren Dimensionen und in vielgestaltigerer Art 
zeigen wird, charakterisirt ihre heutige weltwirth- 
schaftliche Stellung und ist die entscheidende Ur- 
sache einer volkswirthschaftlichen Ueberlegenheit 
über die europäischen kontinentalen Staaten. 

Dass wir die Vereinigten Staaten als eine intensive Volks- 
wirthschaft ebenfalls ansehen können — wie sie ein Land mit 
ausgebildeten Industrien, Transport- und Handelseinrichtungen 
ist — , ergiebt sich zunächst aus der absoluten Zahl und dann 
aus der Vertheilung der Bevölkerung. 

Im Gesammtgebiete ist nach den Censusaufnahmen der fol- 
gende Bevölkerungsfortschritt eingetreten: 

Procentsatz des 
Censusjahre Bevölkerung Zuwachses in 

den Dekaden 

1790 3929214 — 

1800 5308483 35,»o 

1810 7239881 36,38 

1820 9633822 33,07 

1830 12866020 33,55 

1840 17069453 32,67 

1850 23 191 876 35,87 

1860 31 443 321 35,58 

1870 38558371 26,64» 

1880 50 155 783 25,96* 

1890 62 622 250 24,86 

♦ Nach späterer Berichtigung der Fehler von 1870. 

Wir dürfen mit Sicherheit annehmen, dass am Beginn des 
kommenden Jahrhunderts die Summe von 75 Millionen Einwohnern 
erreicht sein wird, wobei wir im Hinblick auf die in den letzten 
Jahren nachlassende Einwanderung, und auf das aus der Tabelle 
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sich ergebende schrittweise Sinken des Zuwachses, nur eine Ver- 
mehrung von 20 Proc. zu Grunde legen. 

Diese 75 Millionen Menschen sind Konsumenten der ameri- 
kanischen Industrie, bedeuten für dieselbe einen starken 
gesicherten Absatz. Dies darf man, da es keinen inter- 
nationalen Freihandel giebt, nicht vergessen, wenn man die 
Expansionskraft der nordamerikanischen Industrie mit derjenigen 
europäischer Staaten vergleicht. 1890 hatte z. B. Deutschland 
49,4, Italien 30,1, Oesterreich-Ungarn 42,8 Millionen Einwohner. 
Natürlich wird auch in diesen Staaten die Bevölkerung anwachsen, 
aber da ihnen die Vortheile des grossen ausbaubaren 
Wirthschaftsgebietes fehlen, in einem relativ geringeren 
Grade. Und dieser Vortheil Nordamerikas, wenn er sich auch 
mit der Zeit mindert, wird in 50 Jahren noch nicht verloren 
gegangen sein. Ein starker inländischer Verbrauch will aber 
nicht nur sagen, dass ihm entsprechend die Industrie des Landes 
anwächst. Jede grosse, dauernde und wachsende Nachfrage zieht 
auch eine Ausdehnung des Grossbetriebes nach sich, eine Stei- 
gerung der Arbeitstheilung, einen rascheren Umschlag des 
Kapitals , mithin dem Auslande gegenüber eine steigende Kon- 
kurrenzfähigkeit. 

Allein eine Grossindustrie braucht zu ihrer Entfaltung ausser 
dem Absatz auch eine ausreichende Menge von Arbeitskräften. 
Dass es ihr in den Vereinigten Staaten in ihren Centren an 
denselben nicht mehr mangelt, ersehen wir aus der Verthei- 
lung derBevölkerung innerhalb des Gesammtgebietes. Wäh- 
rend die Union 1890 auf die englische Quadratmeile gerechnet 
21,31 Einwohner zählte, hatte ihr nördlich atlantischer 
Theil, d. h. New -England, New -York und Pennsylvanien, be- 
reits 107,37, Massachusetts allein 278,48, Rhode Island allein 
318,44, d. h. der letztere Staat hatte die Bevölkerungsdichtigkeit 
von Holland, der vorhergenannte übertraf die von Italien. 

Aber auch im Inneren des Landes giebt es Staaten, welche 
bereits eine ziemliche Dichtigkeit aufweisen, so Ohio mit 90,10, 
Indiana mit 61,05, Illinois mit 68,33. Diese beiden Staaten ge- 
hören zu dem sogenannten nördUch centralen Gebiete, welches 
ausserdem noch Michigan, Wisconsin, Minnesota, Jowa und 
Missouri umschliesst. Im Durchschnitt hat es nur 29,68. Das 
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südlich centrale mit Kentucky, Tennessee, Alabama, Mississippi, 
Louisiana, Texas, Oklahoma, Arkansas hat 18,4, das südlich 
atlantische mit Delaware (85,77), Maryland (105,72), District of 
Columbia, Virginia (41,27), Westvirginia, Nord- und Südcarolina, 
Georgia, Florida (32,98); das westliche mit Montana, Wyoming, 
Colorado, New-Mexico, Arizona, Utah, Nevada (0,42), Idaho, 
Washington, Oregon und Kalifornien (7,35) nur 2,58. 

Legen wir diese geographische Fünftheilung zu Grunde, so 
erhalten wir nach dem letzten Census von der Vertheilung der nord- 
amerikanischen Industrie in der nachfolgenden Tabelle ein Bild. 
Zur Industrie sind alle Manufakturen und mechanischen Werk- 
stätten gerechnet, die ein Produkt im Werthe von 500 Dollars 
und mehr erzeugten. Bergwerke und Steinbrüche sind aus- 
geschlossen. Das statistisch ermittelte Kapital umfasste sowohl 
das umlaufende, das zur Zeit der Aufnahme vorhandene Roh- 
material, Halbfabrikat, fertige Produkt, Geld, als auch das fixe, 
wie Gebäude, Boden, Maschinen u. s. w:: 
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Der nördlich atlantische Theil, die sogenannten Oststaaten, 
umfassten etwa die Hälfte der Industrie und haben demgemäss 
auch die dichteste Bevölkerung, dann folgt das nördliche Cen- 
trum mit nicht ganz einem Drittel der Kapitalien und Arbeits- 
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kräfte bei einer allerdings dem nicht entsprechenden Dichtigkeit, 
da es auch rein agrare Staaten wie Jowa und Wisconsin ein- 
schliesst. Der südlich atlantische Theil tritt trotz seiner relativ 
stärkeren Bevölkerung, die sich aus seiner alten Ansiedelung 
erklärt, industriell sehr zurück; nur Maryland und der Distrikt 
Columbia und ein Theil von Virginia erscheinen gewerblich 
einigermaassen bedeutsam. Das südliche Centrum hat seine ge- 
werbliche Kraft dem Staate Kentucky mit seinen Eisengiessereien, 
Brennereien und der Holzindustrie, ferner Alabama und Tennessee 
mit ihren Eisen- und Stahlwerken, welche 1880 noch gering- 
fügig waren, zu verdanken. Im Uebrigen ist es noch ganz land- 
wirthschaftlich. Zuletzt steht in der Reihe der industriellen 
Entwickelung der ferne Westen, in welchem eigentlich nur Orte 
am Stillen Ocean, besonders die Stadt San Francisco in Kali- 
fornien, als grössere gewerbliche Plätze zu nennen sind. Die 
statistischen Angaben liefern uns jedenfalls den Beweis, dass, 
wenn auch der industriell -agrarische Gegensatz von Osten und 
Westen vorhanden ist, derselbe keineswegs ein so absoluter ist, 
wie der von Norden und Süden vor dem Secessionskriege. Die 
Industrie entsteht heute überall, wo die natürlichen Vor- 
bedingungen dazu vorhanden sind, weil die socialen im ganzen 
Gebiete die gleichen oder ähnliche sind. Damit wird die Einseitig- 
keit der wirthschaftlichen Interessen in den grossen agrarischen 
Landestheilen durchbrochen und der Gefahr definitiv vor- 
gebeugt, dass die Union in einen östlichen und west- 
lichen Theil politisch zerfällt. 

Der Census von 1890 giebt auch beachtenswerthe Aufschlüsse 
über das Wachsthum der Industrie in den letzten vierzig 
Jahren. Wir können hier nur die zusammenfassenden Ziffern für 
das ganze Gebiet zur Mittheilung bringen (s. nebensteh. Tab.). 

Die Zunahme ist seit 1860 ganz hervorragend, und am 
stärksten in der letzten Dekade. In dieser hat sich das Kapital 
weit mehr als verdoppelt, die Zahl der Etablissements hingegen 
hat nur einen Zuwachs von 27 Proc. erfahren Die Ausbildung 
des Grossbetriebes ist der Schluss, den diese Ziffern nothwendig 
machen. Die Arbeiterzahl ist um 65 Proc, die Löhne um 131 Proc. 
gestiegen, d. h. das Einkommen der Lohnarbeiter ist bedeutend 
grösser geworden. 
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Jahre 


1850 


1860 


1870 


1880 


1890 


Zunahme 

in Proc. seit 

1880 


Zahl der Etablisse- 
ments 

Kapital MilUonen 
Doli 

Summe der Löhne 
Millionen Doli. . 

Werth des Ge- 
brauchsmaterials 
Millionen Doli. . 

Werth der Pro- 
dukte Millionen 
Doli 


123025 

533 
236 

555 
I 019 


140433 
1009 

378 

1032 
I 886 


252 148 

1694 
620 

1990 
3385 


253852 

2790 

939 

3396 
5369 


322 683 
6139 
2 171 

5 162 

9065 


27,27 
120,78 
131,17 

47,87 

69,31 




957095 


I 311 246 


2 053 996 


2 732 595 


4 476 884 


65,77 



Zur Ergänzung sei noch die Kapitalvermehrung einzelner 
wichtiger Industriezweige von 1880 bis 1890 angegeben: 
Giessereien u. Maschinenfabriken von 1 54 auf 382 Millionen Doli. 



Backsteine und Ziegel ...» 

Glaswaaren » 

Leder und Lederwaaren. . . » 

Malzgetränke » 

Stickerei und Strumpfwaaren . » 

Holzindustrie » 

Papier » 

Herrenkleidung » 

Hemden » 

Seide und Seidenwaare ...» 
Schlächterei u. Fleischverpack. » 

Wollene Waare » 

Wollene Garne ....... 

Eisen und Stahl » 

BaumwoUwaaren » 

Landwirthschaftliche Maschinen 

und Werkzeuge . , . . » 
Stiefel- und Schuhfabriken . . » 
Tabakfabrikate » 



27, 
19 
^7 
91 
15 
219 
46 

79 
6 

19 

49 
96 

20 

230 

219 

62 
42 
38 



82 
40 
81 

332 
50 

616 
82 

182 
14 
51 

118 

130 
68 

372 
354 

145 
95 
89 
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Nicht wenige amerikanische Industrien waren 1890 bereits 
so erstarkt, dass ihre Waaren anfingen exportfähig zu werden. 
In den letzten sieben Jahren seit der Censusaufnahme ist dies in 
erhöhtem Mafse der Fall gewesen, und Europa muss nicht nur 
damit rechnen, auf asiatischen, australischen und südamerikanischen 
Märkten, sondern auch auf den eigenen der nordamerikanischen 
Industriekonkurrenz zu begegnen. Vor zwei Jahren haben ame- 
rikanische Eisenbahnschienen in Japan und Ostindien den Wett- 
bewerb englischer und belgischer Firmen aus dem Felde ge- 
schlagen. 1897 S^^S ^^^^ ganze Schiffsladung eiserner nord- 
amerikanischer Wasserröhren nach Auckland in Neu -Seeland. 
Russland hat in den letzten Jahren in den Vereinigten Staaten 
bedeutende Bestellungen an Panzerplatten für Kriegsschiffe, Loko- 
motiven für die transsibirische Bahn, Maschinerien für Werk- 
stätten, welche in Nischni Nowgorod errichtet werden sollen, 
gemacht. Elektrische Anlagen, Motoren, Wagons für elektri- 
schen Fahrbetrieb sind sogar von London bestellt worden, 
Roheisen und selbst Weissblech ist mit Erfolg in Italien ein- 
geführt worden. Fahrräder haben in Deutschland, Frankreich 
und England guten Absatz gefunden. In Liverpool, Antwerpen 
und Hamburg ist sogar amerikanisches Roheisen, Bandeisen u. a. 
aufgetaucht. Die neueste amerikanische Exportwaare ist Sohl- 
leder. 

Der Werth des Eisen- und Maschinenexportes vom i. Juli 
1896 bis 30. Juni 1897 bezifferte sich auf: 

^ im Vergleich 

im Betrage von _ , , 

zum Jahre vorher 

Gusseisen 2 331 771 Doli. + ^ 859968 Doli. 

Stabeisen 126 146 » — 4^953 » 

Stahlstangen. . . . 112 1000 » -[- 999849 » 

Schienen 2561693 » -|- 1908325 » 

Eisen- und Stahldraht 2242617 » -f" 735 732 » 

Eisenblech .... 2023293 » + 248597 » 

Maschinen 29444317 » -j- 7829887 » 

Zum Verständniss der letzten Ziffer ist zu bemerken, dass 
die Ausfuhr von Lokomotiven in den Jahren 1893 bis 1897 von 
195 auf 338 Stück gestiegen ist. Im Hinblick auf diese Fort- 
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schritte der Eisen- und Stahlindustrie schrieb die keineswegs 
chauvinistische Illinois-Staatszeitung vom 18. August 1897: 

»Amerika wird in allen jenen Artikeln, welche Kunst und 
Kunstfertigkeit erheischen, noch in Jahrzehnten nicht mit Europa 
konkurriren können; in allen Artikeln aber, welche durch Ma- 
schinerie ohne viel menschliches Zuthun erzeugt werden können, 
vor Allem also mit schweren Eisen- und Stahlprodukten, wie 
Schienen, Balken, Trägern, Röhren, Platten, ferner Nägeln, 
Drähten, werden wir im Weltmarkte jede Konkurrenz aus dem 
Felde schlagen, denn unser Erz ist billig, die Transportkosten 
sind gering und die höheren Arbeitslöhne werden durch vortheil- 
hafte Anlagen, durch Maschinen neuester Konstruktion und durch 
vereinfachte Betriebsmethoden mehr als aufgewogen.« 

Von den genannten Gründen des industriellen Fortschrittes 
ist auf den Erzreichthum bereits oben hingewiesen. Die niedri- 
gen Transportkosten sind der beispiellos raschen Ausbreitung 
des Eisenbahnnetzes und der Entwickelung des inländischen 
Wasserverkehrs zuzuschreiben. Die Eisenbahn- und Kanalfrachten 
sind in der Gegenwart für Rohstoffe auf 0,8 Pfg., gelegentlich 
sogar auf 0,64 Pfg., für Fabrikate auf 1,2 Pfg. für das Tonnen- 
kilometer herabgesetzt worden, und mit solchen Sätzen werden 
die Kosten, welche die grossen Entfernungen in Amerika zu be- 
dingen scheinen, ausserordentlich reducirt. 

Der Eisenbahnbau in den Vereinigten Staaten ist ein Typus 
der gesammten wirthschaftlichen Entwickelung während der 
letzten sechzig Jahre. Von 1830 bis 1840 wird entsprechend der 
Neuheit der Einrichtung, aber auch der Kindheitsphase der Eisen- 
industrie und der Schwierigkeit, Kapital heranzuziehen, das Netz 
nur von 23 auf 2818 engl. Meilen gebracht, einer Zuwachsziffer, 
welche im Durchschnitt von 1880 bis 1890 jährlich um das Zwei- 
bis Dreifache übertroffen worden ist. In den südlichen und in 
den Golfstaaten zeigt sich die grösste Lebhaftigkeit des Baues 
von 1850 bis 1860 im Anschluss an die damals eine gewaltige 
Expansion anstrebende Baumwollkultur und von 1880 bis 1890 
mit dem Aufkommen der südlichen Industrie. Von 1860 bis 1890 
liegt der Schwerpunkt in dem Erschliessen der westlichen Ge- 
treidefelder und dem Bau der Pacificbahnen. Betrachten wir 
endlich die letzte Dekade 1880 bis 1890 allein, so zeigt dieselbe 
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in Gemässheit der ungeheuren Zunahme der gesammten volks- 
wirthschaftlichen Kraft eine Vermehrung, die alles Bisherige weit 
übertrifft. Die Meilenziffer, welche von 1830 bis 1860 auf 30626, 
während der nächsten 20 Jahre auf 93 296 gestiegen war, schwillt 
in dem folgenden Jahrzehnt auf 166703 an. Die letzte Dekade 
unseres Jahrhunderts bringt den im Vergleich zum Norden ver- 
nachlässigten Süden zur weiteren Entfaltung und begründet 
damit in einem erhöhten Maasse die Einheitlichkeit der ge- 
sammten Volkswirthschaft. 

Denn dies darf man bei der Beurtheilung der Konkurrenz 
für Europa nicht übersehen: So gross auch das Wirthschafts- 
gebiet der Union ist und so weit oft die Standorte der Land- 
wirthschaft, des Bergbaues, der Industrie von einander entfernt 
sein mögen, alles greift durch Bahnen und Wasserstrassen vor- 
züglich in einander ein und fördert sich gegenseitig. Die land- 
wirthschaftliche Exportwaare sammelt sich in den Centren der 
Eisenbahnnetze, in Chicago, New-Orleans, San Francisco, New- 
York, um 'von dort nach allen Erdtheilen verschifft zu werden; 
die Industriewaaren Neuenglands sind in wenigen Tagen in den 
Bergbaustädten des Felsengebirges oder in den Ranchos an der 
mexikanischen Grenze; die Kapitalien ergiessen sich über den 
Kontinent und werden dort festgelegt, wo sie die reichste Ver- 
wendung finden. Der Mensch, sei er Arbeiter, sei er Unter- 
nehmer, ist von einer fliegenden Eile und geistigen Beweglich- 
keit, die dem Europäer nervös, krankhaft vorkommt, in Wahrheit 
aber nur ein Ausdruck des volkswirthschaftlichen Gesammt- 
willens ist, den weiten Raum zu überwinden. 

Wir haben somit die Doppelnatur der nordamerikanischen 
Volkswirthschaft, Grossproducent und Exporteur von Rohstoffen 
und zugleich Industrie- und Handelsstaat zu sein, kennen gelernt. 
Den mittel- und südamerikanischen Ländern, welche nur über 
die erste Eigenschaft verfügen, ist sie daher durch ihre Industrie 
und ihre Verkehrseinrichtungen, den europäischen, auf Lebens- 
mittel- und vielerlei Rohstoffilmport angewiesenen Industriestaaten 
durch die Unabhängigkeit von einer solchen Zufuhr überlegen. 

Innerhalb der heutigen Weltwirthschaft erstreckt sich die 
Konkurrenz der einzelnen Länder nicht nur auf den Verkauf 
von Rohstoffen und Fabrikaten, welcher stets den Zweck hat, 
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Waaren von bestimmter Beschaffenheit, also nur in bestimmter 
Weise verwendbare Güter, gegen abstrakten, zu jeder Produktion 
und Konsumtion brauchbaren weltwirthschaftlichen Werth ge- 
winnbringend umzusetzen, sondern auch auf die Heranziehung 
von Kapitalien und Arbeitskräften zur Stärkung der Produktion 
jener in die Cirkulation zu werfenden Waaren. Je kraftvoller das 
Wirthschaftsleben eines Volkes wird, eine um so grössere Attrak- 
tionsfahigkeit vermag dasselbe auszuüben. Für jede güterschaffende 
Anlage müssen aber bestimmte nützliche Vorbedingungen an 
Land, Naturkräften, Mineralreichthum u. s. w. vorhanden sein, 
andernfalls kann wohl eine kommerzielle, nicht aber eine indu- 
strielle Entwickelung Platz greifen. So zeigt auch hier wieder 
die Union ihre Ueberlegenheit in Folge ihres Gebietes. Es ist 
bekannt, dass englisches Kapital und englische Unternehmer 
um so mehr dorthin strömen, je schlechter die Geschäfte im 
Heimatlande gehen. Englands Aristokratie hat jenseits des 
Oceans enorme Landkomplexe erworben und lässt sie bewirth- 
schaften, seine Kapitalisten und Unternehmer bauen dort Jahr 
für Jahr neue Fabriken, erschliessen Bergwerke, gründen Bahn- 
gesellschaften. Man schätzt heute den Werth der amerikanischen 
Effekten in England auf vier bis fünf Milliarden Dollars. Aus 
dem kontinentalen Europa können Kapitalien nicht in dem- 
selben Maasse entnommen werden, theils, weil die zunehmende 
Produktivität das Ersparte festhält, wie z. B. in Deutschland, 
theils, weil wenig neues Kapital vorhanden ist, wie etwa in 
Italien. Dafür hat es aber von seinem Menschenreichthum um 
so mehr abgegeben, und wenn auch zeitweise die Auswanderung 
aus einzelnen Ländern stockt, weil der dortige wirthschaftliche 
Aufschwung sie zurückhält, wie das in den letzten Jahren in 
Deutschland war, oder wenn sie allgemein nachlässt, weil lange 
und tiefe Störungen des Verkehrs nach grossen Geschäftskrisen 
den Erwerb in Amerika erschweren, so wird die Gesammtwirkung 
eines längeren Zeitabschnittes, z. B. einer Dekade, doch nicht 
wesentlich dadurch berührt, da innerhalb desselben durch die 
Ungunst wirthschaftlichen Erwerbes im Auswanderungs- und 
Leichtigkeit desselben im Einwanderungslande ein Ausgleich ge- 
geben wird. Nach der grossen Krisis von 1873 sank die Einwande- 
rung bis 1879 fortgesetzt, holte aber den Ausfall bald wieder ein. 

V. Sartorius, Handelspolitik d. Ver. St. 2 
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I. 


II. 


Jahre 


Einwanderer 


Jahre 


Einwanderer 


1873 


459 803 


1893 


497 936 


1874 


313339 


1894 


311 404 


1875 


227 498 


1895 


276 136 


1876 


169986 


1896 


329 076 


1877 


141 857 


1897 


230 852 


1878 


138469 






1879 


177826 






1880 


457 257 






1881 


669431 






1882 


788 992 







Die Krisis von 1893 hat der zwanzig Jahre vorhergehenden 
an Extensität und Intensität kaum nachgestanden, und dem- 
gemäss ist wieder ein Sinken der Zuwanderung in ähnlicher 
Weise wie damals zu erkennen, wie die zweite Zahlenreihe er- 
sehen lässt. 

Seit 1882 hat die Gesetzgebung der Vereinigten Staaten 
begonnen, im Interesse der einheimischen Arbeiterschaft die 
europäische Einwanderung um Einiges zu erschweren. Diese 
Bestrebungen sind in den letzten Jahren, da ihre Wirkung nach- 
weisbar gering war, und die Politiker das Wohl der Arbeiter- 
schaft mehr zu betonen anfingen, stärker geworden. Sollten sie 
in Zukunft mehr Erfolg haben, so würde damit der volkswirth- 
schaftlichen Entwickelung ein Hemmschuh angelegt werden. Aber 
gerade darum ist schwer daran zu glauben. Die Politik, die 
einerseits durch Schutzzölle und andere Mittel den Export von 
Fabrikaten zu fördern sich eifrigst angelegen sein lässt, wird eine 
beschränkende Einwanderungspolitik nicht sehr ernst nehmen 
können, weil sie damit die Löhne, aber auch die Kosten der 
Exportwaare erhöhen würde. 

So wird denn das grosse Gebiet der Union mit einem 
Wachsthum an Kapital auch weiterhin in der Lage sein, Millionen 
Einwanderer zu absorbiren. Der soeben erwähnte Schutzzoll, 
welcher uns in dem nächsten Abschnitte beschäftigen wird, hängt 
mit der Grösse des amerikanischen Wirthschaftsgebietes — dies 
sei zum Schluss der Besprechung desselben hervorgehoben — 
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eng zusammen. Bei der Vielseitigkeit und Ausdehnung der 
Produktion kann die Zollschranke den Mangel an Konsumgütern 
weniger leicht herbeiführen als in einem kleinen Lande, wenn es 
z. B. durch Missernten und Krisen getroffen wird, während sie 
andererseits positiv die Bedeutung hat, nicht an wenigen, son- 
dern an unzähligen Punkten auf die Entstehung und Kräftigung 
der geschützten Erwerbszweige einzuwirken. 



n. 
Das amerikanische Schutzsystem. 

Das Volk der Vereinigten Staaten von Amerika blickt 
heute auf eine mehr als hundertjährige Geschichte seines Zoll- 
wesens zurück. Drei selbständige Gedanken, hinter denen die 
wichtigsten materiellen Interessen standen, haben dieselbe im 
Wesentlichen bestimmt. Zuweilen wirkten sie, wenigstens in 
beschränktem Mafse, zusammen, in der Regel stritten sie gegen 
einander; und dann hat bald einer, bald ein anderer von ihnen 
den Ausschlag gegeben. Der erste ist finanzieller Natur. Die 
Staatsform des Landes ist die eines Bundesstaates, welcher sich 
ein inneres Freihandekgebiet geschaffen hat und daher die Ver- 
waltung der Zölle in die Hand nehmen musste. Es verstand 
sich damit von selbst, dass er die so erzielten Einnahmen zur 
Deckung seiner Ausgaben benutzte und sie durch die eng mit 
ihnen verbundenen inneren Verbrauchssteuern ergänzte. Die 
finanziellen Bedürfnisse der Union haben daher nicht nur bei 
allen Tarifgesetzen ein wichtiges Wort mitgesprochen, sondern sie 
sind oft genug das gestaltende Element gewesen. 

Die beiden anderen das amerikanische Zollwesen fuhrenden 
Gedanken liegen auf dem Gebiete der Wirthschaftspolitik, 
welche einerseits den Rohstoffexport , andererseits die Industrie- 
entwickelung zu fordern sich stets von Neuem veranlasst sah. 
Die Staatsmänner der Vereinigten Staaten haben daher zwei 
handelspolitische Aufgaben neben einander zu lösen gehabt, 
welche auch heute im östlichen Europa Russland und Ungarn 
gestellt sind. Der Gegensatz zwischen agraren und industriellen 
Interessen besteht ja auch in Westeuropa, aber während z. B. 
in England, das im Besitze seiner Kolonien und einer Kriegs- 
und Handelsflotte ersten Ranges war, die einflussreiche Stellung 
der Landwirthschaft der weltwirthschaftlichen Industriesuprematie 
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allmählich weichen musste, oder während in neuerer Zeit Deutsch- 
land nur den agrarischen Schutz neben der Ausbildung der Indu- 
strie auszugestalten für gut fand, mussten die Amerikaner dau- 
ernd mit dem Doppelwesen eines Wirthschaftsgebietes rechnen, 
welches bald im Lichte eines aufstrebenden Industriestaates, bald 
in dem eines Ausfuhrgebietes von Roh- und Hülfsstoffen der Pro- 
duktion schillerte. 

Bis 1861 hiessen die beiden Seiten des VVirthschaftslebens 
Norden und Süden, nach dem Secessionskriege Osten und Westen. 
In den Debatten des Kongresses über das Zollwesen finden die 
Wünsche der verschiedenen Landestheile einen lauten Wieder- 
hall. Doch gestalten sich hier die Forderungen nicht so einfach, 
dass etwa — was freilich die Hauptsache ist — die Fabrikanten 
nur nach Schutzzoll rufen, »um die jugendliche Industrie vor der 
überseeischen Konkurrenz zu retten c, und dass die BaumwoU-, 
Tabak- und Getreidebauern verlangen, Europa möge nur dauernd 
seine Waaren bei ihnen absetzen, um damit die Produkte 
der amerikanischen Landwirthschaft kaufen zu können. Viel- 
mehr kommt der Schutzanspruch fiir Wolle, Hanf, Kohle, Eisen- 
erze, Kupfer, Zink, Zinn u. s. w. noch hinzu, gegen den die 
Industriellen mit Freihandelsargumenten plädiren. Endlich er- 
scheint noch der Chor der Rheder und Kaufleute auf der Bühne 
des wirthschaftlichen Konflikts, die sowohl importiren wie expor- 
tiren wollen und wie zwischen Ländern so zwischen Theorien 
vermitteln zu können vermeinen. 

Die Entscheidung der Differenzen wird nicht selten durch 
die Finanzpolitik diktirt, welche entweder ein Mehr oder ein 
Weniger an Einnahmen vertritt. Im ersteren wie im letzteren 
Falle können ihr die Zölle zu hoch oder zu niedrig sein. Tragen 
dieselben einen prohibitiven Charakter, so sollen sie herabgesetzt 
werden, damit mehr ausländische Waare über die Grenze geht 
und die Zollkasse gefüllt wird, sind sie gering, so soll der 
Steuerfuss aus dem gleichen Grunde erhöht werden. Wenn hin- 
gegen die Einnahmen schwinden sollen, so kann die Prohibition 
das richtige Mittel sein, aber auch Zollminderung, falls nach 
derselben eine nur massige Zunahme der Waareneinfuhr in Aus- 
sicht steht. 

Die Sprecher der geschilderten wirthschaftlichen und finan- 
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ziellen Interessen sind die politischen Parteien des Landes. 
Es giebt deren zwei seit der Begründung der Union , deren 
Name mehrfach im Verlaufe des Jahrhunderts gewechselt 
hat. Seit dem Secessionskriege heissen sie ununterbrochen 
Republikaner und Demokraten. Bisweilen hat sich, wenn brei- 
tere Volksschichten mit ihnen unzufrieden waren, eine dritte 
gebildet, die indessen immer ohne Bestand gewesen und mit 
den Hauptparteien rasch verschmolzen ist. In den ersten sechzig 
Jahren unseres Jahrhunderts bestand ein principieller Gegen- 
satz zwischen den damaligen grossen Parteien, welcher auf 
staatsrechtlichem, wirthschaftlichem und socialem Gebiete einen 
Ausdruck fand. Die eine vertrat den Süden, die Souveränität 
der Einzelstaaten, den Freihandel, die Sklaverei, ihre Gegnerin 
den Norden, den bundesstaatlichen Centralismus, den industriellen 
Schutzzoll und die Abolition. Mit dem Kriege waren diese 
Streitfragen zu Gunsten des Nordens entschieden, dennoch aber 
blieben die Parteien fortbestehen, die republikanische als über- 
wiegend im Besitze der Regierungsgewalt, die demokratische 
als die der Opposition. Durchgreifende Principien haben sie 
bis 1888 weder aufgestellt noch vertreten. Ihr Wesen bestand 
mithin darin, dass sie zwei Einrichtungen waren, durch welche 
Politiker zu bezahlten Aemtern kommen, und durch welche 
private und Klasseninteressen sich die Staatsgewalt dienstbar 
machen konnten. Von den grossen Fragen, welche das Volk und 
den Staat ernstlich angingen, ergriff jede Partei zur Zeit, was ihr 
als das Nützlichste erschien. In Bezug auf den Tarif war die 
Mehrzahl der Demokraten fiir ein Finanzzollsystem (tariff for 
revenue only), die der Republikaner für den Schutz der ameri- 
kanischen Industrie und Arbeit, für das sogenannte ameri- 
kanische System, ohne jedoch daraus einen unantastbaren 
Programmpunkt zu machen. Die Demokraten vertheidigten ge- 
legentlich auch die Eisenindustrien in Pennsylvanien , Georgia 
und Südtennessee, sowie die Zuckerproduktion von Louisiana, 
in welchen Staaten sie einen festen Stamm von Wählern hatten, 
und die Republikaner die kaufmännischen Interessen der atlan- 
tischen Hafenstädte. 

Erst bei der Präsidentenwahl von 1888 und dann wieder 
1892 wurde der Tarif eine scharfe Scheidewand zwischen beiden 
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Parteien, 1896 trat er aber hinter die Geldfrage schon wieder 
erheblich zurück, und Niemand kann behaupten, dass die grossen 
amerikanischen Parteien aus der Lethargie der Principienlosig- 
keit wirklich und dauernd erweckt worden seien. 

Aus der Haltlosigkeit der Politiker ist derSchluss zu ziehen, 
dass der Tarif nur zu leicht einen Kompromiss mannigfacher, zur 
Zeit einflussreicher Interessen darstellt. Der Mangel einheit- 
licher, leitender Gedanken in der Zollgesetzgebung hängt nun 
aber ausserdem mit staatsrechtlichen Besonderheiten der Unions- 
verfassung zusammen. Der Kongress, welcher allein befugt ist, 
Bundessteuern aufzulegen und den Handel mit fremden Staaten 
zu regeln, besteht aus Repräsentantenhaus und Senat. Die Ab- 
geordneten für das erstere werden alle zwei, für den letzteren 
alle sechs Jahre gewählt. Der Präsident, dessen Wahl von vier 
zu vier Jahren stattfindet, kann alle Gesetze mit seinem Veto 
belegen, worauf sie an den Kongress zurückgehen. Wenn jedoch 
beide Häuser mit einer Zweidrittel -Majorität der zurückgewiese- 
nen Vorlage ihre Zustimmung ertheilen, so ist der Einspruch 
des Präsidenten unwirksam gemacht. Da nun die Mandats- 
dauer für Abgeordnete und Senatoren eine verschiedene ist, 
ausserdem jene aus allgemeinen direkten Wahlen, diese aus 
solchen der einzelstaatlichen Parlamente hervorgehen, ferner 
auch die Präsidentenwahl eine besondere ist, so ist es verständ- 
lich, dass die eine Partei keineswegs immer über die gesammte 
verfassungsmässige Regierungsgewalt verfugen, und dass z. B. ein 
demokratischer Präsident ein in der Majorität republikanisches 
Abgeordnetenhaus gegen sich, den Senat für sich haben kann. 
Kommt es nun bei einer solchen Divergenz zu Verhandlungen 
über das Zollwesen, so kann jede Partei die Anträge der anderen 
niederstimmen. Da nun aber dabei nichts Praktisches heraus- 
kommen würde, so müssen gegenseitig Konzessionen gemacht 
werden. 



So lange die Vereinigten Staaten Kolonien Englands waren, 
hatten sie unter der egoistischen Handelspolitik des Mutter- 
landes zu leiden , welche . nicht auch nur die bescheidenste 
industrielle Selbständigkeit der Tochterstaaten duldete. Der 
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dadurch ausgeübte Druck ist dann für dieselben der entschei- 
dende Grund geworden, den Unabhängigkeitskampf zu wagen. 
Als dieser für sie siegreich geendigt hatte, und nachdem eine 
bundesstaatliche Konstitution geschaffen worden war. erschien 
1789 der erste Tarif, der zwar überwiegend von finanzpolitischen 
Erwägungen den Ausgang nahm, da es Kriegsschulden zu decken 
galt, aber doch den in den letzten Jahren entstandenen kleinen 
Manufakturen einen wohlthätigen Schutz brachte. Erhöhte Zölle 
folgten in verschiedenen Gesetzen von 1790 bis 1804, ebenfalls 
um die Bundeseinnahmen zu heben, ein gewisser Aufschwung 
der Industrie trat aber erst in dem nun kommenden Jahrzehnt 
hervor, als die europäischen Kriege, die Kontinentalsperre, die 
sich daran anknüpfende Hinderung des amerikanischen Handels 
und der Schiffahrt, endlich der Krieg der Union gegen England 
im Jahre 181 2 die Amerikaner auf den Konsum ihrer eigenen 
gewerblichen Produkte überwiegend anwiesen. In der Finanz- 
noth von 181 2 wurden alle Zölle verdoppelt, eine Bestimmung, 
welche aber nur für die Kriegszeit, die mit dem Genter Frieden 
abschloss, gelten sollte. 

Um die entstandenen Fabriken lebensfähig zu erhalten, 
^\alrde gegen den Widerspruch der Grosskaufleute und der 
Rheder, welche sich auf das Anwachsen ihrer Handelsflotte be- 
riefen, ein massiger Schutzzoll gelassen, der dann 1824 erhöht 
wurde, da er bei der damals so rasch fortschreitenden gewerb- 
lichen Entwickelung Englands nicht genügte. Louisiana wurde 
durch eine Zollabgabe auf Zucker, Kentucky auf Hanf, die 
Mittelstaaten und Ohio auf Wolle, Pennsylvanien auf Eisen ge- 
wonnen. Vier Jahre später feierte der Schutzgedanke, »das 
amerikanische System«, das in Henry Clay seinen Hauptvertreter 
gefunden hatte, seinen ersten grossen Sieg, indem »ungeheuer- 
liche« Abgaben auf Rohprodukte und Fabrikate gelegt wurden, 
im Durchschnitt 48 Proc. des deklarirten Werthes. 

Inzwischen war in dem Unionsgebiete eine grosse wirth- 
schaftlich-sociale Macht emporgestiegen, die der Baumwollpflanzer 
des Südens. Während im Jahresdurchschnitt von 1791 bis 1800 
nur 11,7 Millionen Pfund Baumwolle hergestellt worden waren, 
brachte die Zeit 1821 bis 1830 bereits eine durchschnittliche 
Summe von 261,7. England war der Hauptmarkt dafür, und 
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die Ballen konnten natürlich dort um so besser abgesetzt wer- 
den, je mehr und je leichter Gegenstände des englischen Ge- 
werbefleisses in das Unionsgebiet verschickt wurden. Bei allen 
Zolldebatten seit 1789 hatten die südstaatlichen Politiker unter 
Betonung der einzelstaatlichen Souveränität hervorgehoben, dass 
die Union nur das Recht habe, Finanzzölle zu erheben, jetzt 
zur Macht gelangt, erzielten sie 1832 und 1833 im Kongress 
ihre ersten freihändlerifchen Triumphe, als es ihnen gelang, alle 
bestehenden Zölle einer nach und nach in Kraft tretenden 
Reduktionsskala zu unterstellen. Freilich wurde nicht die ganze 
geplante Herabsetzung bis auf 20 Proc. verwirklicht, und als nach 
den Geschäftskrisen von 1837 ^^^ 1839 die Staatseinnahmen 
hinter den Voranschlägen zurückblieben, gelang es dem Norden 
von 1842 bis 1846 noch einmal, die Fahne des Protektionismus 
hochzuhalten, dann aber trat die vierzehnjährige Periode des 
»sogenannten Freihandels«, d. h. eine erhebliche Zollreduktion ein, 
dekretirt von der politischen Uebermacht der Baumwollstaaten, 
welche im vierten Jahrzehnt unseres Jahrhunderts gegen das 
vorhergehende ihre Produktion verdoppelt, im fünften mehr als 
verdreifacht, im sechsten mehr als verfünffacht hatten. Von 
einem eigentlichen Freihandel blieb man indessen wegen des 
Staatsbedarfes noch ziemlich weit entfernt. Neben einer Reihe 
hoher Finanzzölle waren verschiedene Rohprodukte fiir die 
Industrie und viele Fabrikate annähernd gleich hoch, etwa mit 
einem Werthzoll von 20 bis 25 Proc. geschützt und ausserdem 
war eine allgemeine Eingangsabgabe von 20 Proc. vorhanden. 
Die Staatseinnahmen gestalteten sich bis 1857 äusserst günstig, 
so dass, da die Südländer ununterbrochen die politische Macht 
in Washington in der Hand behielten, in diesem Jahre wiederum 
der Tarif ermässigt wurde, der aber immerhin noch eine Durch- 
schnittshöhe von 20 Proc. aufwies. 

Es ereignete sich nun unerwarteter Weise, woran wohl an 
erster Stelle die grosse Geschäftsstockung von 1857 die Schuld 
trug, dass die Zollerträgnisse zur Deckung der öffentlichen Aus- 
gaben nicht ausreichten. Dementsprechend erhöhte die republi- 
kanische Partei, welche inzwischen an das Staatsruder gelangt 
war, unter der Präsidentschaft Lincoln's in dem Morilltarif ver- 
schiedene Eingangszölle, und zwar zugleich in der Absicht, 
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einigen industriellen Erwerbszweigen Pennsylvaniens und Neu- 
englands einen Schutz zu gewähren. Es war dies der Anfang 
einer Handelspolitik, welche von damals bis zu der Gegenwart, 
wenn auch bald in schärferer, bald in milderer Form in den 
Vereinigten Staaten geherrscht hat. 

Dass sie bald nach ihrer Inauguration und zwar in höchst 
ausgeprägter Weise ihr Wesen kundthat, erklärt sich durch den 
unmittelbar nachfolgenden Ausbruch des Secessionskrieges , in 
welchem die südländische Aristokratie der Plantagenbesitzer 
gegen die liberal-demokratische, industriell-kapitalistische Gesell- 
schaft der Nordstaaten zu Felde zog, um das Band des gemein- 
samen Staates zu lösen. Der Sieg der letzteren, welche nach 
vierjährigem, hartem Ringen erfochten wurde, bedeutete zugleich 
einen solchen der Schutzzöllner, die es schon während des 
Krieges verstanden hatten, die finanzielle Bedrängniss des Landes 
zu ihren Zwecken auszubeuten. Zahlreiche hohe Licenzen, Ge- 
werbe- und Verbrauchssteuern waren den Fabrikanten aufgelegt 
worden, fiir welche ihnen in der Zollerhöhung eine Entschädigung 
geboten wurde, und da dieselbe mehr als reichlich bemessen 
worden war, so wurden damit auch die protektionistischen Zwecke 
gefördert. 1862 hatte der Zoll eine Durchschnittshöhe von 
37,2 Proc, 1864 von 47,06 Proc. bereits erreicht. Die in dieser 
Zeit erlassenen Gesetze tragen den Charakter eines roh an ein- 
andergefügten Stückwerkes, lassen die Uebersicht und Klarheit 
der früheren Tarifirungen durchaus vermissen. 

Nach der Beendigung des Bürgerkrieges gab es genug 
Gründe, welche die Erhaltung, ja womöglich Kräftigung der 
bestehenden Handelspolitik gebieterisch forderten. Während der 
letzten Jahre waren erstens viele neue Unternehmungen gegründet 
worden, die des Schutzes nicht entbehren konnten. Dann blieben 
in Folge der Papiergeldwirthschaft und der drückenden Steuer- 
lasten auf manchem Gebiete der industriellen Gütererzeugung 
Betriebsstockungen und Absatzerschwerungen nicht aus, so dass 
jede Erleichterung der fremden Konkurrenz als äusserst gefahr- 
bringend angesehen wurde. Dazu kam drittens noch das all- 
gemeine Begehren auf die Ermässigung der inneren Bundes- 
steuern. Da nun eine sehr grosse Staatsschuld zu verzinsen 
war, so war nur auf eine Erfüllung der Verpflichtungen zu rech- 



n. Das amerikanische Schutzsystem. 27 

nen, wenn die Zölle beibehalten wurden. Die Bundesschuld hat 
in der Finanzgeschichte der Vereinigten Staaten während der 
nächsten fünfzehn Jahre eine wichtige Rolle gespielt, und hing 
demgemäss mit der Gestaltung des Zollwesens eng zusammen. 
Die beispiellose rasche Tilgung eines grossen Theiles derselben 
wirft zugleich ein Licht auf den ungeheuren wirthschaftlichen 
Aufschwung des Landes seit 1865. In diesem Jahre betrug sie 
abzüglich des Baarbestandes im Schatzamte 2756 Millionen Dol- 
lars, 1870 noch 2331, 1875 2090, 1880 nur 1723, 1885 1196, 
1890 725, 1892 585. 

In der Periode 1864 bis 1872 wurde entsprechend der ge- 
nannten Gründe der Tarif nicht erschüttert, erhielt sogar seinem 
Grundzuge gemäss einige Ergänzungen, so z. B. 1867 bezüglich 
der Wolle. 

Inzwischen war eine wirthschaftliche Klasse in der nord- 
amerikanischen Gesellschaft zu der Ueberzeugung gelangt, dass 
sie Sonderinteressen in der Politik zu vertreten habe. Es waren 
dies die Getreidefarmer der Präeriestaaten , denen sich mit dem 
Fortschritte der Besiedelung die des fernen Westens anschlössen. 
So lange der Gegensatz zwischen freien und Sklavenstaaten be- 
stand, waren sie ganz auf Seiten der ersteren gewesen xmd 
hiessen das gut, was die Kapitalisten des Ostens thaten. An 
dem Tarife war den Wenigsten etwas gelegen, da sie nach 
Europa nur geringe Mengen exportirten und sich daran genügen 
Hessen, ihre massigen Getreideüberschüsse über den eigenen Be- 
darf in den Ost- und Südstaaten, höchstens in Westindien und 
Mittelamerika zu verkaufen. Als nun der Krieg die südlichen 
Märkte verschloss, strömten die frei gewordenen Mais- und 
Weizenmengen in die nördlichen atlantischen Häfen, von wo aus 
sie nach Europa verschifft wurden. Anspornend wirkten zu 
diesem Export die durch die Emission unterwerthigen Papier- 
geldes erzeugten Prämien. Die nachfolgende Statistik giebt uns 
einen ziffernmässigen Einblick in diese Vorgänge (s. folg. Tab.). 

Der Rückgang der Ausfuhr nach dem Kriege ist ebenso 
evident, wie die Zunahme mit dem Beginn desselben. Ein Theil 
der verfügbaren Quantitäten wurde nun seit 1865 wieder von 
den Südstaaten absorbirt , deren Zahlungsfähigkeit aber bedeu- 
tend geschwächt war. Ein anderer aber wurde in seinen Kosten 
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nicht gedeckt, weil die Eingewöhnung in die Papiergeldwirth- 
schaft die Arbeitslöhne und sonstige Ausgaben der Landwirthe 
zum Steigen gebracht hatte, während jede Besserung der Geld- 
verhältnisse die Getreidepreise, in amerikanischer Währung aus- 
gedrückt, verminderte. Durch den Ausbau des Eisenbahnnetzes 
im Westen stieg zwar der Absatz nach Europa am Ende der 
sechziger Jahre von Neuem, brachte aber dem Farmerthum 
den erhofften Vortheil nicht. Ausser den hohen Frachtsätzen 
der Bahngesellschaften und der Hebung des Geldwerthes wurde 
nun auch der industrielle Schutzzoll hierfür verantwortlich ge- 
macht, und so kam es, dass der Tarif von agrarischer Seite 
heftig angegriffen wurde. Die Reduktion von 10 Proc. bei zahl- 
reichen Fabrikaten und Hülfs- und Rohstoffen der Fabrikation 
im Jahre 1872 war die unmittelbare Folge davon. Die republi- 
kanische Partei unter der Präsidentschaft Grant's hatte dem 
Drucke der agrarischen Bewegung nachgegeben und war dem 
bisher vertretenen Grundsatze untreu geworden. Doch waren 
die Schutzzölle immer noch hoch genug, und nach drei Jahren 
wurde von denselben Politikern das frühere Zugeständniss zurück- 
genommen. Allerdings wesentlich auf den Antrieb der Finanz- 
verwaltung hin. Nach der grossen internationalen Produktions- 
und Geldkrisis von 1873 brachten sowohl die Zölle wie die 
inneren Konsumabgaben Jahr für Jahr nicht unbedeutende Aus- 
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fälle, und ausserdem verlangte die verstärkte Tilgung der öflfent- 
lichen Schuld erhöhte Summen. Da nun gleichzeitig, als der 
Bahnbau in dem Westen durch Landsubventionen des Bundes 
gefördert wurde, und als viele während der allgemeinen Geschäfts- 
depression unbeschäftigte Arbeiter aus den Oststaaten und aus 
Europa in den Westen einwanderten und dort die Löhne er- 
mässigten, die politische Farmeragitation nachgelassen hatte, so 
wurde 1875 die zehnprocentige Minderung wieder aufgehoben, 
und dazu noch der Zuckerzoll erhöht. 

1879 und 1880 waren sehr gute Jahre für die nordamerika- 
nische Landwirthschaft. Die Ernte von 1879 war vorzüglich 
ausgefallen und in Europa herrschte Mangel. Der starke Export 
belebte die gesammte wirthschaftliche Thätigkeit des Landes 
und machte der bereits sechs Jahre andauernden industriellen 
und kommerziellen Depression ein Ende. So war zunächst kein 
Bedürfniss nach irgend welcher Veränderung der Handelspolitik 
vorhanden. Da die unmittelbaren Interessenten schwiegen, so 
hielten sich auch die Politiker fein still. 

1883 wurden sie aber durch den Finanzminister wieder in 
Bewegung gebracht im Anschluss an einen Vorgang, der eigent- 
lich für jede Staatsverwaltung eine Freude sein sollte, in diesem 
Falle aber eine Quelle von Schwierigkeiten in sich barg. Die 
Bundeseinnahmen brachten solche Ueberschüsse, dass man nicht 
wusste, was mit dem Gelde anfangen. Dieselben betrugen 1881 
etwa 100 Millionen Dollars, 1882 145, 1883 I32. Zur Herstellung 
des Gleichgewichtes im Budget wurde eine allgemeine Zollver- 
minderung in Anregung gebracht. Die betreffenden Producenten 
widersetzten sich aber unter der Aegide der republikanischen 
Partei so entschieden, dass nur einige Ermässigungen bei Wolle, 
Kupfer, Marmor, Nickel, Gerste, Baumwoll-, WoU-, Eisen- und Stahl- 
fabrikaten Platz griffen. Alle blieben noch hinlänglich geschützt, 
die Entlastung der Fabrikate hatte sich zudem nur auf die am 
ehesten konkurrenzfähige grobe Waare erstreckt, während gleich- 
zeitig die feinere höher verzollt wurde. 

Die Ueberschüsse im Budget wurden somit, obgleich auch 
der Steuerfuss der inneren Konsumabgaben etwas reducirt wurde, 
nicht beseitigt, und da sich auch einer verstärkten Tilgung der 
Staatsschuld Schwierigkeiten in den Weg stellten, so wurde der 
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fabrikanten von Louisiana Zuckerprämien. Wenn wir in die 
leitenden Gedanken des Tarifes eindringen wollen, so lässt sich 
folgende Unterscheidung machen: 

Sehr hohe auf Wolle, Textile, Woll- und Baumwollwaare, auf 
•Thon-, Leder-, Glasfabrikate gelegte Zölle sollten zum Schutze 
der amerikanischen Arbeit geradezu prohibitiv wirken und in 
Folge dessen finanzielle Ausfälle nach sich ziehen. Man kann 
nicht behaupten, dass die Sätze bezüglich ihrer Höhe bestimmten 
Principien unterworfen waren, vielmehr ist manches äusserst will- 
kürlich gemacht worden, bestimmt nach dem Einfluss und der 
politischen Gegenleistung der Interessentengruppen, so dass der 
mehr folgerechte Entwurf Mac Kinley's, wenn auch im Ganzen 
aufrecht erhalten, im Einzelnen mit allerlei Auswüchsen ver- 
unziert worden ist. Die staatsrechtliche Feststellung der Zoll- 
gesetze bietet für eine solche Flickarbeit mehrfache Gelegenheit. 
Der erste Entwurf stammt stets aus einem Komitee des Re- 
präsentantenhauses, in welchem die zur Zeit dort herrschende 
Partei das entscheidende Wort zu sagen hat. Mac Kinley war 
damals der Vorsitzende dieses Komitees. Nach einer weiteren 
Berathung im Plenum wird die hier modificirte Vorlage dem 
Senate übersandt, der ebenfalls seine Abänderungen in Vorschlag 
bringt, nachdem ihm sein Finanzkomitee darin vorgearbeitet 
hat. Die Differenzen zwischen den Häusern werden endlich in 
einem dritten aus Mitgliedern von beiden Häusern zusammen- 
gesetzten Ausschuss beseitigt, und nach Billigung durch den 
Kongress wird dieses Schlussergebniss dem Präsidenten vorgelegt. 

An diese Zölle der Bill, welche einer bereits gut entwickelten 
Industrie ein ungestörtes Dasein schaffen sollten, schlössen sich 
solche an, welche das Entstehen neuer Gewerbezweige ermög- 
lichten, z. B. diejenigen auf Zinnplatten und Perlmutterknöpfe. 
Sie mussten das Ausland besonders hart treffen, da ihm hier 
der Verlust eines bisher unbestrittenen Absatzes angedroht wurde. 

Endlich wurden noch Zollabgaben für eine Anzahl Produkte 
dem Tarif einverleibt, ohne dass eine ökonomische oder sociale 
Begründung dafür geltend gemacht werden konnte. Den Far- 
mern von Connektikut wurde ein Zoll auf Cigarrendeckblätter, 
die in diesem Staate producirt werden, geschenkt, desgleichen 
den Landwirthen an der kanadischen Grenze auf verschiedene 
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von ihnen erzeugte Gegenstände des Konsumes. Diese Art 
von Vergünstigungen hatte ausschliesslich parteipolitische Ur- 
sachen, war eine Quittung für empfangene Wahlstimmen. Denn 
der genannte Tabakbau ist ein so geringfügiger, dass er die 
Vertheuerung eines weit verbreiteten Konsumes nicht recht- 
fertigt, und die anderen agrarischen Zölle sind nicht für die 
amerikanischen Landwirthe überhaupt gegeben worden, welche 
sie nicht brauchen, sondern nur für solche wenige, welche sich 
in der Ausnahmelage befanden, unter dem kanadischen Import 
zu leiden. 

Diesen Erhöhungen waren einige Ermässigungen gegenüber- 
gestellt. Dahin gehörten diejenigen für Gewerbe, welche der 
Konkurrenz des Auslandes gewachsen waren und auf dem 
Sprunge standen, sich ein auswärtiges Absatzgebiet zu erobern, 
die Eisen-, Stahl-, Messing-, Kupfer-, Blei- und Nickelindustrien. 
Ferner kam in dieser Rubrik in Betracht die eventuelle, durch 
Reciprocitätsverträge zulässige Herabsetzung des Thee- und 
Kaffeezolles und die ebenfalls eventuelle Beseitigung des Zolles 
auf gewöhnlichen Rohzucker. Diese Tarifpositionen sind so ge- 
wählt worden, um die Staatseinkünfte zu vermindern. Doch soll 
bei dem Zucker der Vortheil der Konsumenten nicht durch einen 
Schaden der Producenten aufgewogen werden. Die letzteren 
erhielten vielmehr eine hohe Productionsprämie, und den Rüben- 
zuckerfabrikanten wurde zudem gestattet, alle zu ihrem Gewerbe 
dienlichen Maschinen zwei Jahre lang zollfrei einzuführen. 

Diesem Mac Kinley-Gesetz, welches noch durch strenge 
ZoUverwaltungs - Bestimmungen ergänzt wurde, war ein langes 
Leben nicht beschieden. Schon im November 1890 erhielten die 
Demokraten die Majorität im Repräsentantenhause, und 1892 
kam die zweite Präsidentschaft Cleveland's und dazu das 
Uebergewicht der Demokraten im Senate. Zu dieser Wendung 
der Dinge gesellte sich eine im Volke weit verbreitete Unzu- 
friedenheit mit der bestehenden Handelspolitik. Die Preise 
vieler Waaren stiegen erheblich, und es ergab sich, dass man 
nicht alles im eigenen Lande so herstellen konnte, wie man 
wohl wünschte, man mithin doch, aber nun um so theurer von 
auswärts kaufen musste. Dazu kam, dass die Arbeiter keines- 
wegs zufrieden waren und ebenso wie die Konsumenten über 

V. Sartorius, Handelspolitik d. Ver. St. n 
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die Bedrückung der Trusts Klage führten. Die Finanzen waren 
auch nicht in das Gleichgewicht zu bringen. Die Importe, welche 
unter dem Tarif von 1883 zuletzt 745 Millionen betragen hatten, 
stiegen zwar in den beiden nächsten Jahren auf 844 und 827. 
Allein dies erklärte sich aus der Mehreinfuhr der zollfreien 
Gegenstände, namentlich des Zuckers, auf welchen die Prämien- 
summe zuerst von 10 Millionen, dann sogar von 15 jährlich ent- 
fallen war. Die zollpflichtigen Artikel brachten bedeutende Aus- 
falle, denen nun zugleich im Budget bedeutende Mehrausgaben, 
namentlich wieder Pensionen in Folge des Gesetzes von 1890, 
gegenüberstanden. So trat das Deficit an die Stelle des Ueber- 
schusses. Die Partei, welche für »revenue only« eintrat, erhielt 
wieder Oberwasser und wurde gern gehört, wenn sie neue 
Finanzquellen zu eröffnen versprach. Indessen wären alle diese 
Klagen gegen die Mac Kinley Bill noch hingegangen, wären 
nicht unter ihr die allgemeinen wirthschaftlichen Verhältnisse so 
schlimme geworden, zuerst im Anschluss an die Krisis von 1890, 
und dann an die grosse, tief eingreifende von 1893. Streiks, 
Boycotts, Lohnherabsetzungen, Bankerotte, Rückgang des Kon- 
sumes und Absatzes gab es überall. »Die Entwürdigung und 
Entrechtung der amerikanischen Arbeit« , gegen welche die 
Republikaner so sehr mit Emphase geeifert hatten, wurde nun 
von den hart in der Minderung ihres Einkommens betroffenen 
Lohnarbeitern als vorhanden behauptet, so dass das sociale Argu- 
ment für den hohen Tarif sehr an Kredit verlor. 

Das Wilson-Gorman-Gesetz von 1894 war die Gabe, 
mit welcher die demokratische Partei das Volk zu beglücken 
unternahm. Während der Kongressverhandlungen wurde es dem 
ersten Entwurf gegenüber stark abgeändert, so dass der ehrliche 
und entschiedene Präsident Cleveland dieser aus Begehrlich- 
keit und Charakterlosigkeit erzeugten Missgeburt seine Weihe 
nicht ertheilte. Das Machwerk erhielt gegen das präsidiale 
Veto Gesetzeskraft. Der ursprüngliche Gedanke Wilson 's be- 
stand in einer Ermässigung des industriellen Hochschutzes und 
freier Zulassung des Rohmaterials. Die Einbusse an Zollein- 
nahmen sollte durch eine Bundeseinkommen Steuer eingeholt 
werden. Textile, Seidenwaare, Thon- und Porcellangüter er- 
hielten nur eine massige Zollminderung und diese nur bezüglich 
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der gröberen Produkte, während die feineren mehr als für die 
Konkurrenz nöthig geschützt blieben; auf die Freiliste der Roh- 
stoffe kamen Wolle, Kameel- und Ziegenhaar, Salz, Bau- und 
Nutzholz, Bretter, Dielen und Zinn, aber die wichtigen Eisenerze 
und die Xohlen wurden von derselben wieder gestrichen. Zu 
Gunsten der Landwirthschaft wurden ohne Abgabe eingelassen 
eiserne Bänder zum Umspannen der Baumwollballen, Sackleine- 
wand zur Verpackung desselben Produktes, Getreidesäcke und 
landwirthschaftliche Maschinen, welche letzteren übrigens in den 
Vereinigten Staaten in hoher Vollendung hergestellt werden und 
kaum einer Unterstützung bedürftig sind. Der Zuckerzoll wurde 
aus finanziellen Gründen wieder aufgenommen, das Prämien- 
system beseitigt. 

Die Demokraten hatten nicht genug von dem gehalten, was 
sie ihren Wählern versprochen hatten, und von einem reinen 
Finanzzollsystem war der Tarif himmelweit entfernt. Das musste 
sich rächen. Ihre Gegner machten darauf aufmerksam, dass das, 
was sie selbst wollten, von den Herrschenden empfohlen worden 
sei, da dieselben nichts Besseres wüssten, aber die Arbeit nur 
halb gethan hätten. Die Geschäftswelt wollte vor allem Ruhe 
und Stetigkeit in der Handelspolitik, welche die Demokraten 
bei ihrem Hin- und Herschwanken nicht zu verbürgen schienen. 
Das Deficit war nicht beseitigt, betrug 1894 61 und 1895 
34 Millionen, als das Oberbundesgericht die Einkommensteuer 
als verfassungswidrig verworfen hatte und die erwarteten Zoll- 
einnahmen ausblieben. Schon im Herbst 1894 wurde ein Reprä- 
sentantenhaus mit republikanischer Mehrheit gewählt, und 1896 
Mac Kinley, der Vertreter des extremen Schutz gedankens, 
mit ungemein überwiegender Stimmenzahl zum Präsidenten der 
Union erkoren. 



Wenn wir auf vorstehende historische Darstellung einen. 
Rückblick werfen, um daraus für die Beurtheilung der Gegen- 
wart oder der näheren Zukunft einen Mafsstab zu gewinnen, 
so ist zunächst hervorzuheben, dass der Umschwung der politi- 
schen Parteimacht keineswegs einer fundamentalen Aenderung 
der Handelspolitik gleich kommt. Im Grossen und Ganzen dürfen. 

3* 
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wir annehmen, dass das »amerikanische System« eine solche 
Festigkeit erhalten hat, dass eine ernstliche Erschütterung des- 
selben ausgeschlossen ist. Die grossen anwachsenden Finanz- 
bedürfnisse des Landes sind erstens mafsgebend. Femer wird 
keine Partei sich so in ihr eigen Fleisch schneiden wollen, 
dass sie die bisher geschützten und gegenwärtig schon so weit 
verbreiteten Interessen ihrer Wähler gegen deren Wunsch dem 
ausländischen Mitbewerb preisgiebt. Drittens ist die Macht der 
kapitalistischen Gesellschaften, der Trusts, Kartelle, Syndicate, 
oder wie man sie nennen mag, so gross geworden, dass sie 
allein im Stände sein wird, einem wirklich freihändlerischen An- 
stürme Trotz zu bieten. Derselbe könnte nur von agrarischer 
Seite ausgehen. Aber der Procentsatz der Farmer innerhalb der 
Gesammtbevölkerung ist nicht ein solcher, dass er eine politische 
Mehrheit schaffen könnte, und zudem entfällt im Süden ein nicht 
unerheblicher Theil der Bauern, Pächter, Landarbeiter, Aufseher 
auf die Neger, die sich nicht dazu qualificiren , die ihnen ver- 
fassungsmässig zustehenden politischen Rechte auszunutzen. 

Wenn also Europa auf einen vollen Umschwung der nord- 
amerikanischen Handelspolitik nicht rechnen kann, so steht aber 
eine Modifikation des Tarifs mit jeder Verschiebung der Partei- 
macht in Aussicht, und ausserdem werden die Finanzbedürfnisse 
des Bundes noch oft genug wechseln, dass beide Parteien das 
Zollwesen denselben anpassen werden müssen. 

Die Werthsummen der in den Vereinigten Staaten impor- 
tirten und von dort exportirten Güter sind im Verlaufe der 
letzten fünfzig Jahre trotz mancher Schwankungen in den ein- 
zelnen Dekaden konstant angewachsen (s. nebensteh. Tab.). 

Sie haben sich veracht- bis verzehnfacht, und geben so ein 
Bild von dem ungeheuren Aufschwünge des transatlantischen 
Wirthschaftslebens. Für Exportpessimisten in Europa sind sie 
auch besonders lehrreich, weil sie zeigen, dass mit dem Fort- 
schritt der wirthschaftlichen Kultur die Absatzmärkte nicht ein- 
geschränkt, sondern umfangreicher werden; mithin etwa die 
künftige Mehrproduktion der deutschen Industrie nicht auf den 
Verbrauch der Neger in Afrika oder der innerasiatischen Steppen- 
völker, sondern auf die Bevölkerungszunahme in den Kultur- 
staaten an erster Stelle angewiesen ist. Seit 1860 schliessen 



II. Das amerikanische Schutzsystem. 



37 





Waaren- 


Waaren- 




Waaren- 


Waaren- 




Ausfuhr aus 


Einfuhr in 




Ausfuhr aus 


Einfuhr in 


Jahre 


den V. S. 


die V. S. 


Jahre 


den V. S. 


die V. S. 




Dollars 


Dollars 




Dollars 


Dollars 


1844 


105 745 832 


102 604 606 


1881 


902 377 346 


642 664 628 


1850 


144 375 726 


173509526 


1882 


750 542 257 


724639574 


1855 


218909503 


257 808 708 


1883 


823 839 402 


723 180 914 


1860 


333576075 


353 696 119 


1884 


740513609 


667 697 693 


1865 


166 029 303 


238 745 580 


1885 


742 189 755 


577 527 329 


1870 


392 771 768 


435958408 


1886 


679 524 830 


635 436 136 


1875 


513442 711 


533 005 436 


1887 


716 183 211 


692 319 768 


1876 


540 384 671 


460 741 190 


1888 


695 954 507 


723 957 "4 


1877 


602 475 220 


451 323 126 


1889 


742 401 375 


745 131 652 


1878 


694 865 766 


437051532 


1890 


857 828 684 


789310409 


1879 


710 439 441 


445 777 775 


1891 


884480810 


844916 196 


1880 


835 638 658 


667 954 746 


1892 


I 030 278 148 


827 402 462 



sich die Vereinigten Staaten durch Zölle scheinbar von der Welt 
ab, in Wahrheit haben sie aber fortwährend mehr gekauft. 

Von 1844 bis 1876 übertrafen die Importe die Exporte, mit 
Ausnahme von fünf Jahren , dann überwogen die letzteren , mit 
Ausnahme von 1888 und 1889. Die grössten Ueberschüsse 
wurden 1878, 1879 und 1881 erreicht. 

Diese Differenzen sind insofern beachtenswerth, weil sie uns 
vor einer Ueberschätzung der Wirkungen der Zollgesetzgebung 
auf den Import und Export warnen. Von 1875 bis 1890 ist an 
den amerikanischen Zöllen nichts verändert worden, und doch 
schlug die Handelsbilanz 1876 zu Gunsten der Amerikaner um, 
und dann wiederum 1888 und 1889 zu Gunsten des Auslandes. 
Der internationale Handel wird an erster Stelle bestimmt durch 
die Beziehungen von Waarenangebot und Nachfrage in den mit 
einander verkehrenden Ländern. Die Zolländerung wirkt nur 
als eines der Motive neben manchen anderen mit, indem die 
Erhöhung, falls sie eine Vertheuerung nach sich zieht, den 
Umfang der Nachfrage schmälert, eine Herabsetzung, falls sie 
die Waare verbilligt, die Nachfrage vergrössert. Im Handels- 
verkehr zwischen Europa und den Vereinigten Staaten spielt der 
Emteausfall an erster Stelle eine Rolle, so 1879, als er in den 
letzteren gut, in dem ersteren ungünstig ausgefallen war; eine 
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Thatsache, welche 1880 im starken amerikanischen Export noch 
weiter zu verfolgen ist. Ferner zeigen Handelskrisen und an- 
dauernde Produktionsdepressionen in der Form der sinkenden 
Nachfrage das Nachlassen des Imports. Lebensmittel produciren 
die Vereinigten Staaten genügend für sich, sie fuhren haupt- 
sächlich Genuss- und Luxusmittel, d. h. also relativ entbehrliche 
Güter ein. Die Nachfrage und der Import wird also dem Aus- 
lande gegenüber in wirthschaftlich ungünstigen Zeiten sinken. 
Daher der Rückgang der Einfuhr von 1873 bis 1878, von 1885, 
von 1893 nach den voraufgehenden Krisen; hingegen nach dem 
Geschäftsaufschwunge wieder das Steigen der Einfuhr, so 1880 
bis 1884, und 1886 bis 1890. In ähnlicher Weise, wie eine 
Geschäftsstockung, wirkt ein Krieg, wie es z. B. der Secessions- 
krieg im Anfang der sechziger Jahre deutlich macht. Sobald er 
zu Ende war, stieg der Import, obgleich die Zölle eine wesent- 
liche Abänderung nicht erlitten haben. 



m. 
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Bei der Präsidentenwahl Mac Kinley*s 1896 stand die 
Währungsfrage im Vordergrund aller wirthschaftlichen Discussion, 
und das Zollwesen, welches zwar in den Parteiprogrammen be- 
sprochen worden war, fand nur eine gelegentliche Erörterung. 
Sobald aber der neue Präsident sein Amt angetreten hatte, 
wurde das Verhältniss umgekehrt, die Geldfrage verlor augen- 
fällig an allgemeinem Interesse, aber ein neuer Tarif wurde aus- 
gearbeitet. Er wurde im Juli 1897 Gesetz und trägt nach dem 
Vorsitzenden des Repräsentantenhaus -Komitees Dingley, wel- 
cher denselben vorgelegt hatte', seinen Namen. Er vertritt das 
Princip des Hochschutzzolles und übertrifft in der Ausführung 
noch den Mac Kinley's von 1890. Man hat bei diesem letz- 
teren eine durchschnittliche Zollhöhe von 48,66 Proc. des 
Werthes der zollpflichtigen Waaren berechnet, bei dem Wilson- 
gesetz von 41,75 Proc, bei dem neuesten von 54,5 Proc. Die 
Erhöhung wird sowohl durch eine solche von WerthzöUien wie 
von specifischen erreicht, hinzu kommt noch, dass zahlreiche der 
ersteren durch letztere ersetzt worden sind, weil nur so einer 
Defraude in den amerikanischen Importhäfen wirksam vorgebeugt 
werden könne. Die Abgabenvermehrung gegen 1894 erstreckt 
sich auf industrielle, landwirthschaftliche und Bergwerksprodukte. 
Es seien einige wichtige genannt: Porcellan, Glas, Leder, Schuhe, 
Messer, Bleiröhren, Zucker, Wein, WoUwaare, Tabak, Spiri- 
tuosen, Bleierz, Butter, Käse, Kohle, Holzmöbel. Auf den 
Schutz der amerikanischen Zuckerproduktion war es, wie wir 
in dem nächsten Abschnitt sehen werden, noch in besonderer 
Form abgesehen. Wolle und Holz hatten 1894 auf der Frei- 
liste gestanden und werden jetzt verzollt, Eisenerze, Eisen- 
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und Stahlwaare und Baumwollfabrikate bleiben wesentlich unver- 
ändert. 

Der Dingley-Tarif verfolgt neben dem Hochschutzzoll zugleich 
finanzielle Zwecke. Er sollte der Staatskasse eine Mehreinnahme 
von 60 Millionen Dollars sichern, davon wurde ein Drittel auf 
Wolle und WoUwaare, ein zweites auf den Zucker, das dritte 
auf die Ersetzung der WerthzöUe durch specifische gerechnet. 

Eine Minderung der Zollsätze ist in dem vierten und fünften 
Artikel des Dingleygesetzes vorbehalten, in welchem auf den 
Abschluss von gegenseitig begünstigenden Handelsverträgen 
hingewiesen wird, die innerhalb bestimmter Grenzen eine Tarif- 
bindung enthalten dürfen. 

Obgleich die Vereinigten Staaten seit ihrem Bestehen zahl- 
reiche Handels- und Freundschaftsverträge mit fremden Ländern 
abgeschlossen haben, so enthielten dieselben bis 1890 mit Aus- 
nahme des Abkommens mit Kanada von 1854 bis 1866 und mit 
Hawaii keinerlei Tarifbindung für sie. 

In Section 3 des Mac K in ley' sehen Zollgesetzes ist die 
sogenannte Reciprocitätsklausel enthalten, welche wesentHch im 
Interesse der Handelsbeziehungen mit Centralamerika und dem 
tropischen Südamerika erlassen worden ist. Es durften im All- 
gemeinen Rohzucker, Melasse, Kaffee, Thee und rohe Häute 
zollfrei eingeführt werden, und da, mit Ausnahme von Thee, 
diese Produkte in grossen Mengen aus Ländern Mittel- und 
Südamerikas kamen, welche jedoch landwirthschaftliche und 
industrielle Waaren der Union mit hohen Abgaben belegten, so 
wurde es als bUlig erachtet, dass jene Länder für die gewährte 
Einfuhrerleichterung ein Aequivalent entrichteten. Demgemäss 
wurde der Präsident befugt, bis zum i. Januar 1892 Handels- 
verträge des Inhalts abzuschliessen , dass diese im Zollgesetz 
genannten Freiheiten jenen Staaten nur zuzugestehen seien, 
falls dieselben ihrerseits eine näher festzustellende Anzahl 
Waaren der Vereinigten Staaten zollfrei einliessen. Sollten diese 
Verträge nicht zum Abschluss gebracht werden, konnte von dem 
dem Präsidenten eine Zollerhebung angeordnet werden. 

Demgemäss fanden Vereinbarungen statt mit Cuba und 
Puertorico, mit den englischen Antillen, mit Honduras, Guatemala, 
Nicaragua, Brasilien und der domenikanischen Republik, während 
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hingegen Haiti, Columbien und Venezuela, welche auf die Reci- 
procität nicht eingingen, Zölle entgegengesetzt wurden. Mit 
dem Wilson-Gorman -Tarif von 1894 wurden nun alle diese 
Abmachungen hinfällig und demgemäss von den Vereinigten 
Staaten aufgehoben, mit der abermaligen Aenderung der Handels- 
politik durch die Republikaner im D i n g 1 e y - Zollgesetz wird 
jedoch der Reciprocitätsgedanke wiederum aufgenommen. Es 
giebt 32 Länder, behaupten die Amerikaner, mit denen sie zu 
Gunsten ihrer Ausfuhr Gegenseitigkeitsverträge abschliessen 
könnten, und von denen 1896 6S Proc. der Einfuhr zollfrei 
zugelassen würden, während dort die eigenen Erzeugnisse hohe 
Zölle zu überwinden hätten. Fast die ganze Einfuhr aus 
Centralamerika, Chile, Brasilien, den Vereinigten Staaten von 
Columbien, Venezuela und dem türkischen Afrika sei zollfrei, 
nämlich 90,46 bis 99,99 Proc, von der aus Uruguay, Argen- 
tinien, HoUändisch-Guyana, China, Mexico würden 82,5 bis 90 Proc, 
von der aus den Philippinen, Britisch West- und Ostindien, 
Japan und der asiatischen und europäischen Türkei 65 bis 
yo Proc. ohne Zoll zugelassen. Stellen wir diesen Angaben 
diejenigen gegenüber, welche sich auf die wichtigsten Industrie- 
staaten Europas beziehen, so wird das Wesen der nordameri- 
kanischen Tarifpolitik in das rechte Licht gerückt. Zu der- 
selben Zeit kamen aus England 30 Proc der Waaren zollfrei, 
aus Oesterreich-Ungam 20,5, aus Frankreich 20,37, aus Deutsch- 
land 19,67. Und dies war unter der Geltung des Wilson- 
Tarifes, der von den Demokraten nach der Revenue only Doctrin 
erlassen worden war! 

Im Dingley- Gesetz wird die Reciprocität in drei Artikeln 
behandelt. In dem Abschnitt 3 wird der Präsident ermächtigt, 
mit der freien Waare Kaffee, Thee, Tonka, Tonka- und Vanille- 
bohnen und ähnlichen Gegenständen so zu verfahren, wie ihm 
im Mac Kinley- Gesetz vorbehalten war, d. h. sie unter Zoll 
zu stellen, falls keine Aequivalente von den exportirenden 
Ländern durch Vertrag geboten werden. Eine weitere Be- 
fugniss wird in demselben Abschnitte dem Präsidenten ein- 
geräumt, die Zollsätze von Weinstein, rohem Weinstein, roher 
Weinhefe, Branntwein oder anderen fabricirten, aus Getreide 
oder sonstigen Materialien destillirten Spirituosen, Champagner 
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Weinen und Wermuth, endlich von Gemälden und Statuen auf 
ein vorgeschriebenes Mafs herabzusetzen, falls die dergleichen 
ausführenden Länder sich zu Konzessionen verstünden, welche 
als ein Aequivalent dagegen angesehen werden könnten. 

Tiefer greifend ist die dritte Bestimmung, nach welcher der 
Präsident, jedoch nicht allein, sondern auf Rath und mit Zu- 
stimmung des Senates innerhalb zweier Jahre nach Erlass des Ge- 
setzes einen bis zu fünf Jahren giltigen völkerrechtlichen Ver- 
trag folgenden Inhalts abschliessen kann, welcher vom Senate 
zu ratificiren und vom Kongress zu genehmigen ist: Unter 
Gewährung entsprechender Gegenleistung dürfen die Zölle für 
die von dem vertragschliessenden Lande eingeführte Waare bis 
höchstens um 20 Proc. ermässigt werden, ferner können unter 
gleicher Voraussetzung solche zollpflichtige Güter, die Natur- 
produkte des kontrahirenden Landes, aber nicht der Vereinigten 
Staaten sind, auf die Freiliste gesetzt werden, oder endlich 
solche, welche auf der Freiliste bereits stehen, vertragsmässig 
fünf Jahre für den Gegenkontrahenten als freie festgelegt werden. 

Alle europäischen Staaten, welche sich mit Schutzzöllen 
umgeben haben, können demnach mit den Vereinigten Staaten 
in Verhandlungen treten, wenn ihnen daran liegt, die Positionen 
des gegenwärtigen Tarifes zu mildern. Sie können dies im 
Interesse ihrer Industrie vielleicht unternehmen, würden dann 
aber als Gegengabe den landwirthschaftlichen transoceanischen 
Produkten einen erleichterten Eingang zugestehen müssen. 

Nur Grossbritannien und Irland haben nichts zu profitiren, 
weit dort ein ausschliessliches Finanzzollsystem vorhanden ist, 
an welchem nicht gerüttelt werden kann, und im Uebrigen die 
nordamerikanischen Rohprodukte dort ohne Abgabe eingehen. 

England ist zudem durch den klauselreichen Dingleytarif 
noch in besonderer Weise getroffen. Im Abschnitt 22 ist ver- 
fügt worden, »dass von allen in nicht amerikanischen Schiffen 
importirten oder ursprünglich aus den Vereinigten Staaten nicht 
benachbarten Ländern stammenden, aber über das Gebiet be- 
nachbarter Länder eingeführten Waaren ausser dem allgemein 
festgesetzten Zoll noch ein Zuschlag von lO Proc. erhoben 
werden soll. Ausgenommen sind indessen die Waaren aus den- 
jenigen Ländern, welche durch Vertrag gegen solche Zu- 
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Schlagszölle geschützt sind, sowie die Produkte, welche im 
Detail verkehr aus angrenzenden Ländern kommen«. 

Betrachten wir zunächst die Bestimmung bezüglich des 
Zwischenhandels oder Transitverkehrs benachbarter Länder. Es 
giebt deren zwei, Kanada und Mexiko. Das letztere Land 
hat gegenwärtig an dieser Mafsregel nur ein ganz untergeord- 
netes Interesse und ist wohl nur mit bedacht worden, um der 
Ausnahmebestimmung eine allgemeinere Formulirung zu geben. 
Kanada hingegen ist in zwei Richtungen ernstlich berührt, da 
sowohl seine Hafenplätze am östlichen wie westlichen Ocean 
bald einen Ausfall des Importes fühlen würden, als auch die 
kanadische Pacifikbahn in ihrem Frachtgeschäft eine Einbusse zu 
erleiden hätte, falls der erste Theil der genannten Klausel zur 
Durchführung kommt. Dem gegenüber müssten die konkurriren- 
den Häfen und Bahnen der Vereinigten Staaten gewinnen. Aber 
wie das innerhalb der heute vielgestaltigen Volkswirthschaft 
fast immer ist, so war es auch hier: Die beabsichtigte ein- 
seitige Förderung bestimmter Interessen bedeutete eine Schädi- 
gung anderer. Die Bahnen, welche von Kanada in die Union 
fuhren und von dort aus den Verkehr vermittelten, waren mit 
dem Artikel 22 keineswegs einverstanden. Dazu kamen Gründe 
allgemeinerer politischer Natur, welche ein scharfes Vorgehen 
gegen den kanadischen Nachbarstaat verurtheilten. Kurz, durch 
ein Cirkular des Schatzamtes wurde eine abschwächende Aus- 
legung des Gesetzes in der Weise gegeben, dass der zehn- 
procentige Zuschlag nicht stattfinden solle, falls es sich um 
Güter handle, welche durch das angrenzende Land im Transit- 
verkehr eingeführt würden. 

Für Europa ist die andere Bestimmung der Klausel von 
grösserer Bedeutung. Sie bezweckt den Schutz der amerikani- 
schen interoceanischen Schiflfifahrt, deren auffalliges Zurückbleiben 
hinter derjenigen der grossen europäischen Seemächte seit vielen 
Jahren in den Vereinigten Staaten eifrig discutirt wird. 

Die Ursache dieser für Europa so sehr beachtenswerthen 
Erscheinung wird von Protektionisten und Freihändlern ver- 
schieden erklärt. Die ersteren behaupten, dass die Gleichstellung 
amerikanischer und fremder Schiffe in Bezug auf Tonnenabgaben 
und Waarenimport, welche nach und nach den meisten europäi- 
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sehen Staaten durch Specialbestimnuing gewährt worden sei, die 
einheimische Handebmarine der übermächtigen fremden Kon- 
kurrenz preisgegeben habe, und dass sie bei dem bestehenden 
sonstigen Schutzsystem eine Anomalie wäre. Die Freihändler 
machen hingegen für den Rückgang der Schifffehrt die die Preise 
heraufschraubenden Wirkungen der Schutzzölle verantwortlich. 
Nach einem alten Gesetz dürfen nämlich unter amerikanischer 
Flagge nur Schiffe fahren, welche in den Vereinigten Staaten 
gebaut worden sind. So lange überwiegend Holzschiffe, ins- 
besondere Segelschiffe den Verkehr vermittelten, sei diese Mafs- 
regel durchaus zweckentsprechend gewesen, und die Amerikaner 
hätten ihre von Alters her bewährte Kunst des Schiffsbaues unter 
ihr ruhig weiter entwickeln können. Als nun aber die Herstellung 
eiserner Dampfer mit ihren Maschinen und ihrer vielgestaltigen 
Einrichtung in grösserem Umfange Platz gegriffen hätte, und 
etwa gleichzeitig der Schutzzoll alle Utensilien zum Schiffsbau 
vertheuert hätte, habe der Verfall desselben begonnen. Die 
nachfolgende Tabelle giebt eine Uebersicht über den Zustand 
des amerikanischen Schiffsbaues und der Schifffahrt seit 1850: 





Tonnengehalt 


Zahl 


Antheil am Schiffe am 


Jahre 






gesammten auswärtigen 








der in den V. S, 


gebauten Schiffe 


Handel 


1850 


279255 


1422 


70,5 Proc. (1857) 


1860 


214797 


1082 


66,5 . 


1870 


276 953 


1618 


35,6 « 


1880 


157409 


902 


17,8 « 


1890 


294 122 


1051 


12,29 » 



Wenn man die Handelsflotten der Welt von 1884/85 mit 
denjenigen von 1894/95 vergleicht, wobei die Schiffe ausge- 
schlossen sind, welche nur in dem Verkehr zwischen den eigenen 
Häfen eines Landes benutzt werden, so ist der Tonnengehalt ins- 
gesammt von 16594940 auf 18092159 gestiegen, wovon England 
an erster Stelle profitirt hat, dann Deutschland, Norwegen, Spa- 
nien, Dänemark, Schweden, Japan. Die Vereinigten Staaten 
zeigen hingegen einen Rückgang von i iii 179 Tonnen auf 
838 178. 
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Die Meinung, dass derselbe mit dem Gesetz, nach dem unter 
amerikanischer Flagge nur Schiffe fahren dürfen, welche in den 
Vereinigten Staaten gebaut seien, und dem hohen Kostensatz 
des SchifFsbaues im Zusammenhang stehe, ist sehr verbreitet. In- 
dessen man hat sich niemals entschliessen können, jenes Gesetz 
aufzuheben, wohl aber hatte bereits das Zollgesetz von 1872 die 
Bestimmung getroffen, dass alle zum Schiffsbau oder zur Repa- 
ratur erforderlichen Gegenstände zollfrei eingeführt werden 
könnten, falls nur der Nachweis gebracht wurde, dass dieselben 
bei Schiffen Verwendung fanden, die entweder für Rechnung 
auswärtiger Rheder hergestellt wurden oder überwiegend zum 
internationalen Verkehr gebraucht werden sollten. Diese Ver- 
günstigung ist dann in allen Zollgesetzen, die seitdem erlassen 
worden sind, wiederholt worden. Femer wurde durch die Postal 
Subsidy Bill den amerikanischen Schiffen, welche Postsachen in 
das Ausland befördern, eine Subvention durch den Kongress zu- 
gestanden. Endlich hatten die Mac Kinley- wie die Wilson Bill 
die Bestimmung aufgenommen, dass ein Differentialzoll von 
IG Proc. zu dem allgemeinen Satz hinzukommen solle, falls die 
importirten Waaren auf Schiffen gebracht würden, die nicht unter 
der Flagge der Vereinigten Staaten führen. Eine Ausnahme 
bestand aber für die Länder, welche durch Kongressakte oder 
Vertrag den amerikanischen Schiffen gleichgestellt waren. Das 
Dingleygesetz hatte nun, wie bereits erwähnt, auch diese diffe- 
rentielle Behandlung wiederum anerkannt, aber nur diejenigen 
Staaten ausgenommen, die durch Vertrag befreit waren, von 
denen Deutschland, Belgien und Holland hauptsächlich zu nennen 
sind. Hingegen waren England, Frankreich, Spanien, Japan nur 
durch eine Proklamation des Präsidenten, den der Kongress 
dazu autorisirt hatte, diesen Vertragsstaaten gleichgestellt worden. 
Diese mussten daher nach dem Erlass des neuen Zollgesetzes 
den Zuschlag entrichten. Es war dies eine tief einschneidende 
Mafsregel, die bei den Verhandlungen im Kongress ganz über- 
sehen und angeblich bei der Redaktion in einem Komitee ein- 
geschmuggelt worden war. Nach Angabe amerikanischer Zeitungen 
soll das letztere durch den Senator Elking aus Westvirginia 
geschehen sein, der an der Spitze einer Agitation »zum Schutze 
der amerikanischen Schifffahrt und Schiffsindustrie« steht und 
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neuerdings in Uebereinstimmung mit dem Bestreben der Ameri- 
can Merchant Marine Association mit einem auf die differentielle 
Behandlung ausländischer Schiffe zielenden Gesetzentwurf an den 
Kongress herangetreten ist. 

Einstweilen ist nun auf Antrag des Generalanwaltes im Ver- 
waltungswege der gegen England, Frankreich u. s. w. gerichtete 
Vorstoss beseitigt worden, eine definitive Entscheidung ist aber 
der Gesetzgebung noch vorbehalten. 

Diese Details waren hier mitzutheilen, weil sie auf den Geist 
der heutigen amerikanischen internationalen Handelspolitik ein 
grelles Streiflicht werfen. 



IV. 

Der preussisch- amerikanische Handels- 
vertrag von 1828. 

Ebensowenig wie der Zollverein und der norddeutsche Bund 
hat das deutsche Reich mit den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika einen Handelsvertrag abgeschlossen. Hingegen war dies 
1827 von den Hansestädten, 1828 von Preussen und 1840 von 
Hannover geschehen. Das letztere Land hat seine politische 
Selbständigkeit verloren, und es kann von einer Verbindlichkeit 
desselben Amerika gegenüber nicht mehr gesprochen werden. 
Da nun die beiden anderen Verträge nicht gekündigt worden 
sind, so lassen sich die Fragen aufwerfen, erstens, ob sie und 
wie weit sie nach der staatsrechtlichen Veränderung von 1866 
und 1871 in Deutschland ihre Giltigkeit bewahrt haben, und 
zweitens, ob sie etwa für das deutsche Reich verpflichtend sind. 
Bezüglich des ersten Punktes kommen die Artikel 4 und 
35 der Reichsverfassung in Betracht, nach welchen den Einzel- 
staaten zu Gunsten des Reiches die Kompetenz der Zoll- und 
Handelsgesetzgebung entzogen ist, und Artikel 33, nach dem 
Deutschland ein Zoll- und Handelsgebiet, umgeben von gemein- 
schaftlicher Zollgrenze, darstellt. 

Das Reich hat von seiner Kompetenz gegenüber dem 
Inhalte der genannten Verträge bisher nur durch den Abschluss 
der Konsularkonvention vom 11. Dec. 1871 Gebrauch gemacht, 
wodurch jedenfalls der Artikel 10 und 11 des preussisch-ameri- 
kanischen Vertrages von 1828, welche die gleiche Materie be- 
handelten, aufgehoben worden ist. Wenn nun für die reichs- 
gesetzliche Regelung anderer deutsch-amerikanischer Beziehungen 
das Bedürfniss weniger dringend war, als in diesem Falle, so 
kann man daraus jedenfalls nicht schliessen, dass das Reich den 
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Einzelstaaten gestattet habe, bei ihren Sonderabkommen aus 
früherer Zeit zu beharren. Denn aus Artikel 33 folgt, dass 
Preussen nicht mehr eine eigene Zollgrenze haben kann, welche 
die Voraussetzung des Handelsvertrages von 1828 bildet Der 
Satz ultra posse nemo obligatur kommt hier zur Anwendimg. 
Preussen war nach dem Erlass der Reichsverfassung nicht mehr 
in der Lage, seiner vertragsmäfsig früher festgelegten Ver- 
pflichtung zu entsprechen. Hingegen ist kein Grund vorhanden, 
das rechtliche Dasein des Artikels 14 des Vertrages von 1828 
zu bestreiten, welche Erbschaftsrechte und Erbschaftsabgaben 
behandelt, die dem preussischen Rechte unterliegen und mit 
dem Zollwesen nichts zu thun haben. 

Die Meinung, dass das preussische resp. das hanseatische 
Abkommen, welche inhaltlich ähnlich sind, auf das Reich über- 
gegangen seien, lässt sich staatsrechtUch auch nicht begrün- 
den, da das letztere ein anderes Rechtssubjekt ist, als das Kömg- 
reich Preussen oder die Hansestädte, und nicht ipso jure in die 
Rechte derselben succedirt ist. 

Um nun zu verstehen, wie sich die Sache in den letzten 
27 Jahren praktisch gemacht hat, ist vorauszuschicken, dass der 
Kernpunkt, auf welchen immer alles ankam, die Meistbegünsti- 
gungsklausel gewesen ist, welche in den Artikeln 5 und 9 des 
Handelsvertrages von 1828 enthalten ist. 

(Artikel 5) »Auf den Eingang der Erzeugnisse des Bodens 
oder des Kunstfleisses des Königreichs Preussen in die Ver- 
einigten Staaten, und auf den Eingang der Erzeugnisse des 
Bodens oder des Kunstfleisses der Vereinigten Staaten in das 
Königreich Preussen sollen weder andere noch höhere Abgaben 
gelegt werden als diejenigen, welche auf dieselben Artikel, wenn 
sie Erzeugnisse des Bodens oder des Kunstfleisses irgend eines 
anderen fremden Landes sind, gelegt sind oder gelegt werden 
möchten.« 

(Artikel 9) »Wenn von einem der kontrahirenden Theile in 
der Folge anderen Nationen irgend eine besondere Begünstigung 
in Betreff des Handels oder der Schifffahrt zugestanden werden 
sollte, so soll diese Begünstigung sofort auch dem anderen Theile 
mit zu Gute kommen, welcher derselben, wenn sie ohne Gegen- 
leistung zugestanden ist, ebenfalls ohne eine solche, wenn sie 
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aber an die Bedingung einer Vergeltung geknüpft ist, gegen Be- 
willigung derselben Vergeltung gemessen wird.« 

Der Unterschied der beiden Artikel besteht zunächst darin, 
dass der erstere die Meistbegünstigung negativ ausdrückt und 
allein die Abgaben von Produkten nennt, während der andere 
das gegenseitig eingeräumte Recht positiv und in Anwendung 
auf Handel und Schifffahrt umfasst. Insofern enthält der Artikel 9 
eine Erweiterung dem fünften gegenüber. Hingegen bedeutet 
der Schluss des Artikels 9 eine beschränkende Modifikation. 
Denn bestände nur der erstere Artikel, so würde jede Be- 
günstigung, welche die Vereinigten Staaten z. B. Frankreich 
gewährt hätten, mochte sie unentgeltlich oder gegen Entgelt 
zugestanden sein, ohne Weiteres auch Preussen zugefallen sein. 
Dies ist nun aber besonders ausgeschlossen entsprechend der 
Rechtsanschauung, welche in den Vereinigten Staaten über das 
Wesen der Meistbegünstigung besteht. Nach F. Wharton 
(A Digest of the international Law of the United Staates 
Washington B. II, §. 134) ist dieselbe stets so aufzufassen: 
»A covenant to give Privileges granted to the most favoured 
nation only refers to gratuitous privileges, and does not cover 
Privileges granted on the condition of a reciprocal advantage.« 
Bei uns hat man merkwürdiger Weise die Unterscheidung 
des Artikels 9 in der Praxis nicht berücksichtigt. 

Am IG. Februar 1885 bei der Berathung über den neuen 
Zolltarif äusserte sich Fürst Bismarck in dieser Weise: »Der 
Herr Vorredner nahm an, dass Amerika nicht zu den meist- 
begünstigten Staaten gehöre. Faktisch gehört es dazu, nicht in 
Folge von Reichsverträgen, aber in Folge von Verträgen mit 
Preussen und mit mehreren deutschen Staaten, die sich aus dem 
Reiche nicht aussondern lassen. Praktisch behandeln wir uns 
mit Amerika gegenseitig als meistbegünstigt, was für uns z. B. 
den Anlass bildet, wenn der Vertrag, den Spanien für Kuba und 
Puertoriko mit Amerika geschlossen hat, sich verwirklicht, fiir 
uns, für Deutschland in Amerika dieselben Vortheile beispiels- 
weise für die Zuckereinfuhr zu beanspruchen, die der spanischen 
Kolonie gewährt werden.« 

Mit Berufung auf den Vertrag von 1828 hat der Reichs- 
kanzler in Washington die Zollfreiheit für den deutschen Zucker, 

V. Sartorius, Handelspolitik d. Ver. St. a 
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falls das Abkommen mit Spanien perfekt werde, verlangt, obwohl 
die Vergünstigung an Spanien nicht unentgeltlich eingeräumt 
werden sollte. Der Vertrag wurde nun nicht ratificirt, theilweise 
aus finanziellen Bedenken, welche der Präsident Cleveland 
äusserte, theilweise aber auch wegen Schwierigkeiten, welche die 
Meistbegünstigung mit verschiedenen Staaten zu bringen schien. 
Denn nach der amerikanischen Theorie hätten Deutschland und 
andere Staaten der freien Zuckereinfuhr nur dann theilhaftig 
werden können, wenn sie eine Anzahl Produkte der Vereinigten 
Staaten in ihr Gebiet frei eingelassen hätten, wie es die spanischen 
Antillen vorhatten. 

Die gleiche deutsche Beurtheilung des handelspolitischen 
Verhältnisses zu den Vereinigten Staaten ergiebt sich ferner aus 
den Bundesrathsbeschlüssen vom 20. Febr. 1885 und 30. Jan. 
1892. Nach dem ersteren wird in Uebereinstimmung mit der 
erwähnten Bismarck' sehen Erklärung der Roggenzoll, welcher 
auf Grundlage des Handelsvertrages mit Spanien auf eine Mark 
normirt worden war, allen Staaten eingeräumt, mit denen die 
Meistbegünstigung besteht. Zu diesen werden ausdrücklich die 
Vereinigten Staaten gerechnet. Der zu zweit genannte Beschluss 
enthält Bestimmungen, die Ursprungszeugnisse für die aus meist- 
begünstigten Ländern eingehenden Waaren betreffend, unter 
denen wiederum die Union genannt worden ist. 

Indessen hat weder vorher noch nachher die deutsche 
Regierung stets dasselbe Princip verfolgt. In einer Deklaration 
des Bundesrathes vom 24. Oktober 1883, betreffend die Aus- 
führungsbestimmungen zum italienischen und spanischen Handels- 
und Schifffahrtsvertrage, werden die hier gewährten Zollbegünsti- 
gungen den meistbegünstigten Ländern zugestanden, unter denen 
die Vereinigten Staaten nicht aufgezählt worden sind. Femer 
hat Deutschland eine von der Erklärung des Reichskanzlers ab- 
weichende Haltung bei dem Abschluss der sogenannten Saratoga- 
Konvention vom 21. August 1891 eingenommen. Durch die 
Bekanntmachungen des deutschen Bundesrathes von 1880 und 
1883 war das amerikanische Schweinefleisch, weil bei verschie- 
denen Sendungen Trichinosis konstatirt worden war, mit einem 
Einfuhrverbot belegt worden. Nach wiederholten Verhandlungen 
der Regierungen hierüber, und nachdem diese Maassregel dies- 
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seits wie jenseits des Oceans viel Aergemiss verursacht hatte, 
wurde gemäss eines Notenaustausches, der von amerikanischer 
Seite aus Saratoga datirt worden war, dieses Verbot wieder 
aufgehoben. Gleichzeitig nahm der Präsident von der Anwendung 
der Wiedervergeltungsmaassregel des Fleischbeschaugesetzes (vom 
30. August 1890) Deutschland gegenüber Abstand und erklärte, 
dass er für den Erlass der erforderlichen Vorschriften Sorge 
tragen werde, um den Erzeugnissen Deutschlands, so weit sie 
unter Sect. 3 des Mac K in ley- Zollgesetzes von 1890 fielen, 
die Fortdauer der bestehenden Zollfreiheit zu sichern (vgl. oben 
S. 40). Es bedeutete dies Zollfreiheit für Rohzucker. Dem 
gegenüber räumte Deutschland den Vereinigten Staaten die Zoll- 
ermässigungen des gegen Oesterreich zur Geltung zu bringenden 
Konventionaltarifes bezügüch landwirthschaftlicher Erzeugnisse 
ein. Es war hier also ein Specialabkommen getroffen worden 
auf Grundlage gegenseitiger Koncessionen , nicht auf derjenigen 
der Meistbegünstigung. Denn es war mindestens kontrovers, ob 
nicht die Begünstigungen aus den Reciprocitätsverträgen auch 
für Deutschland mafsgebend sein mussten, und wenn letzteres 
nur auf die Meistbegünstigung hätte Bedacht nehmen wollen, so 
wäre weder eine Separatkonvention, noch die Beschränkung auf 
landwirthschaftliche Produkte nothwendig gewesen. Diese Be- 
schränkung musste zudem noch um so unkonsequenter erscheinen, 
als dann später der gesummte österreichische Vertragstarif auf 
Amerika angewendet worden ist. 

Am 5. Mai 1897 ist im deutschen Reichstage die Frage der 
Meistbegünstigung noch einmal erörtert worden. Die Veran- 
lassung hierzu bot der amerikanische Differential -Zuckerzoll des 
Dingley-Tarifes. 

Nach der Mac Kinley Bill konnte der Rohzuckerimport 
auf Grund von Reciprocitätsverträgen zollfrei sein, der feinere 
Zucker (über Nr. 16 holländisch Standart in Farbe Vio Cent 
pro Pfund) blieb aber zollpflichtig. Dieser hatte nun ausserdem 
noch einen Zuschlag von Vio Cent pro Pfund zu tragen, »falls 
er von einem Lande kommt oder Erzeugniss eines Landes ist, 
welches direkt oder indirekt bei der Ausfuhr desselben eine 
Prämie bezahlt, die höher ist als diejenige, welche auf Rohzucker 
von geringerem Saocharingehalt gewährt wird«. Der deutsche 

4» 
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Zuckerexport, welcher diese Sorte in keiner nennenswerthen 
Weise umfasste, wurde hierdurch kaum berührt, als nun aber 
mit dem Wilson- Gesetz 1894 — welches den Rohzuckerzoll 
wieder einführte — der Zuschlag auf alle Zuckerarten ausgedehnt 
wurde, erhob der deutsche Botschafter auf Grund des Meist- 
begünstigungsvertrages Einspruch gegen diese differentielle Be- 
handlung, welche sich daraus ergab, dass die Rohzuckerfabrikation 
tropischer Gebiete nur den Zoll ohne Zuschlag zu entrichten 
hatte, und welche den deutschen Exporteur namentlich so lange 
empfindUch traf, als die verschleierten Prämien, die damals in 
Frankreich gewährt wurden, bei der amerikanischen Zollverwal- 
tung keine Beachtung fanden. Der Präsident wie das Repräsen- 
tantenhaus erachteten die deutsche Beschwerde für gerechtfertigt, 
der Senat hingegen, in welchem der amerikanische Zuckertrust 
mächtige Freunde hatte , versagte seine Zustimmung. Dass die 
deutsche Zuckerindustrie in den folgenden Jahren ihren Absatz 
in Amerika noch auf über 60 Millionen Mark jährlich zu steigern 
und die Zollzuschläge auf die Konsumenten zu wälzen ver- 
mochte, ist dem Umstände zu verdanken, dass in Folge der 
Insurrektion auf Kuba die dortige Rohrzuckererzeugung so stark 
beschränkt wurde. So verstummten dann zunächst die Klagen 
der Betroffenen gegen die amerikanische Anmafsung, wurden 
aber nicht vergessen, und als nun der Dingley-Tarif bevor- 
stand und eine verstärkte Erschwerung des Zuckerimportes 
drohte, da der Zollzuschlag sich auf die gesammte Prämie des 
Exportlandes bezog — in Deutschland 3,35 Mk. pro Doppel- 
centner Raffinade und 2,50 Mk. pro Doppelcentner Rohzucker — , 
kam es im Reichstage am 31. Mai 1897 zu einer Interpellation, 
wie sich die Regierung dem gegenüber verhalten werde. Der 
Staatssekretär Freiherr von Marschall gab die Erklärung ab, 
die kaiserliche Regierung würde, falls der Dingley-Entwurf 
zum Gesetz werde , die Voraussetzungen , auf welchen die deut- 
schen Erklärungen der Saratoga-Konvention beruhten, d. h. das 
Zugeständniss der Meistbegünstigung, als hinfällig betrachten 
müssen, und sie würde sich ferner vor die Frage gestellt sehen, 
zu entscheiden, ob die Vergünstigungen, die gemäss des 
österreichischen und anderer Vertragstarifen zugestanden seien, 
weiterhin geboten erschienen. 
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Bei dieser Gelegenheit gab der Staatssekretär eine be- 
achtenswerthe Ausführung über die Vertragsbeziehungen beider 
Länder überhaupt. Principiell sei die Frage der Giltigkeit und 
des Geltungsbereiches des Vertrages mit Preussen von 1828 
zwischen den Vereinigten Staaten und Deutschland niemals zur 
Erörterung und Entscheidung gelangt. Die verbündeten Re- 
gierungen seien bezüglich derartiger Verträge stets von der 
Rechtsauffassung ausgegangen, dass dieselben durch 
die Gründung des Reiches ihre Gültigkeit nicht verloren hätten. 

Dass dies nicht ganz zutreffend ist, beweisen die vorher 
angeführten Daten, welche die Annahme einer einheitlichen 
Rechtspraxis ausschliessen. 

Ferner wies der Staatssekretär auf die Thatsache hin, dass 
nach Gründung des Reiches die Gültigkeit des Vertrages von 
beiden Theilen durch konkludente Handlungen, nämlich dadurch 
anerkannt worden sei , dass unter Hinweis auf bestimmte Para- 
graphen dieses Vertrages Rechte beansprucht und Verpflich- 
tungen erfüllt worden seien für das ganze deutsche Reich. 

Dass von den Vereinigten Staaten die Meistbegünstigung» 
welche hier gemeint ist, als Grundlage für Forderungen 
gegen das Reich gebraucht worden ist, ist unzweifelhaft. Ein 
solcher Anspruch wird in derselben Rede angeführt, welcher aus 
dem Jahre 1884 stammt, wegen angeblicher Benachtheiligung 
des amerikanischen Petroleums zu Gunsten des russischen durch 
die deutschen Eisenbahntarife. In einer Note hatte der ameri- 
kanische Gesandte darauf hingewiesen, dass zwischen Deutschland 
und den Vereinigten Staaten ein Meistbegünstigungsverhältniss 
bestehe, und hinzugefügt, dass die Bestimmungen des Vertrages 
von 1828 Anwendung fanden »gegenüber jeder Art von differen- 
tieller Besteuerung oder Belastung, welche von der einen Regie- 
rung etwa zum Nachtheil der anderen vorgenommen würden«. 

Es ist ferner ein zweiter Präcedenzfall zu nennen, der eben- 
falls zu Gunsten der Ansicht des Staatssekretärs spricht, dass 
die Amerikaner die Meistbegünstigung als auf das Reich über- 
tragen angenommen haben. Als 1884 durch die Dingley 
shipping act die deutschen Schiffe in amerikanischen Häfen 
Tonnengeldern unterworfen wurden, protestirte unsere Regierung 
auf Grundlage des Vertrages von 1828, welche Begründung als 
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solche von der anderen Seite nicht bestritten wurde, obgleich 
bei ihr die Ausdehnung auf den vorliegenden Fall zunächst 
keine Anerkennung fand. Erst ein Jahr später wurde durch 
eine Proklamation des Präsidenten (26. Januar 1888) dem deut- 
schen Anspruch ohne Entgelt die Gewährung ertheilt. 

Aus diesen angeführten Beispielen auf eine feststehende 
Anschauung der amerikanischen Regierung in Bezug auf das 
Vertragsverhältniss zu schliessen, ist aber durchaus nicht statt- 
haft. Denn erstens wurde in der Saratoga- Konvention die 
freie Zuckereinfuhr nur durch ein Specialabkommen gewährt, 
indem Deutschland ein Aequivalent dafür bot, femer erwiderte 
der Staatssekretär Gresham auf die Reklamation des deut- 
schen Botschafters anlässlich der im Wilson-Tarif vorgesehenen 
differentiellen Behandlung des Zuckers, dass die Art. 5 und 9 des 
Vertrages von 1828 den Handelsverkehr zwischen den Vereinigten 
Staaten und Preussen, nicht dem gesammten deutschen 
Reiche, auf die Grundlage der Meistbegünstigung stellten. In 
ähnlicher Weise hat sich der Generalanwalt Olney in seinem 
Berichte über die Einfuhr deutschen Salzes ausgesprochen. Da 
nach dem Zollgesetz von 1894 ein Salzzoll nicht erhoben wird, falls 
das Produkt aus Ländern kommt, die ihrerseits von dem ameri- 
kanischen Salz keinen Zoll beanspruchen, so wurde von Deutsch- 
land auf Grund der Meistbegünstigungsklausel die freie Zulassung 
deutschen Salzes gefordert. Bei dieser Gelegenheit sprach sich 
der Generalanwalt so aus: »Man sollte nicht ausser Acht lassen, 
dass, obgleich der Vertrag von 1828 in Hinsicht auf denjenigen 
Theil des Deutschen Reiches, welcher das Königreich Preussen 
bildet, als zu Recht bestehend anzusehen ist, keine Thatsache 
oder Erwägung, die mir zur Kenntniss unterbreitet worden ist, 
die Annahme rechtfertigt, dass derselbe als wirksam für andere 
Theile des Reiches aufgefasst werden muss.« 

Wenn der Staatssekretär Freiherr von Marschall in der 
erwähnten Sitzung des Reichstages seine Ausführungen mit der 
Bemerkung abschloss, dass von einem durch Jahrzehnte ununter- 
brochenen Besitzstande der beiderseitigen Meistbegünstigung ge- 
sprochen werden könne, den keiner der beiden Theile antasten 
könne, ohne sich mit eigenen Handlungen oder eigenen amtlichen 
Erklärungen in direkten Widerspruch zu setzen, so ist diese 
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Anschauung mit den hier mitgetheilten Details nicht vereinbar. 
Im Allgemeinen, aber keineswegs immer, hat Deutschland den 
Standpunkt vertreten, dass der preussische Vertrag für das Reich 
verbindlich sei, die Vereinigten Staaten hingegen haben, je nach- 
dem es in die Praxis der Politik hineinpasste, ohne einer Regel 
im Allgemeinen zu folgen, mit ihrer Meinung gewechselt. 

Es fehlt mithin durchaus die Voraussetzung genügender 
konkludenter Handlungen , aus denen man den auf eine gegen- 
seitige Meistbegünstigung gerichteten Willen beider Parteien er- 
kennen könnte. Aber — dies sei zum Schluss hervorgehoben — 
wäre auch eine solche vorhanden, so würde eine völkerrecht- 
liche Bindung daraus schwerlich abzuleiten sein. Verträge 
können weder durch Ersitzung nach Verjährung entstehen, und 
völkerrechtliche Abmachungen können nur durch die Staats- 
regierungen geschaffen werden, ein Handelsvertrag setzt zudem 
bei uns, um gültig zu sein, die Zustimmung des Bundesrathes 
und des Reichstages, in den Vereinigten Staaten die des Kon- 
gresses voraus. 

Wenn wir kurz das Resultat der Ausführungen dieses Ka- 
pitels zusammfassen wollen, so ist die Verbindlichkeit des Ver- 
trages von 1828 für Preussen völkerrechtlich nicht mehr zu be- 
gründen, der Uebergang auf das Reich staatsrechtlich unbeweisbar. 
Die Praxis der Regierungen ist widersprechend gewesen, so dass 
aus ihr ein bestimmter Schluss nicht gezogen werden kann. 
Endlich ist, selbst wenn man das völkerrechtliche Vertragsver- 
hältniss beider Staaten noch zugeben wollte, dasselbe seit 1894 
durch die differentielle Zollbehandlung des deutschen Zuckers 
von amerikanischer Seite gebrochen worden, so dass es nun, da 
zur Verfolgung völkerrechtlicher Ansprüche kein Gerichtshof be- 
steht, nach allgemein anerkannten völkerrechtlichen Grundsätzen 
unser gutes Recht ist, zu jeder Stunde die Erklärung des Rück- 
trittes auszusprechen. 



V. 

Panamerika. 

Der Gedanke der nordamerikanischen Welthandelssuprematie, 
des immer wiederkehrenden Traumbildes der modernen chauvi- 
nistischen Politiker der Union, welcher sich in den hochschutz- 
zöllnerischen Bestrebungen, in der Mac Kinley- wie Dingley 
Bill, neben allen den unmittelbar wirkenden, materiellen Trieb- 
federn wohl erkennen lässt, hat sich nun auch noch in einem 
zweiten, für die Handelspolitik der Zukunft nicht unwichtigen 
Vorgange verkörpert, in der allamerikanischen Konferenz von 
1889/90. 

Die Vereinigten Staaten haben sich 1783 ihre Unabhängig- 
keit von England erkämpft, als ihnen, den damaUgen Kolonien, 
die Steuer- und Wirthschaftspolitik des Mutterlandes zu drückend 
wurde. Dieser Befreiung ist dann, als die Amerikaner sich im 
eigenen Hause eingerichtet hatten und sich dort sicher fühlten, 
im Anschluss an eine zu Gunsten Mittel- und Südamerikas 
erlassene Botschaft des Präsidenten Monroe eine gegen 
Europa gerichtete politische Frontstellung gefolgt, auf deren 
Fahne die Doktrin verzeichnet steht, dass die Union jeden Ver- 
such einer europäischen Macht, einen amerikanischen Staat zu 
erobern,- sich eines nicht schon in ihrem Besitze befindlichen Ge- 
bietes zu bemächtigen oder irgend eine Neugründung in Nord- 
oder Südamerika zu bewerkstelligen, als einen Akt der Feind- 
schaft gegen sie betrachtet. 

Diese Fürsorge der grossen nördlichen Republik ist nun 
von dem Forum der internationalen Politik auf den Markt des 
allbegehrten Dollars übertragen worden. Sie trägt den stolzen 
Namen »Panamerika«, das ist ein möglichst den ganzen Erdtheil 
umfassendes, mit einer einheitlichen Zollgrenze umgebenes Wirth- 
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Schaftsgebiet. Den Kolonien europäischer Staaten gegenüber, 
Canada, Guiana u, s. w., wird zunächst der kühle Standpunkt 
vertreten »beneficia non obtruduntur«. 

Die unentwegt treibende Kraft zu dieser allamerikanischen 
Unternehmung ist die wachsende Absatzbedürftigkeit der Gross- 
industrie der nordamerikanischen Oststaaten. Der Mann, welcher 
am eifrigsten den Panamerikanismus gefördert hat, der Staats- 
minister Blaine, heisst der »grosse Lieblingssohn« des Neu- 
england-Staates Maine. 

Im bestehenden Wirthschaftsgebiete wird dieser östlichen 
Industrie, nachdem Dank schutzzöUnerischer Mafsnahmen auch 
der Süden und der Westen manche Fabrik gebaut haben, der 
Rock etwas zu eng, und da Europa für absehbare Zeiten nicht 
geneigt sein wird, fremde Fabrikate zollfrei einzulassen, ferner in 
den übrigen Erdtheilen die Europäer das Praevenire gespielt 
haben, so würde ihr eine Begünstigung, womöglich ein Absatz- 
monopol, wie sie der allamerikanische Zollbund bieten kann, 
gerade das Rechte sein. 

Natürlich durfte man dergleichen nicht verlauten lassen, und 
als die Staaten aufgefordert wurden, Vertreter nach Washington 
zur Abhaltung des »Kongresses der drei Amerika« zu entsenden, 
begnügte man sich mit dem Hinweise auf ein taugliches Mittel, 
»die Verbesserung und Verstärkung der Handelsbeziehungen unter 
den amerikanischen Staaten«. 

Gewiss haben sich diejenigen, welche diese Einladungskarte 
geschrieben haben, keine Vorstellung davon gemacht, dass als 
praktisches nächstes Resultat des mit grossem Pomp und ge- 
waltigem Redeschwall durchgeführten Kongresses nichts mehr 
herauskommen würde, als ein bescheidener Anlauf zur Erreichung 
dessen, was hier gesagt worden ist. 

lieber was wurde nicht alles verhandelt, als man sich an 
der eigenen Grösse zu berauschen vornahm, 115 Millionen Men- 
schen zu vertreten vorgab, die auf einem Gebiete von 12 Millio- 
nen Quadratmeilen wohnten — natürlich sind wilde Indianer mit 
eingerechnet und englische Meilen gemeint. Zwei stattliche 
Quartbände geben uns darüber Auskunft, wie vielerlei zur Dis- 
kussion stand: ein internationales Schiedsgericht für politische 
Fragen, der Bau einer den Kontinent in nordsüdlicher Richtung 
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durchquerenden Eisenbahn, neue Schifffahrtsverbindungen, ein 
auf gleichartige Silberausmünzung gerichteter Währungsvertrag, 
Gleichstellung von Mafsen und Gewichten, sanitäre Mafsregeln, 
übereinstimmende Zollverwaltung, die Gründung einer inter- 
nationalen Bank, Auslieferungsverträge, Hafenabgaben, inter- 
nationales Privatrecht, handelspolitische Vereinigung. Die letztere 
* wurde in drei Abstufungen berathen : Zollverein nach deutschem 
Muster, internationaler Freihandel, Reciprocität unter einzelnen 
Staaten. Die weitgehendste Forderung, welche neben der ge- 
meinsamen Zollgrenze die Vertheilung der Zolleinnahmen nach 
einem bestimmten Mafsstabe und die Erhebung derselben durch 
die Einzelstaaten voraussetzte, erwies sich als gänzlich utopisch, 
da die grossen Staaten eine Vertretung in den hiermit unver- 
meidlichen Zollkonferenzen nach der Bevölkeruag, die kleinen 
nach Staaten beanspruchten. Das zweite Projekt scheiterte an 
der Thatsache der konkurrirenden Wirthschaftsinteressen der 
einzelnen Länder, insbesondere an dem Schutzzollsystem der 
Vereinigten Staaten. Das dritte erhielt eine bescheidene Ver- 
wirklichung in den auf Grundlage des Mac Kinley- Gesetzes 
abgeschlossenen Gegenseitigkeitsverträgen (siehe oben S. 40). 

Ausser denselben, welche mit dem Wilson- Gesetz bereits 
wieder hinfallig geworden sind, hat der allamerikanische Tag 
von allen seinen schönen Plänen zunächst nichts in die Praxis 
umgesetzt, und die demokratische Gegnerschaft dieser republi- 
kanischen Mache hatte es nicht schwer, sich vber das totale 
Fiasko weidlich lustig zu machen. 

Der Gründung eines westkontinentalen Zollbundes stehen 
in unserer Zeit unüberwindliche Schwierigkeiten entgegen. Nicht 
nur leben die stammesverschiedenen, auf ganz von einander ab- 
weichender Stufe der geschichtlichen Entwickelung stehenden, 
daher sich nur wenig gegenseitig ergänzenden Bewohner 
des westlichen Kontinents unter Sprachen, Sitten und Lebens- 
anschauungen äusserst mannigfacher Art, sondern sie verfolgen 
auch viele konkurrirende wirthschaftliche Interessen, die sich 
einem gedeihlichen Ausgleiche nicht unterstellen lassen. Der 
Austausch der Produkte der tropischen und der gemässigten 
Zone entspricht zwar einer natürlichen Arbeitstheilung, und wenn 
z. B. der Norden der Vereinigten Staaten und Nord -Brasilien 
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allein sich zu vertragen hätten, so hätten sich die Delegirten 
in Washington über das »Wie« den Kopf nicht zu zerbrechen 
brauchen. Allein die Union hat auch ihre Golfstaaten mit sub- 
tropischer Produktion; Zuckerrohr wächst in Louisiana wie in 
Westindien, Kaffee in Mexiko wie in Brasilien. Südamerikas 
zukünftige wirthschaftliche und kulturelle Macht liegt südlich 
vom Wendekreise ; der argentinische Weizen tritt heute mit dem 
der Prärie- und pacifischen Staaten in starken Mitbewerb, und 
die südamerikanische Wolle ist durch den Mac Kinley- wie 
Dingley-Tarif hart getroffen worden. Wie alle fortgeschrittenen 
Ackerbaustaaten der gemässigten Zonen im 19. Jahrhundert das 
unverrückbare Streben nach eigener Industrie, eigenem Handel 
und eigener Schifflfahrt gekennzeichnet hat, so werden es auch 
die in Südamerika an dem gleichen nicht fehlen lassen, sobald 
sie sich wirthschaftlich dafür reif erachten. 

Die nordamerikanische Union, in der so lange Zeit hindurch 
Schutzzoll gepredigt worden ist, würde nur wenig Glück damit 
haben, wenn sie den panamerikanischen Brüdern die alte von 
England oft gegen sie selbst vorgeführte Theorie der inter- 
nationalen Arbeitstheilung beweisen wollte, dergemäss die reinen 
Agrikulturländer nichts Besseres thun könnten, als auf der Stufe 
ihrer Entwickelung zu verharren und die fremden Industriepro- 
dukte willig anzunehmen. 

Los Yankees, wie die Südamerikaner sie nennen, sind nun 
aber durchaus nicht so thöricht, zu glauben, dass sie mit Theo- 
rien die Welt erobern können. Der panamerikanische Kongress 
hatte Seitens der Einberufer gar nicht den Zweck, Fragen aka- 
demischer Natur zur Diskussion zu stellen, sondern sollte den 
»Greasern« vor allem zeigen, welche wirthschaftliche und poli- 
tische Macht in der Union existire. Zu dem Zwecke wurden 
die Abgeordneten zunächst wochenlang durch das Land von 
Stadt zu Stadt geschleift, um im Spiegel prunkvoller Gastfreund- 
schaft zu sehen, was diejenigen alles vermöchten, welche sich 
als die zukünftigen Herren des Kontinents fühlen. So vor- 
bereitet, zeigten ihnen die mit dem Kongress gleichzeitigen Be- 
rathungen des Mac Kinley -Gesetzes, dass der gellende Ruf 
kriegerischer Fanfaren das süsse Gesäusel der Friedensschalmei 
gar leicht übertönen kann. Dazu sprach die Presse, die sich in 
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Nordamerika nicht immer einer diplomatischen Sprache befleissigt, 
es unverhohlen im Hinblick auf das künftige Widerstreben ver- 
schiedener Staaten gegen das westkontinentale Weltreich aus, 
dass, wer die Macht habe, sie auch gebrauchen lernen werde. 
Seitdem haben die Vereinigten Staaten ihre Flotte wesentlich 
verstärkt, der Konflikt mit Spanien, der sich um nichts Anderes 
dreht, als um das, was 1890 die gläubigen Herzen Blaine's und 
seine Genossen bewegte, die politische und Handelssuprematie 
ihres Landes, war eine weitere Veranlassung dazu, von den 
Millionen Dollars, welche der Schutzzoll eingebracht, manche 
springen zu lassen, um dessen Endzweck in anderer Weise näher 
zu kommen. Die Insel Kuba ist den nördlichen Nachbaren nicht 
allein deshalb einen Krieg werth, weil dort viel vortreffliches 
Zuckerrohr und weltberühmter Tabak wächst, sondern weil sie 
der Schlüssel zum Golf von Mexiko ist, und eine Ausfallfeste 
für das Karibische Meer. Mit ihrem Besitz wird ihnen die Herr- 
schaft über einen künftigen centralamerikanischen Kanal ein gutes 
Stück näher gebracht sein, nach dessen Bau es von New -York 
nach Valparaiso in Chile nicht weiter sein wird, als nach Per- 
nambuko in Brasilien. 

Bei dieser Gelegenheit sei daran erinnert, dass wir Deutsche 
sehr erhebliche wirthschaftliche Interessen in Mittelamerika haben, 
es uns daher keineswegs gleichgiltig sein kann, in welchem 
Mafse die Nordamerikaner dort ihre Herrschaft befestigen. Bei 
unserem Exporthandel nach und bei unseren überseeischen Unter- 
nehmungen in Mexiko und Venezuela, an der Westküste Süd- 
amerikas, bei unserer Theilnahme an der ökonomischen Er- 
schliessung Chinas, ist es für uns von durchgreifender Bedeutung, 
in wessen Händen der künftige Kanal, der die Weltmeere ver- 
binden soll, sein wird. Besitzt ihn ein europäischer Staat, so ist 
dies besser für uns , als wenn die Nordamerikaner die Herren 
desselben sind. Denn im ersteren Falle wird ein Gegengewicht 
gegen den Panamerikanismus geschaffen, im letzteren wird er 
direkt gestärkt. Eine wesentliche Förderung würden unser 
Handel und unsere Schifffahrt gemessen, wenn wir in West- 
indien einen eigenen Hafen mit Handelsplatz und 
Kohlenstation besässen. Ein solcher Erwerb ist keines- 
wegs ausgeschlossen, da die dänischen Inseln St. Croix, 
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St. Thomas und St. John, die zu den Jungferninseln ge- 
hören, östlich von Puertoriko liegen, gewissermafsen auf den 
Markt gebracht worden sind. Die Verwaltungskosten dieses 
Besitzes sind fiir Dänemark eine zu grosse finanzielle Last 
geworden, um ihn dauernd halten zu können, zumal bei dem 
gegenwärtigen Zustande der dänischen Handelsflotte und des 
dänischen Handels, derselben keine genügenden volkswirth- 
schaftlichen Vortheile gegenüberstehen. Schon 1866 und 1867 
wurden diese Inseln den Vereinigten Staaten zum Kauf an- 
geboten, ein Vertrag wurde auch demgemäss abgeschlossen, 
der aber später nicht die Zustimmung des Senates fand und 
daher nicht ratificirt wurde. Damals waren die drei Inseln 
den Dänen besonders wenig werth, gelbes Fieber, Blattern 
und Cholera hatten einen Theil der Bevölkerung weggerafft, 
Erdbeben und Orkane hatten Wohnungen und Pflanzungen be- 
schädigt, das Mutterland war nach dem Kriege von 1864 nicht 
in der Lage, finanzielle Opfer fiir die Kolonie zu bringen, und 
die Epidemien und der Aufstand in Kuba hielten Handel und 
Schiffe fern. Seitdem haben sich freilich die Verhältnisse wieder 
gebessert, doch sind die Erträge der Landwirthschaft an Zucker 
und Baumwolle, wie die der Rumproduktion nur gering. Handel 
und Rhederei in der Hauptstadt Charlotte Amalia auf St. Thomas 
sind nahezu die einzigen Quellen des Wohlstandes. 

Im Anfange des Jahres 1896 war in den amerikanischen 
Zeitungen wieder die Rede von dem Kauf der Inseln durch die 
Union. Die Illinois -Staatszeitung vom 8. Februar wusste dar- 
über Folgendes zu erzählen: »Der Redakteur der Danske 
Tidende in Kopenhagen, Herr Henrik Cavling, einer der an- 
gesehensten dänischen Tagesschriftsteller, hat soeben eine Reise 
durch die Dänemark gehörigen westindischen Inseln gemacht 
und befindet sich jetzt in Washington, wo er die unumwundene 
Erklärung abgegeben hat, dass Dänemark sich in der Zwangs- 
lage befinde, diese Inseln verkaufen zu müssen, da ihre Ver- 
waltung 150000 Dollars mehr koste als einbringe, und das kleine 
Land diesen für seine Grösse und seine Verhältnisse sehr be- 
deutenden Ausfall nicht mehr werde tragen können. Und zwar 
würden die Inseln zuerst den Vereinigten Staaten angeboten 
werden und unter sehr günstigen Bedingungen. Denn sonst sei 
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Aussicht vorhanden, dass Deutschland sie kaufe, welches schon 
lange nach einer Kohlenstation in den westindischen Gewässern 
ausschaue, und falls man bei der in Dänemark gegen Deutsch- 
land herrschenden 'Abneigung nicht darauf eingehe, so werde 
man gezwungen sein, die Inseln sich selbst zu überlassen, und 
dann würden sie sich voraussichtlich unter englisches Protektorat 
stellen, angesichts der Thatsache, dass die Mehrzahl der intelli- 
genten Bewohner Engländer seien.« 

Falls die deutsche Diplomatie in Kopenhagen den Deutsch- 
land entgegenstehenden Widerstand überwinden sollte, so wäre 
geg«enwärtig für uns der richtige Zeitpunkt zum Erwerb 
derlnseln. Die Nordamerikaner hätten zwar früher mit der Monroe- 
doktrin nicht kommen können, um gegen einen Kauf Deutschlands 
Protest zu erheben, denn es handelt sich um europäischen Besitz, 
nicht um einen solchen amerikanischer Republiken, sie würden 
aber doch uns alle denkbaren Schwierigkeiten bereitet haben, 
eventuell selbst als Käufer aufgetreten sein. Bei der gegenwärti- 
gen Verwickelung mit Spanien würden sie hingegen kein Geld 
dazu zur Verfügung stellen wollen und hätten zudem ein Inter- 
esse daran, sich Deutschlands wohlwollende Neutralität zu sichern. 

Doch kehren wir zu dem panamerikanischen Kongress von 
1890 zurück. 

Neben den genannten weit ausschauenden Plänen wurde in 
Washington Kleineres nicht aus dem Auge gelassen. Ein 
Handelsmuseum in Philadelphia wurde begründet, um den ^pan- 
amerikanischen Handel zu beleben, in Washington besteht ein 
Bureau of American Republics zu demselben Zwecke, welches 
seit Jahren eine Monatsschrift und auch kürzlich ein Handels- 
adressbuch herausgegeben hat. Dasselbe enthält geographische, 
industrielle, kommerzielle und statistische Angaben der Staaten 
des ganzen Kontinents, an 100 000 Adressen und Geschäftsver- 
bindungen von Kaufleuten des Amerikas romanischer Sprache, 
von 5000 Exporteuren der Vereinigten Staaten dorthin, zahl- 
reichen Namen kaufmännischer Organisationen, welche es sich 
angelegen sein lassen, den kontinentalen Handel zu fordern, end- 
lich Angaben über Transportwege, Frachtsätze, Zölle, Patente, 
Post- und Telegraphenwesen und Handelsrecht der einzelnen 
Staaten. 



V. Panamerika. 6^ 

Gegenwärtig scheint einer der Vorschläge des Kongresses 
von 1890, der am leichtesten auszuführende, die International 
American Bank, der Verwirklichung näher zu kommen. Nach den 
»Financial News« sollen die Komitees beider Häuser für aus- 
wärtige Angelegenheiten in Washington dem für die Ertheilung 
des Freibriefes eingebrachten Gesetze günstig gesinnt sein. Die 
Bank wird mit dem bestimmten Zwecke gegründet, »dafs die 
Vereinigten Staaten von Südamerika nicht länger auf europäi- 
sche Banken wegen finanzieller Transaktionen in der westlichen 
Hemisphäre südlich von Canada angewiesen sind.« Die Haupt- 
bureaus dieses angeblich mit einem Kapital von 25 Millionen 
Dollars auszustattenden Unternehmens werden in Washington und 
New- York sein, acht Filialen sind weiter in Aussicht genommen 
in Chicago, Baltimore, Pittsburg, New-Orleans, Minneapolis, Denver, 
St. Louis und San Francisco, sowie je eine in jeder Hauptstadt 
der südamerikanischen Länder. 

Sobald die Internationale Bank ins Leben gerufen sein sollte, 
würden sich die an derselben interessirten Kapitalisten auch die 
Errichtung von Dampferlinien angelegen sein lassen, welche den 
Norden mit dem ganzen lateinischen Amerika verbinden würden. 
Wer das Geld zu alle dem geben wird, ist klar, nicht minder 
aber auch, wer die »Kontrolle« über diese Einrichtungen aus- 
üben wird. 

In Philadelphia fand im Jahre 1897 ^^^^ zweite panamerika- 
nische Zusammenkunft, diesmal von Kaufleuten und Industriellen 
gebildet, statt, auf welcher weniger utopische Dinge, als vielmehr 
die Anknüpfung und Stärkung kommerzieller Verbindungen be- 
rathen wurden. Auch diesmal gab es eine Rundreise der Gäste, 
mit der sich wiederum die nordamerikanische Presse eifrigst be- 
schäftigte. Natürlich fehlte es nicht an Interviews und da konnte 
dann neben manchen Unannehmlichkeiten das nordamerikanische 
Publikum auch zu hören bekommen, dass es seinen Landsleuten 
nicht so leicht sein würde, die Engländer und Deutschen im 
südamerikanischen Handel zu schlagen. Da es für den deut- 
schen Kaufmannsstand von Wichtigkeit ist, zu hören, was man 
im Auslande über ihn denkt, und da dies vielleicht ein An- 
sporn für ihn ist, auf dem rechten Wege fortzuschreiten, so 
theile ich hier zunächst^einige Bemerkungen mit, welche ein Ver- 
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treter von Konception und mehrerer chilenischer Häfen in Mil- 
waukee im Juli vorigen Jahres äusserte : 

»Keiner kann sich mehr Mühe geben, als unsere Firma es 
gethan hat, um einen profitablen Handel mit diesem Lande an- 
zubahnen. Doch haben wir dies grösstentheils zu unserenn 
Schaden gethan. Das wird nicht anders werden, bis die Ver- 
einigten Staaten ihre ganze Handelspolitik im Sinne der Reci- 
procität uns gegenüber umändern. Aber selbst angenommen, 
dass die schutzzöllnerischen Interdikte gegen die Einfuhr er- 
mässigt, wenn Dampferlinien Subventionen gewährt würden, so 
verbleibt immer noch eine Hauptschwierigkeit: der amerikanische 
Fabrikant muss sich dazu verstehen, seine Produkte dem Ge- 
schmack und den Gebräuchen unserer Völker anzupassen, und 
zwar bis ins kleinste Detail der Verpackung hinein, wie es eben 
die englischen und deutschen Konkurrenten Nordamerikas sich 
angelegen sein lassen, und muss nicht, wie bislang, willkürlich 
nach eigenem Gutdünken seine Produkte uns aufoktroyiren. Um 
wirklich die unverhohlene Wahrheit zu sagen, so kann ich die 
Versicherung geben, dafs dieses hartnäckige Verharren im Eigen- 
dünkel, dafs, was in diesem Lande »geht«, auch für Chile »gut 
genug« ist, nur durch gründliche kaufmännische Bildung zu ver- 
treiben ist.« 

Ein Delegat aus Buenos Aires erklärte u. A. Folgendes: 
»Englisches sowie mehr und mehr auch deutsches Kapital wird 
in unseren Eisenbahnen angelegt, aber kein Cent amerikanisches. 
Die Engländer, namentlich aber die Deutschen — welche binnen 
zehn Jahren meiner Ansicht nach den südamerikanischen Handel 
beherrschen werden, wenn sie so fortfahren, wie sie begonnen — 
geben sich die grösste Mühe, unsere Märkte zu studiren, sich 
mit unseren Handelsgebräuchen und unseren Volkssitten bekannt 
zu machen, und auf dieser Information fussend, schicken sie uns 
dann genau das, was wir brauchen und wollen. Dahingegen 
giebt sich der Amerikaner diese Mühe keineswegs, weder um 
ein richtiges Urtheil zu erlangen, noch um unseren Rathschlägen 
nachzukommen, noch um unsere Sprache zu erlernen.« 

Wenn nun erst die panamerikanischen Bestrebungen in der 
Union weitere Kreise erfasst haben werden, und die Politik 
unterstützend eingreifen wird, über welches beides mir kein 
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Zweifel ist, dass es kommt, so wird der Kampf um die süd- 
amerikanischen Märkte zwischen den verschiedenen Nationen 
heftig entbrennen. Denn die Yankees sind eine energische und 
zähe Nationalität, welche bei der fortgesetzten starken Ausdeh- 
nung der Bevölkerung mehr und mehr Äiberschüssige Volks- 
kräfte zur Verfügung haben wird, mit denen sie ihre Herr- 
schaft — zuerst die industrielle und kommerzielle — nach dem 
Süden auszudehnen versuchen wird. 

Eine Macht, dies zu verhindern, wird man hiergegen ein- 
wenden, kann England sein. Dasselbe besitzt das grosse 
Dominion of Canada, hat ferner in Westindien und Guiana 
festen Fuss gefasst und vor diesen Besitzungen steht schützend 
die erste Flotte der Welt. Femer sind seine Handelsbeziehungen 
zu Südamerika vielartig und fest geknüpft, besonders dadurch, 
dass es den wichtigsten Exportwaaren desselben freien Eingang 
in sein europäisches Wirthschaftsgebiet gewährt hat. 

Allein seit einer Reihe von Jahren, und gegenwärtig mehr 
denn je, macht eine Bewegung von sich reden, die eine Par- 
allele zum Panamerikanismus ist und diesen, falls sie zu prak- 
tischen staatsrechlichen Resultaten führen sollte, auf das Ent- 
schiedenste im Stande ist zu fördern. Es ist dies der englische 
Reichsgedanke, das greater Britain, mit der wirthschaftlichen 
Basis eines das Mutterland und seine Kolonien umspannenden 
Zoll Verbandes. Im Sommer 1897 ist diese Idee durch die 
Kündigung des deutschen und belgischen Handelsvertrages 
zuerst aus der Theorie herausgeschlüpft und zum Anfang der 
Praxis geworden. Die genannten Verträge enthielten die 
Meistbegünstigung auch den Kolonien gegenüber, so dass bei 
dem Import in dieselben Deutschland und Belgien nicht 
schlechter als das Mutterland gestellt waren. Dieser Zustand 
soll nun beseitigt werden, die englischen Industrieerzeugnisse 
werden in den Tochterlanden zunächst Begünstigungen erfahren, 
denen zufolge, wenn auch vielleicht später, eine direkte oder 
indirekte, offene oder versteckte Einfuhrserleichterung kolonialer 
Rohstoffe und Lebensmittel in Grossbritannien und Irland nicht 
ausbleiben kann. Denn die Theorie, nach welcher das Mutter- 
land von den Kolonien von selbst mehr kaufen werde als bisher, 
falls diese bessere Abnehmer der Produkte jenes würden, ist 

V. Sartorius, Handelspolitik d. Ver. St. c 
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wenig stichhaltig. Die englischen Kaufleute wissen sehr wohl 
die Maxime zu würdigen, dort zu kaufen, wo es am billigsten 
ist. Damit wird aber den Kanadiern und Australiern nicht ge- 
dient sein , die mit vollem Recht die Gegenseitigkeit der Ko«i- 
cessionen betonen werden, wenn einmal die freie Konkurrenz 
ausgeschlossen sein soll. 

Der nordamerikanische Freiheitskampf hat die Engländer 
darauf hingewiesen, dass Ackerbaukolonien, in denen die Söhxie 
imd Töchter des eigenen Volkes in steter Verbindung mit 
dessen ethischer und geistiger Kultur leben, diesem am ehesten 
in politischer Zugehörigkeit verbleiben, wenn es ihnen dieselbe 
sociale und politische Freiheit gewährt, die es selbst hat. Ob- 
gleich nun England der Befolgung dieses Grundsatzes möglichst 
nahe gekommen ist, so ist doch oft genug prophezeit worden, 
dass die Loslösung Australiens und Kanadas wegen der wirth- 
schaftlichen Entwickelung dieser Länder im Sinne der Viel- 
seitigkeit und Selbstgenügsamkeit nur eine Frage der Zeit sein 
könne. Inzwischen hat die Weltwirthschaft ungeheure Dimen- 
sionen angenommen und den Kolonialstaaten im Konkurrenz- 
kampfe auf dem Weltmarkte politische Bedürfhisse des Schutzes 
und mannigfacher Unterstützung entstehen lassen, unter deren 
Eindruck der englische Kolonialminister im Frühjähr 1897 bei 
einer öffentlichen Rede die seitdem oft citirte Aeusserung ge- 
than hat: »Es scheint mir, dass die Zeitrichtung dahin geht, 
alle Macht in den Händen grosser Reiche zu vereinigen. Die 
kleineren Länder, welche nicht fortschreiten können, scheinen 
bestimmt zu sein, in eine untergeordnete Stellung zu rücken.« 

Wenn dieser Ausspruch, den die Monroedoktrinäre den 
kleinen Staaten ihres Kontinentes auch schon zu verstehen 
gegeben haben, die Quintessenz der englischen Politik des 
zwanzigsten Jahrhunderts werden wird, so wird das Princip des 
Panamerikanismus daraus fortwährend neue Ncdirung schöpfen. 
Dies ergiebt sich namentlich aus folgenden Erwägungen: 

I. Die wirthschaftlichöa Gegensätze zwbchen Kanada und 
den Vereinigten Staaten, welche darauf beruhen, dass das erstere 
Land gern eine eigene Industrie haben und zugleich seine Roh- 
produkte, wie Kohlen, Holz, Fische, Gerste, Heu, Eier in das 
andere absetzen möchte, tragen gegenwärtig schon einen gc- 
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spannten Charakter, müssen aber mit jedem Schritte, den der 
Gedanke des britischen einheitlichen Weltreiches vorwärts macht, 
noch verschärft werden. Denn ein solches Reich kann sich 
nicht auf dem Boden altmodischer Kolonialpolitik erhalten, der- 
zufolge Old England Tille ihm gehörigen Gebiete mit Woll-, 
BaumwoU- und Stahlwaaren zu versehen habe. Vielmehr kann 
es nur dann Bestand haben, wenn es die industriellen Kräfte 
in allen seinen Theilen, also auch in Kanada, zu einer gewissen 
Entwickelung bringen hilft. Eine völkerschaftliche, wirthschaft- 
liche Vereinigung unter der Führung der Vereinigten Staaten 
wird dann in Amerika gegen angebliches englisches Vordringen 
als eine Schutzwehr proklamirt werden, welche die Selbst- 
erhaltung nothwendig fordere. 

2. Wenn England dahin kommt, den tropischen wie sub- 
tropischen Produkten, femer den Lebensmitteln seiner bisherigen 
Kolonialländer einen Importvorzug vor allen anderen einzu- 
räumen, so wird sich das spanisch und portugiesisch redende 
Amerika dadurch zurückgestossen fühlen und dem Bruder 
Yankee lieber als bisher zuhören, wenn er ihm die Solidarität 
aller amerikanischen Völkerinteressen predigen wird. 
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Vorschlag zur Abwehr. 

Die Wirkung des D in gl ey -Tarif es lässt sich im März 1898, 
in welchem diese Abhandlung geschrieben worden ist, noch nicht 
übersehen. In den Vereinigten Staaten ist man g^emäss einer 
Veranschlagung des Schatzamtes der Ansicht, dass er im ersten 
Jahre nach seinem Bestehen ein finanzielles Deficit von etwa 
65 Millionen Dollars bringen werde. Dies würde eine Vermin- 
derung des Importes von Seiten der europäischen, also auch 
der deutschen Industrie bedeuten, wie sich dies auch unschwer 
ersehen lässt, wenn man die Einfuhr der sechs Monate nach 
dem Erlass des Gesetzes mit derjenigen im gleichen Zeiträume 
des Vorjahres vergleicht. Dennoch sind die Klagen der Industrie 
im Allgemeinen bei uns noch nicht so laut geworden, als nach 
der Mac Kinley Bill, da sie vor der Zollerhöhung und im 
Hinblick auf dieselbe ungewöhnlich grosse Beträge verkaufte, so 
dass, wenn wir den Export des Kalenderjahres 1897 demjenigen 
des vorhergehenden gegenüberstellen, der erstere wenigstens ein 
Mehr von 20 Millionen Mark aufweist. Der Ausfall der letzten 
Monate lässt sich daher jedenfalls zum Theil aus der anticipirten 
Versendung erklären. 

Falls nicht kriegerische Ereignisse im laufenden Jahre den 
europäisch -amerikanischen Handel stören, spricht Vieles dafür, 
dass nach Aufbrauch der kurz vor der Dingley Bill impor- 
tirten Massen die Einfuhr von Neuem steigen wird. Denn die 
wirthschaftlichen Zustände haben sich in der Union seit dem 
Herbst 1897 in Folge des grossen Getreideverkaufes zu gutem 
Preise nach Europa so günstig gestaltet, dass namentlich in der 
Farmerbevölkerung und bei allen am Handel und Transporte 
Interessirten die Kaufkraft gestärkt worden ist. Ob dieselbe 
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freilich vorhält, hängt wesentlich von dem Welternteausfall des 
Jahres 1898 ab. Bedeutet derselbe wiederum ein vortheilhaftes 
Getreidegeschäft für die Amerikaner, so werden die Beschwer- 
den, welche bisher bei ihnen gegen den neuen Zolltarif laut ge- 
worden sind, für eine weitere Spanne Zeit noch nicht allgemein 
empfunden werden, im gegentheiligen Falle werden sie verstärkt 
und überall hervortreten, so dass bei dieser Opposition die 
Republikaner ihre gegenwärtige politische Macht nicht behaupten 
werden. Diese Beschwerden richten sich, abgesehen von dem 
anfangs erwähnten finanziellen Ausfall, erstens gegen die Preis- 
steigerung sehr vieler der geschützten Waaren, zweitens gegen 
starke Begünstigung der Trusts und Monopole, drittens gegen 
die Störung des Exportes industrieller Produkte, viertens gegen 
die Thatsache, dass die Löhne nicht entsprechend der ein- 
getretenen Vertheuerung gestiegen seien. 

Die Gegnerschaft gegen die grossen Monopole wird gegen- 
wärtig am eifrigsten von Seiten der Populisten und der Silber- 
leute betrieben, die Demokraten werden sich daran in steigen- 
dem Mafse betheiligen, je stärker sie im Volke wachsen wird, 
und dann daraus vielleicht die künftige Wahlparole schmieden. 
Da nun auf ein fortdauernd so exceptiönell gutes Getreideexport- 
geschäft nicht zu rechnen ist, lim die Wirkungen des Dingley- 
Tarifes, welche sich zudem mit der Zeit verschärfen müssen, 
einigermafsen auszugleichen, so ist es nicht anzunehmen, dass 
er lange über die jetzige Präsidentschaft hinaus Bestand haben 
wird. Die daim kommende Ermässigung wird freilich des 
Schutzes immer noch genug bringen, aber könnte doch der 
deutschen Industrie manche Erleichterung gewähren. 

Aus diesem Grunde der Vergänglichkeit des Tarifes schon 
würde man Deutschland einen Zollkrieg gegen die Vereinigten 
Staaten als Antwort auf den Differentialzuckerzoll und die hohen 
Abgaben auf unsere Industrieprodukte nicht empfehlen können. 
Ein Zollkrieg ist jedenfalls an sich ein höchst gefahriiches 
Experiment, auf das m^ui verzichten sollte, wenn die Veran- 
lassung, derentwegen man ihn führt, in wenigen Jahren zunichte 
geworden sein kann. Schon in einigen Monaten finden die Wahlen 
zum Abgeordnetenhause statt, aus denen man ersehen wird, ob 
die Dingley Bill sich noch der Popularität erfreut oder nicht. 
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Doch wollten wir auch hiervon absehen, so sind für uns 
zur Zeit genügend andere Gründe gegeben, um von einem 
Zollkriege abzurathen. Zum Verständniss dessen müssen wir 
auf den deutsch -amerikanischen Waarenhandel etwas näher ein- 
gehen. 

Die Hauptproduktc, welche wir aus den Vereinigten Staaten 
beziehen, haben nach der Statistik des Deutschen Reiches im 
Jahre 1896 folgende Beträge umfasst: 

Importirte amerikanisclie Millionen 

Produkte Mark 

Rohbaumwolle I59i8 

Petroleum . 60,6 

Rohkupfer 41,4 

Mais 38,8 

Weizen . 34,2 

Roggen 5,9 . 

Gerste 4,9 

Hafer . 4,6 

Buchweizen 1,1 

Sclmutljs 41,7 

Fleischwaare 14,4 

Häute, Felle, Därme 10,1 

Tabakblätter 8,6 

Kalk, natttrlicher phosphorsaurer 8,1 

Bauholz, Fassdauben 8,5 

Terpentinöl and Terpentinhars , . 14,3 

Oelkuchen 9,4 

Maschinen und Maschinentheile 2,7 

Nähmaschinen 1,3 

Mühlenfabrikate 0,9 

Frischei Obst 1,4 

Getrocknete« Obst 3,3 

Gel 4,2 

Talg 1,8 

Tischlerarbeiten 1,2 

Pferde 3,4 

Walfischbarten 2,8 

Alles Uebrige mit Ausschluss von Edelmetall 38,9 

Summa . . . 528,3 

Es sind also vor allem landwirthschafdicbe Rohprodukte, 
verschiedene sonstige Lebensmittel, ferner Petroleum und Kupfer, 
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welche bei uns eingeführt werden. Wir exportiren hingegen 
hauptsächlidi industrielle Waaren: 

Nach den Vereinigten Staaten Millionen 

exportirte Produkte Mark 

BaumwoUwaaren 33,5 

Drogerie und Farben 40,2 

Eisen und Eisenwaaren ' 6,2 

GlASwaaren 5,1 

Haare, Federn, Borsten 6,3 

Häute und Felle 5,5 

Instrumente, Maschinen . . . .' 4,0 

Kleider, Wäsche, Putzwaaren 17,4 

Kurze Waaren, Quincaillcrie 20,0 

Ijeder und Lederwaarcn 16,4 

Leinewand etc * 6,0 

Litteratur- und Kunstgegenstände 16,8. 

Material-, Specerei-, Konditorwaaren (Zucker) 76,3 

Papier und Papierwaaren 11,7 

Seide und Seidenwaaren ' 36,5 

Thonwaaren 17,5 

Wolle und Wollwaaren 32,0 

Summa . . . 383,3 

Ein Zollkrieg mit den Vereinigten Staaten würde nun den 
Sinn haben, von dort uns zugeschickte Produkte mit weit höheren 
Abgaben als bisher zu belegen, oder die Einfuhr zu verbieten 
und unseren Gegnern ihr Geschäft so zu erschweren, dass sie 
sich veranlasst sähen 1 um diesen Nachtheil zu beseitigen, ihren 
Tarif zu ermässigen. Es ist die Frage, an welchen Produkten 
die Repressalien zur Anwendung kommen sollten. Abzusehen ist 
jedenfalls von der amerikanischen Baumwolle, welche bei uns 
zollfrei ist, und es wegen der Konkurrenz unserer Fabrikate 
mit denen anderer Staaten auf dritten Märkten auch wohl so 
lange bleiben müsste, bis Ostindien ^ Aegypten, Südamerika, 
China uns einen ausreichenden Ersatz bieten könnten. Mit dem 
Ausschluss des Petroleums würden wir vermuthlich auch kein 
Glück haben. Ein Ersatz könnte uns von Galizien, Rumänien 
und von Russland geliefert werden, aus den beiden ersteren Län- 
dern nur in beschränkter, aus dem letzteren in ausreichender 
Menge, in beiden Fällen aber nur unter der Voraussetzung 
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Steigender Preise. Das galizische wird jetzt überwiegend in 
Oesterreich konsumirt und könnte von dort nur durch Preis- 
erhöhung fortgezogen werden; das russische Geschäft ist ebenso 
wie das amerikanische in der Hauptsache centralisirt, und würde 
das letztere bei uns zum Verkehr nicht zugelassen, so hätte das 
andere das faktische MonopoJ auf unserem Markte. Ausserdem 
ist es fraglich, ob der amerikanische Petroleumkönig Rocke- 
fell er durch imsere Mafsregel einen Schaden erleiden würde. 
Denn er soll 50 Proc. der Aktien der russischen Nobel -Gesell- 
schaft im Besitz haben, so dass der Gewinn nur statt in seine 
westliche in seine östliche Tasche geleitet würde. Da das Erdöl 
im Budget der ärmeren Volksklassen eine grosse Rolle spielt, 
so würde zudem jede Einfuhrerschwerung zu dem Unpopulärsten 
gehören, das sich denken Hesse. 

Mit mehr .Erfolg würden wir gegen den Tabak zu Felde 
ziehen können. Wir träfen damit eine ziemlich grosse Zahl 
amerikanischer Landwirthe, namentlich in Virginien, Kentucky, 
Nordkarolina und Tennessee, welche zuletzt überwiegend demo- 
kratisch gewählt haben und jetzt in ihrer Opposition gegen den 
Zolltarif nur bestärkt werden würden. Ueber eine beachtens- 
werthe Erhöhung des Preises würde sich voraussichtlich der 
deutsche Konsument nicht zu beklagen haben, da wir dem 
Werthe nach nur etwa 8 Proc. des Bedarfes aus Nordamerika 
decken, und eine Ergänzung aus BrasUien und Niederländisch- 
Ostindien unschwer zu erreichen wäre. 

Es sind noch die übrigen landwirthschaftlichen Produkte 
zu besprechen. Zunächst die animalischen. Einen erhöhten 
Zoll auf frisches, gesalzenes oder eingekochtes Fleisch, auf 
Speck, Schinken und Schmalz müssten die amerikanischen 
Exporteure und Landwirthe -sehr schmerzlich empfinden, wie wir 
aus den Wirkungen verschiedener Einfuhrverbote, welche aus 
sanitären Gründen in Deutschland erlassen worden sind, wohl 
schliessen dürfen. Eine allgemeine Preiserhöhung dieser Pro- 
dukte würde bei uns nicht ausbleiben und sehr unliebsam auf- 
genommen werden, da einerseits die inländische Produktion 
einen genügenden Ersatz nicht rasch beschaffen könnte, anderer- 
seits auf eine sonstige ausreichende billige Einfuhr nicht zu 
rechnen wäre. 
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Anders als die Einfuhrerschwerung von Fleisch, dessen 
Konsum mit steigendem Preise erfahrungsgemäss stark zurück- 
geht, ist diejenige der unentbehrlichen Lebensmittel, des Ge- 
treides, zu beurtheilen. Es ist hier zwischen Weizen und 
Mais zu unterscheiden. Was für den ersteren gilt, lässt sich 
auch auf Roggen, Hafer und Gerste anwenden, nur mit dem 
Unterschiede, dass es sich, wie die obige Statistik nachweist, 
bei den drei letzteren um weit geringere Summen handelt, mit- 
hin deren kommerzielle Bedeutung zurücktritt. Der Weizen ist 
ein Handelsartikel, welcher ausser von den Vereinigten Staaten 
auch von anderen Ländern in grossen Mengen zum Export her- 
gestellt wird. Im Jahre 1897 war die Ernte in letzteren im 
Ganzen genommen schlecht, in den Vereinigten Staaten hingegen 
gut. Die Folge des stark nachlassenden Angebotes war ein 
steigender Preis, von dem die Nordamerikaner den grössten 
Vortheil gehabt haben und noch für einige Monate haben werden. 
Wollten wir nun unter der gegenwärtigen Weizenkonjunktur den 
amerikanischen Import bei uns erschweren, so würde dies den 
transatlantischen Bauern und Händlern wenig Schaden bringen. 
Da wir im Inlande für den Konsum nicht genügend Waare zur 
Verfügung haben , wir auf sie nur in beschränktem Mafse Ver- 
zicht leisten können, und da es nur bei den Nordamerikanern 
genug giebt, so müssen wir von ihnen kaufen, mögen wir wollen 
oder nicht. Wir würden uns also den Verbrauch vertheuem und 
unseren Widersachern herzlich wenig Nachtheile bringen. Nun 
können aber in unserem Jahre die Emteverhältnisse ganz anders 
liegen, im Allgemeinen günstig sein und der Getreidepreis kann 
wieder sinken. Bestimmt wird derselbe — natürlich abgesehen 
von Zöllen und speciellen Transportkosten — für Europa wesent- 
lich auf dem Weltmarkte London, unter steter Berücksichtigung 
der vorhandenen und sicher beschaffbaren Quantitäten, und dabei 
wird es ziemlich gleichgültig sein, ob Deutschland mit den 
Vereinigten Staaten in einem Zollkriege liegt oder nicht. Kommt 
in Folge eines solchen kein amerikanischer Weizen mehr nach 
Hamburg, Bremen oder Mannheim, um so mehr argentinischer 
oder russischer, rumänischer, indischer, und England, Holland, 
Belgien, Skandinavien u. s. w. konsumiren entsprechend mehr 
von dem ersteren, als von dem anderer Provenienz. Unsere 
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Landwirthschaft würde also nichts profitiren und die amerikani- 
schen Farmer erhielten nicht weniger, als sie ohne Zollkrieg 
auch bekämen. 

Der Mais, von welchem wir 1896 in Deutschland für 
58,3 Millionen Mark importirten — aus den Vereinigten Staaten 
entfallen davon 38,8 — , hat innerhalb der Weltwirthschaft nicht 
eine so decentralisirte Produktion wie der Weisen. Die Union ist 
vielmehr bis jetzt der Haupterzeuger und der Hauptexporteur und 
hat diese Eigenschaften in dem letzten Jahrzehnt in steigendem 
Mafse zur Geltung gebracht. Die Weltemte betrug 1888 nach 
Mulhall 1979 Millionen Busheis, davon kamen auf die Union 
allein 1412, auf Europa 363, der Rest überwiegend auf Mexiko 
und Argentinien. 1890 hob sich die Maisernte der Union auf 
2122 Millionen bei einem Export von loi Millionen (i. Juli 1889 
bis 30. Juni 1890), 1896 auf 2283 Millionen bei einem Export 
von 176 Millionen Busheis (i. Juli 1896 bis 30. Juni 1897). Falls 
wir nun den amerikanischen Mais von unserem Zollgebiete aus- 
schlössen, so würde es sehr fraglich sein, ob wir aus anderen 
Gebieten den Ausfall decken könnten. Jedenfalls würde eine 
grosse Preissteigerung die unmittelbare Folge sein und zugleich 
bei uns das Bestreben hervortreten, durch andere relativ billigere 
Cerealien einen Ersatz zu beschaffen. Ein Theil des zurück- 
gewiesenen Maises würde wohl von anderen Staaten aufge- 
nommen werden, doch wäre eine Schädigung der amerikanischen 
Volkswirthschaft unausbleiblich. 

Unter den aus der Union bezogenen Waaren nimmt auch 
das Kupfer eine hervorragende Stellung ein (41,4 Millionen 
Mark). Ein Ausschluss desselben würde freilich unserem heimischen 
Bergbau erwünscht sein, aber unserer Industrie recht schädlich, 
da wir dieses auswärtige Rohmaterial nicht wohl entbehren 
können. Die Weltproduktion betrug 1893: 

Kupfer in 
Millionen langen Tonnen (2240 Pfd.) 

Weltproduktion 302,9 

davon Europa 84,0 

Vereinigte Staaten I47>5 

Andere Erdtheile 59,3 

Kanada 6,0 
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Es kommt also auf die Vereinigten Staaten etwa die Hälfte 
der Weltproduktion , auf deren Zufuhr unsere Industrie einge- 
richtet ist. 1896 exportirten wir für 6 Millionen Mark rohes 
Kupfer, für 6,8 Kupfer in Stangen und Blechen, für 12,1 Kupfer- 
und Messingwaaren, für 19,8 feine Kupfer- und Messingwaaren, 
fiif 5»4 grobe Kupferschmiedewaaren, für 7,8 Kupfer -Draht. 
Also insgesammt machte unser Export 57,9 Millionen aus, welcher 
Betrag den Wcrth des ganzen importirten Rohkupfers um 3,2, 
den aus den Vereinigten Staaten um 16,5 Millionen Mark 
übertraf. 

Es würde uns zu weit führen, auf die übrige Einfuhr von 
geringerem Belang hier einzugehen. Wir dürfen nun aber nicht 
übersehen, dass unsere Gegner alfe Antwort auf unsere Zoll- 
erhöhungen oder Einfuhrverbote, wozu die Dingley Bill den 
Präsidenten bereits ermächtigt hat, die deutsche Ausfuhr mit 
gleicher Waffe imd sicher in der rücksichtslosesten Weise be- 
kämpfen würden. An erster Stelle hätten Zucker, WoU- und 
BaumwoUwaare, Drogerie und Farben, Seide und Seidenwaare, 
Kleider, Wäsche, Thonwaare, kurze Waare, Quincaillerie und 
Lederwaare zu leiden, welche zusammen mehr als 72 Proc. des 
Exportes nach den Vereinigten Staaten ausmachen. Von unserer 
Industrie müssten also sofort grosse Opfer gebracht werden, 
während gleichzeitig andere Nationen den unmittelbaren Vortheil 
davon haben und vielleicht ein neues oder vergrössertes Absatz- 
gebiet erobern würden. England träte gern an unsere Stelle 
im WoU-Baumwoll-Lederwaarenexport, Belgien und Frankreich 
übernähmen den des Zuckers, Oesterreich den von Kleidern und 
Wäsche u. s. w. 

Schliesslich, dass unser exportirender Handelsstand, femer 
die Zahlungsvermittler, die Rhederei grosse Einbussen an Ge- 
winn, Umsatz, Frachtverdienst haben würden, bedarf keiner 
weiteren Ausführung. Da die Handelsflotte der Union auf dem 
atlantischen Ocean gering ist, so müsste zudem der Schaden, 
der Hamburg und Bremen zugefügt würde, ohne entsprechendes 
Aequivalent getragen werden. 

Fassen wir die voraussichtlichen Wirkungen eines deutsch- 
amerikanischen Zollkrieges zusammen, so liegen die Chancen 
keineswegs günstig für uns. Baumwolle, Kupfer — und das- 
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selbe gilt für Häute, Felle, Holz, Walfischbarten — mit Zöllen 
zu belegen, wäre für unsere Industrie, welche in der Weltwirth- 
schaft einen so scharfen Kampf zu führen hat, die unglücklichste 
Handelspolitik, die man nur wählen könnte. Dem amerikanischen 
Petroleum, Weizen, Roggen, der Gerste können wir durch unsere 
Mafsregeln nicht viel anhaben. Es blieben daher Mais, Tabak, 
Fleischwaaren und Schmalz, hinzufügen könnten wir noch frisches 
und getrocknetes Obst, Pferde und Oel, für die Repressalien 
übrig, mit welchen wir jedoch, vielleicht mit Ausnahme des 
Tabaks, eine nicht unerhebliche sofortige Belastung des Kon- 
sums übernehmen müssten. 

Andererseits können sich die Amerikaner bezüglich der 
meisten Industrieprodukte, welche sie nun nicht mehr aus 
Deutschland kommen lassen, bei anderen dasselbe oder Aehnliches 
verkaufenden Nationen so gut wie schadlos halten. Das liegt 
im Wesen der modernen Industrie, welche nicht in dem Mafse 
wie die Rohprodukte von einem bestimmten Standorte der Pro- 
duktion abhängig ist. Die Vermehrung und selbst innerhalb 
gewisser Grenzen eine Modificirung industrieller Waaren zum 
Export in entwickelten, kapitalkräftigen Volkswirthschaften, wie 
England, Frankreich, Belgien, bereitet keine grossen Schwierig- 
keiten. 

Bei uns in Deutschland hat die Industrie, welche durch den 
D in gl ey- Tarif so bedroht worden ist, durchaus kaltes Blut 
behalten und will von einer Retorsion dagegen nichts wissen. 
Nur von den Vertretern agrarischer Interessen ist einem dahin 
bezüglichen Wunsche gelegentlich Ausdruck gegeben worden. 
Dass unsere Landwirthschaft unter einer dauernden Depression 
leidet, ist leider nicht zu bestreiten, aber ich glaube, dass jeder 
Nationalökonom, der ein warmes Herz für ihr Wohlergehen hat, 
ihr einen Zollkrieg mit Amerika als Schutzmittel nicht an- 
empfehlen kann. Denn der Vortheil, der ihr aus der Vertheue- 
rung des Fleisches, Schmalzes, des Obstes, des lebenden Viehes 
erwüchse, würde reichlich dadurch aufgehoben, dass unser Zucker 
vor allem, daneben auch Hopfen und Wein von dem amerika- 
nischen Wirthschaftsgebiete ausgeschlossen werden würden. Die 
eventuelle Hausse von Mais nützt ihr wenig, da der Anbau des- 
selben bei uns keine Rolle spielt, eine von anderen Cerealien 
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bliebe vermuthlich auch nicht aus, falls sich damit der deutsche 
Markt für die kommenden Monate noch nicht versehen haben 
sollte. Den Ausfall der diesjährigen Ernte vermag heute Nie- 
mand vorauszusagen, und ein niedriger Weltmarktpreis müsste 
alle HofTnungen zu Schanden machen, die auf die Femhaltung 
der amerikanischen Zufuhr gesetzt werden. Für eine künftige, 
vielleicht mögliche Getreidepreiserhöhung bei Wiederholung der 
Ernte- und Marktverhältnisse von 1897 eine dauernde, sicher 
eintretende, grosse Schädigung der Industrie, des Handels, der 
Schifffahrt einzutauschen, könnte der deutschen Landwirthschaft 
doch nur rathen, wer von der Rückwirkung jener Produktions- 
zweige auf diese gar kein Verständniss hat, und die Verschärfung 
des Gegensatzes der grossen nationalen Erwerbszweige für 
nichts achtet. Dies ist gegenwärtig um so mehr zu betonen, 
als von Gemeinsamkeit der Interessen viel gesprochen wird, 
welcher die grossen Erwerbstände ihre Politik unterordnen 
sollen. Bei dem »Schutz der nationalen Arbeit« kommt es nach 
unserer Auffassung nicht blos darauf an, den fremden vernich- 
tenden Wettbewerb zu unterbinden, sondern ihn auch ausser- 
halb des Vaterlandes im Auge zu haben. Eine gleichmässige 
staatliche Fürsorge für alle produktiven Kräfte ist nicht in einem 
geschlossenen Handelsstaate zu verwirklichen, zu dem Panamerika 
oder greater Britain nicht einmal vollständig ausreichen würden, 
sondern nur innerhalb der Weltwirthschaft, und zwar auf Grund- 
lage von Handelsverträgen. Unsere Volkswirthschaft ist auf einen 
grossen Export eingerichtet, von welchem Millionen Menschen 
abhängig sind. Derselbe ist zudem die Voraussetzung eines 
dauernden Imports, welchen weder die Konsumenten in Form 
von Nahrungsmitteln, noch die Industrie in Form von Roh- oder 
Hülfsstoffen entbehren kann. 

Wenn wir also ausreichende Gründe haben, einen Zollkrieg 
mit den Vereinigten Staaten zu vermeiden, so könnten wir ver- 
suchen, um uns aus der gegenwärtig drückenden Lage zu be 
freien, Verhandlungen gemäss der oben erwähnten Bestimmung 
der Dingley Bill anzuknüpfen, nach welcher eine Herabsetzung 
der amerikanischen Zölle irgend einem Lande gegenüber zulässig 
ist, falls dasselbe ein Aequivalent bezüglich der Einfuhr ameri- 
kanischer Produkte zugesteht. Auf den ersten Blick scheint 
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diese Bestimmung nur auf billiger Gegenseitigkeit zu beruhen. 
In Wahrheit tiiäte sie dies aber nur, wenn wir ebenfalls einen 
exorbitant hohen Tarif hätten, oder ihn auch erhöht hätten, wie 
die Vereinigten Staaten. Wir haben aber unsere Abgaben nidit 
verändert, und nun kommen die Amerikaner und verlangen eine 
Herabsetzung luiseres früheren, verhältnissmasäg niechigen öster- 
reichischen Vertragstarifes. der gegen sie zur Anwendung kommt, 
dafür, dass sie von ihrer Erhöhung etwas nachlassen. 

Diese 20 Proc.-Klausel klingt geradezu als eine Verhöhmoig 
unserer Zollpolitik. 

Dass die Vereinigten Staaten einige Zölle herabsetzen 
könnten, ohne ihre Industrie zu schädigen, ist ohne Weiteres 
zuzugeben, da sie sich unter dem minderen Schutz von 1880 
bis 1890, wie im ersten Abschnitt gezeigt worden ist, grossartig 
ausbilden konnte. Wir hingegen müssten zum Schaden unserer 
Landwirthschaft, welche sich nicht im Aufschwünge, sondern in 
der Depression befindet , Opfer bringen und hätten dazu nach 
der deutschen Auffassung der Meistbegünstigfung die zugfötan- 
dene Herabsetzung auch noch einer Reihe europäischer Staaten 
zu gewähren. Zu überlegen wäre höchstens Folgendes: Gegen- 
wärtig ist bei uns noch von 1894 her das Einfuhrverbot von 
lebendem Rindvieh und frischem Rindfleisch den Vereinigten 
Staaten gegenüber in Kraft, und zwar aus einem sanitären Grunde, 
weil bei einigen Sendungen Texasfieber konstatirt worden war. 
Es wäre vielleicht möglich, eingehende KontroUmafsregeln an 
die Stelle des allgemeinen und absoluten Verbotes zu setzen, 
deren Einrichtung und Durchführung zum Theil auch auf die 
Exporteure entfallen könnten, falls ihre Regierung einen ernst- 
lichen Willen dazu zeigte. Dieses Vorgehen von Seiten Deutsch- 
lands hat die amerikanischen Landwirthe, welche für den grössten 
Theil der Union das Vorhandensein dieser Viehkrankheit ab- 
leugneten, arg verstimmt und es ist gelegentlich behauptet 
worden, dass die differentielle Behandlung des deutschen Zuckers 
im Wilson- Gesetz als Wiedervergeltung gegen uns gerichtet 
gewesen sei. 

Wenn sich in ähnlicher Weise wie in der Saratogafconvention 
für diesen Streitfall ein Ausgleich finden liesse, und damit der 
deutsch-amerikanischen Handelspolitik die Animosität genommen 
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würde, welche sie in der letzten Zeit beherrscht hat, so wäre 
dies mit Freuden zu begrüssen, doch steht es unter allen Um- 
ständen fest, dass die Zukunft unserer geschäftlichen Beziehungen 
zu den Vereinigten Staaten einer anderen Basis bedarf, als einer 
solchen, welche in den Abmachungen von Fall zu Fall ge- 
schaffen wird. 

Wir müssen dahin streben, mit den Vereinigten Staaten einen 
Gegenseitigkeitsvertrag abzuschliessen , der für eine längere 
Reihe von Jahren den Interessen beider Parteien entspricht. 
Wie aber die Erörterungen über die Eventualität eines Zoll- 
krieges gezeigt haben, ist unsere wirthschaftliche Position unserem 
Gegner gegenüber nicht derart, dass wir etwas uns Befriedigen- 
des zu erreichen vermögen. Nur in der Gemeinsamkeit mit 
anderen liegt das Heil. Wir müssen ims mit denen verbin- 
den, welche gleiche oder ähnliche Interessen den Amerikanern 
gegenüber haben, welche ebenso wie wir in ihrer Vereinzelung 
von der Ueberlegenheit des grossen und vielseitigen trans- 
atlantischen Wirthschaftsgebietes zu leiden haben. Dies sind, 
wenn auch mehr oder minder alle westeuropäischen kontinentalen 
Staaten, an erster Stelle Oesterreich-Ungarn, Frankreich, Belgien, 
dann die Schweiz, die Niederlande, Italien, Spanien und Portugal, 
Dänemark, Skandinavien, endlich in entfernterem Grade Rumänien, 
Bulgarien und Serbien. 

Der Zweck der Vereinigung soll gerichtet sein einerseits 
auf den Schutz der westeuropäischen Landwirthschaft , anderer- 
seits auf die Erhaltung der westeuropäischen Exportindustrie. 
Es wird nicht darauf zu rechnen sein, sofort alle die genannten 
Staaten neben Deutschland zu einem gemeinsamen Vorgehen zu 
bestimmen, aber nach und nach würde der Anschluss nicht aus- 
bleiben, wenn der Anfang z. B. vom Dreibunde, Belgien und 
der Schweiz gemacht worden wäre. Die Vortheile des Schutz- 
vertrages würden den Zögernden alsbald einleuchten, und zwar 
um so mehr, als sie sich jetzt erst recht vereinzelt und schwach 
vorkommen müssten. Der Vertrag unter den genannten euro- 
päischen Mächten hätte darin zu wurzeln, dass alle sich gegen- 
seitig verpflichteten, mit den Vereinigten Staaten ein Tarif- 
abkommen zu treffen, welches in seinen Grundzügen ein gleich- 
artiges ist, ferner dasselbe nur zu ratificiren, wenn für die Neben- 
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mächte ein gleiches oder ähnliches, alle befriedigendes, durchaus 
gesichert ist. Bei dem Beginne der Verhandlungen mit den Ver- 
einigten Staaten wäre auf dieses Vorhaben von vornherein hin- 
zuweisen, womit dann wohl jenseits des Oceans die Ueber- 
zeugung Platz greifen würde, dass Europa nicht so »alters- 
schwach« ist, als die Jingos sich seit lange eingebildet haben. 
Sollten jedoch unsere handelspolitischen Gegner Abmachungen 
in diesem Sinne zurückweisen, so würde jetzt ein Zollkrieg den 
Alliierten ebenso empfohlen werden dürfen, wie er den einzelnen 
Staaten abzurathen ist. Ein Prohibitivzoll gegen amerikanischen 
Tabak, Fleisch, Schmalz, Mais, gegen alle industriellen Produkte 
von fünf oder mehr europäischen Ländern zugleich ausgesprochen, 
müsste auf die nordamerikanischen Producenten ganz anders 
empfindlich wirken, als wenn er von Deutschland allein ausginge. 
Eine differentielle Behandlung der Rohbaumwolle gegenüber der 
ägyptischen, indischen, brasilianischen, chinesischen u. s. w., 
femer der amerikanischen Bergbauprodukte gegenüber den 
spanischen und sonstigen europäischen wäre auch zu überlegen, 
da einerseits die so erzeugte Vertheuerung von Rohmaterial 
für die Industrie von den Konkurrenten einer Reihe von Staaten 
gleichmässig getragen würde, andererseits England bei der Ver- 
wirklichung des britischen Welt -Einheits- Staates die Benach- 
theiligung fremder Rohstoffe auch ins Auge gefasst hat. Wenn 
aber auch der kontinentalen Industrie Westeuropas durch diese 
differentielle Behandlung der Vereinigten Staaten einige Schwierig- 
keiten erwachsen sollten, fiir unsere Gegner wären die Gefahren 
weit bedeutender. Denn die Rohbaumwollproduktion, welche 
gegenwärtig bereits den Mitbewerb Asiens und Afrikas recht 
empfindet, litte nicht nur unter einem Absatzmangel während 
des Zollkrieges, sondern müsste die rasche Erweiterung des 
Anbaugebietes ihrer asiatischen und afrikanischen Konkurrenten 
in Folge der verstärkten europäischen Nachfrage stillschweigend 
mit ansehen. 

Wenn nun gegen die Zölle der europäischen Verbündeten 
Repressalien ergriffen würden, also die Waaren von dort mit 
Einfuhrverboten oder erhöhten Zöllen belegt würden, so hätte 
dies nun nicht mehr die Konsequenz, dass davon alle Industrie- 
staaten profitiren würden, wie dies der Fall wäre, wenn Deutsch- 
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land allein mit seiner Industrie vom amerikanischen Wirthschafts- 
gebiete abgeschlossen wäre. Ein Vortheil für England bliebe 
freilich nicht aus, so lange dasselbe nicht ebenfalls mit dem 
Nachbar Kanadas in Konflikt gerathen wäre. 

Im Allgemeinen ist indessen nicht daran zu zweifeln, dass 
es zu einem solchen Zollkrieg nicht kommen würde. Beide Par- 
teien hätten ein grosses Interesse daran ihn zu vermeiden, die 
Vereinigten Staaten aber jedenfalls in noch höherem Mafse als 
ihre Gegner. 

Die abzuschliessenden , in der Hauptsache gleichartigen 
Tarifverträge zwischen den gemeinsam handelnden europäischen 
Mächten und der nordamerikanischen Union hätten nun folgende 
Bestimmungen zu enthalten: 

1. Festlegung der Abmachungen auf zehn Jahre, um den 
Handelsverhältnissen die nöthige Stetigkeit zu verleihen und um 
eine ungestörte Entwickelung der Produktionszweige zu ge- 
währleisten. 

2. Zulassung amerikanischer Produkte in die europäischen 
St pn» ii n ungefähr zu den Zollsätzen, die gegenwärtig in 
])c zur Anwendung kommen. Zur Zeit des Wilson- 
Ta mch gegenwärtig ist nicht von amerikanischer Seite 
"!a! agt worden, dass sie an sich zu hoch wären. Ob 

ii tionen zu erhöhen oder herabzusetzen sind, ist 

n.r offene Frage. 

igung des amerikanischen Zolles ungefähr in Höhe 
C' Tärifes. Mit demselben ist der Industrie ein reich- 

1' z verliehen, zugleich aber auch Europa die Möglich- 

1 1, exportfähig zu bleiben. 

schluss der Meistbegünstigung. Derselbe scheint mir 
: beider Parteien zu liegen. Die Vereinigten Staaten 
..-ii do ihren panamerikanischen Bestrebungen nachgehen und 
mit Greater Britain sich einigen, wie es ihnen beliebt, womit sie 
ein Gegengewicht gegen die kontinentalen Staaten Westeuropas 
in der Hand hielten. Die letzteren könnten bei Verträgen mit 
Russland, England, Südamerika die verfügbare Freiheit in gleicher 
Weise sich nützlich machen. Für sie käme ausserdem noch 
in Betracht, dass ihnen die Meistbegünstigung ein nur unter 
einander anwendbares Mittel sein sollte, sich fester zu verbinden, 

V. Sartorius, Handelspolitik d. Ver. St. 5 
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und gewissermafsen eine in Aussicht gestellte Prämie für die- 
jenigen westeuropäischen Länder, welche sich zunächst von den 
Vertragsstaaten fem gehalten hätten. 

Das in Vorschlag gebrachte Zusammengehen der Staaten, 
welches bei der Aufhebung des Dingley-Tarifes perfekt sein 
sollte, ist nun keineswegs ein westeuropäischer Zollverein, aber 
doch ein Schritt auf dem Wege dorthin. Die Kontrahenten 
haben sich zunächst nur in einer Richtung gebunden; ob sie 
auch mit Russland und dem englischen Weltreiche Verträge 
eingehen wollen, welche unter einander materiell gleich oder 
ähnlich sind, wäre weiterfiin zu diskutiren. Sie würden alle auch 
Handels- und Zollverträge mit einander vereinbaren, bei welchen 
jeder seine Sonderinteressen wahren könnte. Doch wäre es wohl 
möglich, dass das Abkommen mit den Vereinigten Staaten hier- 
auf eine Rückwirkung äusserte. So richtig es ist, dass die Ver- 
einigten Staaten allen ein wirthschaftlicher Gegner sind, so sind 
sie es doch nicht auf allen Gebieten gleichmässig oder nicht in 
gleicher Intensität. Diejenigen, welchen der amerikanische Kol- 
lektivvertrag weniger am Herzen liegt, wären daher durch Ver- 
günstigungen bei den internen westeuropäischen Abmachungen 
zu bewegen, auch an jenem Theil zu nehmen. 

Falls sich Dänemark anschlösse, so würde auch leichter 
zwischen ihm und Deutschland eine Einigung über den Erwerb 
der westindischen Inseln stattfinden. St. Thomas wäre an erster 
Stelle ein Freihafen für alle Mächte, die sich gegen die Ver- 
einigten Staaten verbunden hätten, an zweiter jedoch auch für 
andere, aber nur auf Grundlage specieller Abmachungen. 

Um wiederum auf die handelspolitischen Bedürfnisse Deutsch- 
lands zurückzukommen, so ist denselben also heutzutage ausser- 
* halb des Verbandes mit seinen Nachbarstaaten nicht mehr zu 
entsprechen. Beharren wir in der Isolirung, so können wir unter 
dem Druck des europäischen wie überseeischen Wettbewerbes zur 
Ernährung unserer Bevölkerung und Erhaltung unserer Steuer- 
kraft kein anderes Ziel haben, als die einseitige Ausbildung des 
absoluten Industrielandes. Durch fortgesetzte Anstrengung 
müssten wir versuchen, die Zollschranken anderer Länder zu 
durchbrechen, und wenn wir dabei zur krassesten Einseitigkeit 
kommen sollten. Wir würden das nachmachen müssen, was 
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England vor fünfzig Jahren ohne Schaden für seine politische 
und wirthschaftliche Weltstellung riskiren konnte: die agraren 
Kräfte den industriellen aufopfern. Aber die Lage dieses Landes 
war damals eine ganz andere, als die heutige des deutschen 
Reiches. Die Industrien in dem kontinentalen Europa sowie in 
Nordamerika waren noch in der Kindheit, und für die englischen 
war für lange Zeit auf ein Weltmonopol zu rechnen. Heute 
giebt es hingegen zahlreiche hochentwickelte Industrieländer, zu 
denen noch mehr hinzukommen werden, so dass Deutschland 
eine so exceptionelle Stellung niemals einnehmen könnte. Die 
englische Handelspolitik ist ferner auch nur im Hinblick auf das 
Kolonialreich und die starke Kriegs- und Handelsflotte zu ver- 
stehen. Denn während im Mutterlande die industriellen Kräfte 
immer einseitiger gepflegt und gross und stark wurden, war man 
bemüht, die agraren in den Tochterstaaten zu entfalten, und die 
Schifffahrt verband beide zu einem fördernden Austausche. Wenn 
ein einheitliches britisches Weltreich entstehen sollte, so ist in 
demselben nur ein kleiner Theil ausschliesslich industriell, ähn- 
lich wie in der nordamerikanischen Union, wo die einseitig 
industriell ausgebildeten Neuenglandstaaten einem grossen land- 
wirthschaftlichen und einem nur massig ausgedehnten gemischten 
Gebiete gegenüberstehen. 

Deutschland würde bei aller Anstrengung nur zu bald auf 
einen Punkt kommen, über den es nicht heraus könnte. Die 
grossen Weltwirthschaftsgebiete, von denen jedes dahin strebt, 
zu einem harmonischen Ganzen zu werden, würden in selbst- 
genügsamer Kraft ihre Thüren schliessen und uns mit unseren 
Waaren draussen stehen lassen. Dann hätten wir unsere Land- 
wirthschaft ruinirt, deren Förderung im Sinne steigender Inten- 
sität und Umbildung doch möglich gewesen wäre. 

In einem Zollverein der kontinentalen Staaten Westeuropas, 
welcher aus den oben empfohlenen Schutz- und Handelsverträgen 
später erwachsen könnte, würde der industrielle Fortschritt Deutsch- 
lands auch nicht ausbleiben, nur würde er ein gemässigteres Tempo 
einschlagen müssen, erstens, weil wir in den kommenden Han- 
delsverträgen auf unsere Nachbarn, wie Belgien, Oesterreich, 
Schweiz, Rücksichten zu nehmen gehabt hätten, und zweitens, 
weil durch den dauernden Schutz der Landwirthschaft diesem 
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Produktionszweige der Theil der Volkskraft erhalten bliebe, welcher 
sonst in die stoffverarbeitenden Gewerbe abgelenkt worden wäre, 
resp, weil ihm neue Kapitale und Arbeitskräfte zugeführt werden 
müssten. 

Nach den Anschauungen, welche in dieser Schrift ausge- 
sprochen sindj lässt sich der Entwickelungsgang der Weltwirth- 
schaft in dieser Weise denken: Die vier grossen Wirthschafts- 
gebiete Greater Britain, Panamerika, Russland in Europa und 
Asien, der westeuropäische Verband, gelangen zu einer weiteren 
Ausbildung ihrer agraren, industriellen, kommerziellen Einrich- 
tungen und Kräfte , deren Bethätigung zunächst mit denl hei- 
mischen Absätze zu rechnen' hat. Die Vortheile des grossen 
Wirthschaftsgebietcs, m welchem der Gegensatz von Agrar- und 
Industriestaat ausgeglichen ist, ist kein weltwirthschaftliches 
Privilegium mehr, sondern die selbstverständliche Grundlage für 
die grosse Produktion überhaupt. Wer mächtig ist, braucht 
den Verkehr mit anderen nicht zu scheuen. Die wirthschäft- 
lichen Weltreiche werden sich nicht in falscher Selbstgefällig- 
keit von einander abschliessen, sondern auf Grundlage von Ver- 
trägen ihre Individualität, zu der jedes gelangen muss, be- 
nutzen, um Waaren und Wissen gegeneinander auszutauschen. 
Worin die Sonderheiten dieser grossen Gebilde dereinst bestehen 
werden j das zu sagen, wäre heute ein zu kühnes Unterfangen. 
,Dass Westeuropa dabei zu kurz kommt, ist indessen nicht 
wahrscheinlich. Mit dem grossen Wirthschaftsgebiete wird 
freilich der in der Weltwirthschaft nicht zu unterschätzende 
Unternehmungsgeist der Amerikaner, den wir im ersten Ab- 
schnitte als damit im Zusammenhange stehend gekennzeichnet 
haben, nicht gewonnen sein, denn die europäische Vergangen- 
heit hat ihren besonderen langen Verlauf hinter sich. Die Ge- 
schichte hat hier zu einer Vielartigkeit des nationalen Wesens 
geführt, welche, wenn sie nicht mehr wie heute die endlose Ver- 
anlassung zu einem gegenseitigen Aufreiben ist, eine unvergleich- 
liche Gesammtkraft entfalten muss. 
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